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Kennen Sie Herrn Joule? 
Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Zumindest soll unsere tägliche 
Nahrung möglichst wenig Kilokalori­
en beinhalten. Doch immer öfter liest 
man statt dieser bekannten Einheit 
das KiloJoule. Es erinnert an den eng­
lischen Physiker James Prescott Jou­
le. 

Joule wird am 24. Dezember 1818 
in Salford (Eng land) geboren. Nach 
seinem Physik- , Mathematik- und 
Chemiestudium arbeitet er als Privat­
gelehrter. Zu Beginn seiner wissen­
schaftlichen Laufbahn erregen elek­
tromagnetische Effekte sein Interes­
se. Bereits mit 20 Jahren konstruiert 
er einen Elektromotor. Da er hierbei 
die Drehbewegungen eines elektri­
schen Leiters in einem Magnetfeld 
ausnutzt, untersucht er die Magneti­
sierung von Eisen. Joule entdeckt , 
daß Eisen nur bis zu einem bestimm­
ten Sättigungsgrad magnetisiert wer­
den kann und daß dabei eine Län­
genänderung (Magnetostriktion) auf­
tritt; ein Effekt, der zur Ultraschaller­
zeugung ausgenutzt wird . 

Die bei fließenden elektrischen 
Strömen entstehende Erwärmung 
der Leitungen untersucht er genauer 
und faßt seine Ergebnisse in einem 
Gesetz (Joulesches Gesetz) zusam­
men. Je mehr Widerstand ein elektri­
scher Leiter hat oder je mehr Strom 
durch das Kabel fließt , desto mehr er­
wärmt sich die elektrische Leitung. 
Dies kann sogar so weit gehen, daß 
ein elektrischer Draht aufglüht - wie 
in der Glühbirne - und durchbrennt. 

Während seiner Versuche mit Elek­
trizität kommt Joule zu dem Schluß, 
daß mechanische Energie in Wärme 
umgewandelt wird. Diese These ver­
sucht er experimentell nachzuwei­
sen. Mit einer Vielzahl von verschie-

denen Versuchsanordnungen und 
immer feineren Meßgeräten gelingt 
es ihm schließlich, diese Äquivalenz 
von Wärme und mechanischer Arbeit 
zu beweisen. In seiner Abhandlung 
("Über die erwärmenden Wirkungen 
der Magneto-Elektrizität und über 
den mechanischen Wert der Wärme") 
zeigt er, daß der durch Induktion er­
zeugte elektrische Strom gleich dem 
Strom aus einer Batterie ist. Weiter 
setzt er die mechanische Drehbewe­
gung, z. B. in einem Elektromotor, 
und die dabei induzierten elektri­
schen Ströme, die in dem Leiter Wär­
me erzeugen, in Beziehung. 

In den folgenden Jahren beschäf­
tigt er sich intensiver mit der Wärme­
lehre und den Eigenschaften von Ga­
sen. Joule ist einer der ersten Wis­
senschaftler, der Gase eingehend mit 
den Augen des Experimentators wie 
auch aus dem Blickwinkel des theo­
retischen Physikers untersucht. Bei­
de Gesichtspunkte ergänzen sich zu 
einem in sich schlüssigen Gesamt­
bild. Joule berechnet u. a. die Wär­
mebewegung der Gasmoleküle und 
erforscht den Zusammenhang zwi­
schen ihrer Geschwindigkeit und der 
Temperatur. Bei der Erwärmung eines 
Gases erhöht sich die Molekülge­
schwindigkeit. Den Gasdruck erklärt 
Joule durch das Aufprallen der Gas­
moleküle auf die Wände des Ge­
fäßes. 

Joules Schlußfolgerung, daß Wär­
me kein eigenständiger Stoff ist, son­
dern die Bewegung der Teile eines 
Körpers (z. B. ist die Wärme eines 
Gases nichts anderes als die Ge­
schwindigkeit , mit der die Gasmo­
leküle umherfliegen), findet zunächst 
keinen großen Widerhall bei seinen 
Berufskollegen. Erst nachdem sein 

Landsmann Thompson die Bedeu­
tung von Joules Ideen erkennt und 
mit ihm zusammen forscht, findet 
Joule die ihm zustehende weltweite 
Anerkennung. Rund ein Fünftel der 
Arbeiten entstammen aus Joules Zu­
sammenarbeit mit Thompson. Am 
11. Oktober 1889 stirbt er in Sale (bei 
London). 

Seine Arbeiten kennzeichnen Jou­
le als Mitbegründer der mechani­
schen Wärmetheorie. Um seine Ver­
dienste zu ehren, wurde die Maßein­
heit der Arbeit nach ihm benannt. 

(Foto: Deutsches Museum) 

Die Einheit' der Energie, Arbeit 
und Wärmemenge ist das Joule 
(J). 1 Joule ist gleich der Arbeit, die 
verrichtet wird, wenn der Angriffs­
punkt der Kraft 1 Newton in Rich­
tung der Kraft um 1 m verschoben 
wird. 

. Einheit = aus den Basiseinhei­
ten des international gültigen 
Maßsystems abgeleitete Maßein­
heit. 
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Auslandsverwendungsgesetz: 
Erste Lesung im Deutschen Bundestag 

Mit einem gemeinsamen 
Gesetzentwurf von CDUI 
CSU, SPD und FDP sollen Be­
amten und Soldaten, aber auch 
die Angehörigen der Bundes­
anstalt Technisches Hilfswerk 
motiviert werden, sich an "hu· 
manitären und unterstützen­
den Maßnahmen im Ausland 
zu beteiligen . Der Gesetzent­
wurf sieht vor, daß die im Aus­
land eingesetzten Helfer abge­
stufte Tagessätze von 50, 100 
und 150 Mark erhalten: Mit 
dem Geld sollen die mit dem 
Einsatz verbundenen Bela­
stungen und Gefahren ange­
messen abgegolten werden. Im 
Bundesbesoldungsgesetz und 
im Wehrsoldgesetz sollen hier­
fUr die rechtlichen Regelungen 
getroffen werden. Weiterhin 
sind ergänzende Vorschriften 
für den Dienstunfallschutz und 
die Beschädigtenversorgung 
zu machen. Die Kosten für die­
se Regelungen werden - die 
rückwirkend zum I. Juli 1992 
gelten sollen - für 1992 etwa 
3.5 Millionen und für 1993 75 
Millionen Mark betragen. 

Der Gesetzenwurf mit dem 
Titel "Gesetz über dienstrecht­
liche Regelungen für besonde­
re Verwendungen im Ausland 
(Ausland s verwend ungsge­
setz)" wurde am 23. April in 
erster Lesung im Deutschen 
Bundestag beraten. Erster 
Redner war der CDU/CSU­
Abgeordnete Johannes Ganz 
(St. Wendel). Er meinte, man 
bringe heute den Gesetzent­
wurf nach dem Motto "Was 
lange wähn, wird endlich gut" 
ein. Es sei allerdings reiner 
Zufall, daß das Gesetz un!)lit­
telbar nach dem Beschluß 
der Bundesregierung, Bundes­
wehrsoldaten an den Hilfsak­
tionen der UNO in Somalia zu 
beteiligen, folge . Zur Notwen-

digkeit des Gesetzes fühne 
Ganz aus: "Wie uns allen be­
kannt ist, befinden oder befan­
den sich Angehörige der Bun­
deswehr, des Bundesgrenz­
schutzes, der Zollverwaltung 
und des THW zur Erfüllung 
humanitärer und anderer Hil­
feleistungen im Ausland. Sie 
sind diejenigen, die vor On in 
Krisenregionen die politische 
Entscheidung, sich an interna­
tionalen Hilfeleistungen und 
Maßnahmen zu beteiligen, in 
die Tat umsetzen und dabei oft 
Gesundheit oder gar ihr Leben 
riskieren . .. Wenn wir Solda­
ten, Beamten und Angehöri­
gen der Hilfsorganisationen 
diese Einsatzbereitschaft ab­
verlangen, gebietet es unsere 
Fürsorgepflicht, daß ihnen die­
ser außergewöhnliche Dienst 
finanziell aufgewenet und ihr 
Risiko an Leib und Leben auch 
abgesichen wird." Der derzei­
tige Rechtszustand sei "voll­
kommen unbefriedigend", der 
Gesetzentwurf "ausgewogen", 
Abschließend sprach der Ab­
geordnete den im Auslands­
einsatz befindlichen Beamten, 
Soldaten und Helfern den 
Dank seiner Fraktion au . 

Der SPD-Abgeordnete 
Heinz-Alfred Steiner betonte 
für seine Fraktion. der Streit, 
ob der Somalia-Einsatz der 
Bundeswehr zuvor eine Ände­
rung des Grundgesetzes bedin­
ge, sollte nicht auf dem 
Rücken der Soldaten und ihrer 
Familien ausgetragen werden. 
Denn: "Seit geraumer Zeit be­
teiligen sich Angehörige der 
Bundeswehr sowohl an huma­
nitären als auch an anderen 
Einsätzen im Ausland, ohne 
daß für die Betroffenen bisher 
die notwendigen gesetzlichen 
Regelungen für einen ange­
messenen Versorgungsschutz 
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beschlossen wurden." Trotz 
wiederholter Forderungen aus 
allen Fraktionen des Bundes­
tages sei es der Bundesregie­
rung erst Anfang April gelun­
gen, dem Bundesrat einen reS­
sonabgestimmten Gesetzent­
wurf zur Stellungnahme zuzu­
leiten . Deshalb berate man 
jetzt über den von den Fraktio­
nen bereits Anfang März ge­
meinsam auf den Weg ge­
brachten Entwurf eines Aus­
lands verwendung gesetzes: 
"Diese gemeinsame Parla­
mentsinitiative war aus Sorge 
gegenüber den bereits ohne 
ausreichenden Versorgungs­
schutz eingesetzten Angehöri­
gen der Bundeswehr und ge­
genüber deren Familien drin­
gend notwendig geworden." 
Es mUsse im versorgungs­
rechtlichen Bereich "ganz 
schnell" für Rechtssicherheit 
gesorgt werden. Es sei aller­
dings in der Parlamentsge­
schichte wohl ein einmaliger 
Vorgang, daß man die versor­
gungsrechtlichen Folgen von 
Einsätzen regele, ehe man sich 
über deren rechtliche Zuläs­
sigkeit verständigt habe. 

Der FDP-Abgeordnete Dr. 
Burkhard Hirsch unterstrich, 
man sei verpflichtet, den deut­
schen Soldaten "völlige Klar­
heit darüber zu geben, mit wei­
chen Leistungen der Gemein­
schaft sie für sich und ihre An­
gehörigen rechnen können". 
Das Gesetz sei deshalb eilbe­
dürftig. Allerdings sei es "hin­
ter unseren Erwanungen" 
zurückgeblieben. Völlig rich­
tig sei, auch die Helfer des 
THW in solche Regelungen 
mit einzubeziehen, jedoch 
müsse die Frage geklän wer­
den, "ob sich diese Regelung 
nur auf THW-Helfer beziehen 
kann"; "Bei humanitären 

Einsätzen z. B. für kurdische 
FlUchtlinge aus dem Irak im 
südöstlichen Anatolien waren 
neben Helfern des THW das 
Rote Kreuz, Johanniter, Malte­
ser und andere Katastrophen­
schutzorganisationen betei­
ligt. Sie sind don nicht als Pri­
vatpersonen hingefahren. son­
dern auf Grund von Anforde­
rungen. Sie haben die gleichen 
Leistungen vollbracht und die 
gleichen Risiken auf sich ge­
nommen wie die anderen auch. 
Können wir nun wirklich die­
se Helfer, die auf Anforderung 
hin eingesetzt werden, anders 
behandeln als die Helfer des 
THW?" frage der FDP-Abge­
ordnete und Hußene "ernsthaf­
te Zweifel". 

Für die Gruppe PDSlLinke 
Liste meldete die Abgeordne­
te Andrea Lederer massive Be­
denken an. Für sie sei der Ge­
setzentwurf "ein weiteres Mo­
saiksteinchen, um das umzu­
setzen, was die Bundesregie­
rung intendien. nämlich die 
Bundeswehr künftig weltweit 
einsetzen zu können". Außer­
dem werde ein Widerspruch 
deutlich. Einerseits werde be­
hauptet, man solle finanzielle 
Anreize schaffen, damit sich 
Beamte und Soldaten an inter­
nationalen Einsätzen beteili­
gen, andererseits werde ge­
sagt, "daß sich angeblich so 
wahnsinnig viele Männer da­
nach drängen, in internationa­
len Ein ätzen aktiv werden zu 
können". Die Frage sei , was 
nun stimme. Im übrigen, so die 
Abgeordnete, glaube sie nicht, 
daß die Absicht bestehe, zivile 
Organisationen stärker heran­
zuziehen: "Sie wollen alles im 
Rahmen von militärischen 
Strukturen belassen." Man 
habe noch nicht einmal das po­
litische Signal für notwendig 



gehalten, zivile Organisatio­
nen, "die wirklich in einem 
ganz großen Maße humanitäre 
Arbeit leisten", in ihrer Arbeit 
zu unterstUtzen. 

Dr. Wolfgang Ullmann von 
der Gruppe BUndnis 90IDie 
GrUnen dankte einleitend den­
jenigen, "die jetzt schon zum 
Teil in nicht ungefllhrlicher 
Weise humanitäre Hilfe lei­
sten" und meinte, mit dem Ge­
setzentwurf gehe man "ganz 
schön in die vollen". Es gebe 
eine ganze Reihe von Fragen, 
zum Beispiel nach der Rechts­
grundlage und nach den Di­
rektiven, die die im Ausland 
einzusetzenden Beamten und 
Soldaten erhalten. Eine weite­
re Frage sei, woher denn das 
erforderliche Geld kommen 
soll. Er werde sich deshalb mit 
dem Gesetzentwurf nicht be­
schäftigen, wohl aber mit den 
aufgeworfenen Fragen. 

Bevor der Gesetzentwurf an 
die Ausschüsse des Bundesta­
ges überwiesen wurde, melde­
te sich der Abgeordnete Dr. IIja 
Seifert von der POSILinke li­
ste zu einer Kurzintervention 
und fragte, ob es "dem nun­
mehr großen Deutschland 
nicht wesentlich besser zu Ge­
sicht stünde, die Kraft aufzu­
bringen, nicht kriegerisch ir­
gendwo in der Welt aufzutre­
ten, sondern ausschließlich 
friedliche Konfliktlösungen zu 
betreiben und in diesem Zu­
sammenhang zivile Organisa­
tionen, die humanitäre Hilfe 
leisten, die entsprechenden 
MögliChkeiten einzuräumen". 

Der Bundesrat befaßte sich 
am 7. Mai mit dem schon an­
gesprochenen Gesetzentwurf 
der Bundesregierung, der 
ebenfalls das Ziel hat, Aus­
landseinsätze mit bis zu 150 
Mark pro Tag abzugelten. In 
seiner Stellungnahme hat der 
Bundesrat allerdings festge­
halten, daß das Gesetz letztlich 
der Zustimmung des Bundes­
rates bedürfe, da es ,,Maßstäbe 
auch für die Beamten anderer 
Dienstherren" setze. Außer­
dem hält der Bundesrat die 
gleichzeitige Gewährung des 
Aus land s verwend u n g s zu­
schlags neben Tagegeldern der 
Vereinten Nationen von bis zu 
160 US-Dollar pro Tag, der 
weiterlaufenden Inlandsbesol­
dung und gegebenenfalls von 

Leistungen nach der Aus­
landstrenn u ngsgeld verord­
nung für "überzogen". Zumin­
dest die Anrechnung der UN­
Tagegelder sei erforderlich, 
soweit sie nicht fUr anderwei­
tig nicht abgegoltene tatsächli­
che Kosten fUr Unterkunft und 
Verpflegung benötigt wUrden. 
Schließlich bittet der Bundes­
rat zu prUfen, ob eine entspre­
chende Zulage auch fUr Beam­
te, die bei Einsätzen im Inland 
besonderer Gefahren ausge­
setzt sind, wie beispielsweise 
Sonderkommandos der Poli­
zei, vorgesehen werden könne. 

Die weiteren Beratungen 
werden demnach nicht einfach 
sein. 

Mecklenburg­
Vorpommern: 

Ausschuß 
für Katastrophen­
schutz gebildet 

"Der Katastrophenschutz ist 
eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe", erklärte Innenmini­
ster Geil anläßlich der Beru­
fung des Ausschusses für den 
Katastrophenschutz im Lande 
Mecklenburg-Vorpommern. 
"Er soll Maßnahmen vorberei­
ten und durchführen, die die 
Bevölkerung, Betriebe, Ein­
richtungen, Anlagen und kul­
turellen Güter sowie die Um­
welt vor den besonderen Ge­
fahren von Natur- und techni­
schen Katastrophen schüt­
zen," 

Geil stellte fest, daß der Ruf 
nach Hilfeleistung durch den 
Staat nur in dem Maße erfüllt 
werden kann, wie sich der Bür­
ger selbst in den Katastro­
phenschutz-Organisationen 
engagiert und auch in der Lage 
ist, Selbsthilfe zu betreiben. 
Nach Auffassung Geils soll 
der neugegrUndete Ausschuß 
die Interessen und das Fach­
wissen der Ministerien, der 
kommunalen Gebietskörper­
schaften, der Feuerwehren, 
Hilfsorganisationen, des B VS 
und weiterer Behörden, Kreise 
und Verbände koordinieren 
und dem Innenminister beim 
weiteren Aufbau des Katastro­
phenschutzes im Lande bera­
tend zur Seite stehen. 

Im Rahmen der konstitu­
ierenden Sitzung stellte Innen­
minister Geil klar, daß im Be­
reich des erweiterten Katastro­
phenschutzes die Anstrengun­
gen verstärkt werden mUssen, 
um beispielsweise dringend 
benötigte Zentralwerkstätten 
zur Instandhaltung der Spe­
zialtechnik einrichten zu kön­
nen. 

"Katastrophenschutz", hob 
Geil weiter hervor, "ist kein 
theoretisches und von der Pra­
xis entferntes Gebilde, son­
dern tätiger Dienst an den Mit­
menschen". Deshalb dUrfe ge­
rade in dUnnbesiedelten 
Flächenstaaten nicht mit ge­
nannten Schlüsseln operiert 
werden, da durch sie eine Be­
naChteiligung von vornherein 
gewährleistet sei. Jeder Kreis 
müsse schließlich über ein so­
genanntes "Katastrophen­
schutzpaket" verfUgen kön­
nen. 

In diesem Zusammenhang 
verwies der Minister auf das 
Landeskatastrophenschutzge­
setz, das als rechtliche Grund­
lage für das weitere Voran­
schrei ten geschaffen wurde, 
und erinnerte daran, daß dieses 
Gesetz das erste seiner Art in 
den neuen Bundesländern ge­
wesen sei. 

Zu den Aufgaben des Kata­
strophenschutzes in Mecklen­
burg-Vorpommern gehörten 
insbesondere die Bereiche 
Brandschutz, Küstenschutz, 
Bergung und Instandsetzung, 
ABC-Schutz, Strahlenschutz, 
Sanitätswesen, Betreuung, 
Fernmeldewesen, Versorgung 
und Selbstschutz. "Wenn auch 
schon 120 Fahrzeuge den Feu­
erwehren und Hilfsorganisa­
tionen zur Mitwirkung im Ka­
tastrophenschutz in den Jahren 
1991192 zur Verfügung ge­
steilt und 68 Katastrophen­
schutzeinheiten aufgebaut 
wurden, so ist dies angesichts 
wachsender technischer Ge­
fahren noch nicht ausrei­
chend", erklärte der Innenrni­
nister und forderte Bund und 
Land auf, den Katastrophen­
schutz immer auf dem neusten 
Stand zu halten. "Engagement 
im Katastrophenschutz, ist ei­
nerseits Dienst am Menschen, 
aber zugleich und ganz beson­
ders für Jugendliche eine sinn­
stiftende Chance, in eine 
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Gruppe hineinzuwachsen, de­
ren Anliegen es ist, die städti­
schen und dörflichen Gemein­
schaften zu einem blühenden 
Lebensraum zu machen." 

Der Diskussionsverlauf um 
eine neue Struktur der zivilen 
Verteidigung ist nach Aussage 
des Minister insbesondere für 
die neuen Bundesländer uner­
freulich. Dazu gehöre auch die 
lange andauernde Entschei­
dungsfindung um die Aufga­
ben und Existenz des B VS und 
des THW. Aus der Sicht des 
Landes Mecklenburg-Vor­
pommern sei die getroffene 
Entscheidung für den Erhalt 
der beiden Einrichtungen selu' 
zu begrUßen. 
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Podiumsdiskussion 
mit Politikern 
im Ostseebad 
Kühlungsborn 

Ah Kooperation ... veranstal­
tung füht1e kürzlich die Kon­
rad-Adenauer-StiflUng. Ro­
Mock, mit dem Bundc'werband 
für den Selbmchull (BVS) 
eine Fachtagung in Kühlungs­
born durch. Thema war die Si­
cherheiISpolilik und der Zivil ­
schutz in Mecklenburg-Vor­
pommern. 

Der BVS hat hier im Rah­
men ~einc ... geset71ichen Il1for­
l11ation ... aurtrage~ einen ersten 
Einstieg in seine ,,"ünftige Ar­
beit in den neuen Bundeslän­
dern erreicht. Vor einem hoch­
intere ... ..,ierten Kreis von Mitar­
beitern aus den Gemeinden 
und Kreilo,cn. die sich mit die­
ser Thematik beschäftigen. 
konnten Referenten aus dem 
Innenministerium. dem BVS. 
von Politi~ und Wissenschaft 
ihre Vorstellungen für eine Si­
cherheitspolitik der Zukunft 
vortragen und diskutieren. 

Einen Vcranstaltung\-
schwerpunkt bildete die Podi ­
um~diskus ... ion: 

Als eine schwierige Aufga­
be sah die Landtagsabgeord­
nete der FDP. Stefanie Wolf. 
die Akleptanswerbung für den 
Zivilschull in der Bevölke­
rung. Dringend erforderlich 
sei eine enge Zusammenarbeit 
mit KOlTImunalpolilikem. Die 
persönliche Betroffenheit des 
Bürger. sei nur IU clTcichcn, 
wenn der Doppelnullen des 

Zivilschutlcs. a1:-.0 auch ein 
Nutzen für Gefahren des All­
tags und im Katastrophenfall. 
verdeutlicht werde blw. sogar 
im Vordergrund Mehe. 

Der CDU-Landwgsabge­
ordnete Reinhard Thomas 
,ieht es als zwingend an. daß 
sich auch das Parlament bzw. 
die einzelnen Pal1cien mit dem 
Ziviischull nach bundesdeut­
schen Gesetzen befassen. Ein 
wichtiger A'pekt sei für ihn 
die bereits erfolgte Veranke­
rung des Selb'tschutzC> im 
neuen KataSirophenschutzge­
setz des Landes Mecklenburg­
Vorpommern vom 4. Novem­
ber 1992. 

Thomas Mcllte heraus. daß 
das VerSländni, für den Zivil­
schUlt in der Bevölkerung 
Medlenburg- Vorpommern 
vorhanden sei, was ja nicht für 
alle alten BundesHindern - zu­
mindest was die Politik beträ­
fe - gesagt werden könne. Er 
sieht auch in der Zukunft Ge­
fahren durch militärische Aus­
einanderSCI71lllgen und techni­
sche Katastrophen. Seiner An­
sicht nach ist Überzcugungsar­
beil tU lei<.,ten, um dies der Be­
völkerung deutlich lU machen. 

GÖI7 Kreuzer. Landtagsab­
geordneter der LUPDS. führ­
te aus. daß das Thema .. Bevöl­
kerungsschuLZ" zu wichtig sei. 
um daraus einen politischen 
Streit zu machen. Das Lan­
des katastrophen sc h 1I1lgesct7 
habe. so Krculcr. troll einiger 
.. Haare in der Suppe" die Zu­
qimmung ~einer Fraktion. 

Dr. Paul Wilhehn Kolb. Prä­
,ident des Schutdorums 
Bonn. stellte an die Politik die 
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Forderung. alles zu unterneh­
men. um den Selbstschutz so­
wie die Angebote des BVS in 
den Gemeinden zu intcrgrie­
ren. Er machte darauf auf­
merksam. daß der Selb,tschutz 
IU den gesetzlichen POiehten 
der Gemeinde gehöt1. Seiner 
Meinung nach ist die Gemein­
de die GrundLClie der Gefah­
renabwehr für den Bürger. 

Einen ausführlichen Bericht 
über die Tagung. die dieser Po­
diumsdis.kuflSioll vorausging, 
veröffentlicht .. Bevölkerungs­
schutz" in der nächsten Aus­
gabe. 

Unser Foto zeigt die Teil­
nehmer der Podiumsdi,kussi­
on (von links): Stefanie Wolf 
(FDP). Reinhardt Thomas 
(CDU). Peter Eykmann (Mo­
deration). GÖIl Kreuzer 
(LUPDS). und Dr. Paul Wil­
helm Kolb. 

Erika Stein bach­
Hermann mit der 
BVS-Ehrennadel 
ausgezeichnet 

Die Frankfut1er CDU-Bun­
deSiagsabgeordnete Erika 
Stcinbach-Hermann wurde im 
Frankfut1er Römer mit der Eh­
rennadel des Bundcs.verban­
des für den Selbsl>chutz aus­
gezeichnet. Rund 100 Gäste 
aus Politik und Wit1schaft. 
Vet1reterder Frankfurter Hilfs­
organisationen und der Presse 
waren der BVS-Einladung in 
Frankfut1, Rathaus gefolgt. 

Als livilschullpolitische 
Sprecherin der CDU/CSU-

Fraktion habe sich Steinbach­
Hennann permanent für die 
Belange des Zivilschulle, ein­
gesetzt. '0 BVS-Direktor Hel­
mut Schuch. Sie habe wesent­
lich lurn lukünftigen lind ein­
heitlich vom Bund organisier­
ten Zivilschutz beigetragen. 
Schueh: . .lhr kontinuierliches 
Engagement hat dazu gefüht1. 
daß Selb"schutz nicht auf die 
Planung für einen etwaigen 
Krisen-. Spannungs- oder Ver­
teidigungsfall reduziet1 wur­
de. Mit Ihrer Unterstützung i>t 
es gelungen. ein zukunftsori­
entiet1es KonLCpt politisch 
mchrheitsftihig LU machen, das 
neben planerischen Maßnah­
men auch den notwendigen 
Praxisbel.ug aufweist. Ohne 
diesen Praxisbezug ist Selbst­
schutz nicht denkbar." 

Akzeptanz sei, '0 Schuch, 
für einen effektiven Zivil­
schutz in allen gesellschaftlich 
relevanten Gruppierungen Ull­

erläßlich. Infonnation und 
Aufklärung sowie eine umfas­
sende Au,bildung seien Berei­
che. die nicht nur am .. grunen 
Tisch" zu planen seien. Sie 
müßten dem Bürger bereits 
heute angeboten werden. um 
Selbsthilfe im Ernstfall über­
haupt zu ermöglichen. Auch 
die Motivationsarbeit sei nicht 
theoretisch zu bewältigen. Es 
handele ~ich vielmehr um ei­
nen langwierigen Bewußt­
::.einsprozeß. der nicht erst im 
Notfalllrainiert werden könne. 

Nach einer Schilderung der 
BVS-UmSirukturierung stellte 
Schuch fest: .. Auch in Zukunft 
wird sich der BVS als unent­
behrlich erwei,en. den SelbSl­
,chutzgedanken zu fördern 
und aktiv umzusetLen:' Dabei 
werde man noch slärker auf die 
Mitarbeit von ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfern ange­
wiesen ~ein. 

Erika Steinbach-Hermann 
erklät1e. der BVS sei weiterhin 
ein entscheidender und wichti­
ger Faktor im Bevölkerungs­
schutz. Sie erinnerte daran, 
daß nach der Wiedervereini­
gung und der anftinglichen 
.. Euphorie des ewigen Frie­
dens" eine AuOösung des BVS 
kurz bevorstand. Millierweile 
haben neue Erkenntnisse zu ei­
nern Ergebnis gefüht1, welches 
den Fot1bestand des BVS si-



chen und vom Innenausschuß 
mehrheitlich getragen wird. 

Die künftigen Aufgaben des 
BVS seien bei weniger haupt­
amtlichem Personal und 
gleichzeitiger Ausdehnung auf 
die neuen Länder nicht einfa­
cher geworden. .,Aber", so 
Steinbach-Hermann, "die Zu­
kunft ist gesichert." 

Im Hinblick auf die ehren­
amllichen BVS-Mitarbeiter 
sagte Steinbach-Hermann: 
"Eine Demokratie kann sich 
nicht mehr wünschen, wie das 
ehrenamtliche Engagement 
seiner Mitbürger. Der BVS ist 
hierbei Vorbild."Zudem erhal­
te dieses Engagement, bei all­
gemein zurückgehenden Hel­
ferzahlen, künftig existentielle 
Bedeutung. 

Für die Frankfurter Hilfsor­
ganisationen sprach deren Vor­
sitzender Jürgen Maier, zu­
gleich Ortsbeauftragter des 
Frankfurter THW. "Sie meint 
es nicht nurehrlich mit dem Zi­
vil- und Katastrophenschutz, 
sie praktiziert dies auch in der 
Wirklichkeit", so Maier. 

Im Hinblick auf die vorge­
sehenen Einsparungen im 
Bundeshuushalt sagte Maier. 
daß man nicht alles eleminie­
ren solle, waseinmal war .. ,Um 
einige Millionen einzusparen. 
sollte man nicht einen Wert 
vernichten, der höher zu be­
werten ist: Die Bereitschaft 
von Bürgern, anderen zu hel ­
fen." Politiker häuen ein hohes 
Maß an Verantwortung gegen­
über den freiwilligen Helfern. 
Er forderte dazu auf, .. sich 
nicht nur um Randgruppen in 

diesem Staat, sondern auch 
wieder um den Staat selber zu 
kümmern". 

Die Stadt Frankfurt am 
Main war vertreten durch 
Stadlrätin Lilli Pölt. Sie über­
brachte die Grüße des Ober­
bürgermeisters Andreas von 
Schoeler und bedankte sich im 
Namen des Magistrats für die 
bisher vom BVS geleistete Ar­
beit. 

Bernhard Mihm, Vorsitzen­
der der CDU-Fraktion im Rö­
mer, sprach allen Hilfsorgani­
sationen und dem BVS den 
Dank und die Anerkennung 
seiner Fraktion aus. Steinbach­
Hermann, selbst lange Zeit 
Stadtverordnete in Frankfurt, 
habe eine Auszeichnung von 
einer erfolgreichen .,Friedens­
bewegung" erhalten, so Mihm. 

Der hessische Helfervertre­
ler, Peter Breitmeier, gratulier­
te Steinbach-Hermann im Na­
men aller BVS-Helfer. Breit­
meier: . .Ihnen ist es gelungen, 
die Probleme des Verbandes zu 
erkennen und zu einer Lösung 
zu führen:' 

Unser Bild zeigt Erika 
Steinbach-Hermann mit BVS­
Direktor Helmut Schuch 
(rechts) und BVS-Landesstel­
lenleiter Wemer Hachen. 

THW auch in 
Eritrea tätig 

Im gerade unabhängig ge­
wordenen Eritrea leiden die 
Menschen noch immer unter 
den Folgen des Bürgerkrieges, 

besonders unter Wassemlan­
gel. Schon seit über einer Wo­
che ist deswegen ein Voraus­
team des Technischen Hilfs­
werks (THW) im Land und be­
reitet die Wiederherstellung 
der Wasserversorgung in der 
Stadt Akordat vor. 

Akordat, das etwa 150 Kilo­
meter nordwestlich von der 
eritreischen Hauptstadt Asma­
ra liegt, ist ein wahrer Brenn­
punkt des Wasserproblems im 
ganzen Land. Geplant sind 
hier umfangreiche Arbeiten. 
die mehrere Monate lang den 
Einsatz von ständig 20 THW­
Helfern notwendig machen. 
Danach wird mit der komplet­
ten Wasserversorgung von 
Akordat eine wesentliche Le­
bensgrundlage der Stadt wie­
derhergestellt sein. Notwendig 
ist dazu auch der Neubau eines 
Pumpenhauses. 

Das THW kooperiert in 
Eritrea eng mit dem Hoch­
kommissar für Flüchtlinge der 
Vereimen Nationen (U H­
CR), dem Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit sowie dem Fach­
kräfteprogramm "Horn von 
Afrika" und der Ouo­
Benecke-Stiftung. och vor 
der technischen Soforthilfe 
geht es bei dem Projekt darum. 
daß nach dem Ende des Ein­
satzes in Asmara eine geschul­
te Mannschaft von einheimi­
schen Kräften besteht. Sie soll 
zunächst in Asmara, darüber 
hinaus aber auch in anderen 
eritreischen Städten. den Be­
trieb der Wasserversorgung si­
chern können. 

Kroatischer 
Malteser­
Hilfsdienst 
gegründet 

Vor dem Hintergrund der 
schrecklichen Ereignisse im 
ehemaligen Jugoslawien ha­
ben jetzt die Malteser als erste 
international tätige Hilfsorga­
nisation von der kroatischen 
Regierung die nationale kroa­
tische Zulassung erhalten und 
einen kroatischen Malteser­
Hilfsdienst (Hrvalska Maltes­
ka Sluzba) gegründet. 

Präsident des kroatischen 
Malteser-Hilfsdienstes ist Ja­
kob Graf zu Eltz und Vukovar, 
lange Zeit Vertreter des Mal­
teserordens bei der Bundesre­
gierung und von Oktober 1991 
bis zur diplomatischen Aner­
kennung Kroatiens durch 
Deutschland im Janaur 1992 
Repräsentant der kroatischen 
Republik mit Sitz in Bonn. 

Eindeutiger Arbeitsschwer­
punkt des Hrvatska Maheska 
Sluzba ist zur Zeit die Flücht­
lingsbetreuung. So wird er 
etwa vom deutschen Malteser­
Hilfsdienst einen Flüchtlings­
kindergarten und drei Sozial­
küchen in Zagreb überneh­
men. Während der Kindergar­
ten an die 70 Kinder beher­
bergt, versorgen die Küchen 
täglich rund 3600 Flüchtlinge 
und Bedürftige mit einer war­
men Mahlzeit. Ein weiterer 
Kindergarten ist in Planung. 
Sobald die Umstände es zulas­
sen, wollen die kroatischen 
Malteser ihren Einsatz allge­
mein im sozialen und medizi­
nischen Bereich verstärken. 

Katastrophen­
schutz-Experten 

tagten in 
Siegen-Geiswald 
Paul Breuer, verteidigungs­

politischer Sprecher der 
CDU/CS U- Bundestagsfrakti­
on, hatte zu einer regionalen 
Katast rophenschutz- Konfe­
renz nach Siegen-Geiswald 
geladen. Dort diskutierten Ex­
perten des Bundes, des Landes 
Nordrhein-Westfalen und der 
Gemeinden mit Vertretern der 
Hilfsorganisationen. Thema 
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der Veranstaltung war die eu­
konzeption des Zivil- und Ka­
tastrophenschutzes. 

Die Notwendigkeit des eh­
renamtlichen Engagements 
bezeichnete Breuer als beson­
ders wichtig. Den Staat mache 
nicht nur die staatliche Struk­
tur aus. sondern auch die Frei­
willigkeit. Diese Stabilität dür­
fe man nicht geflihrden. Breu­
er: "Es muß alles getan wer­
den, um den Helferinnen und 
Helfern das Gefühl der Über­
flüssigkeit zu nehmen." 

Erika Steinbach-Hermann, 
zivilschutzpolitische Spreche­
rin der CDU/CSU-Bundes­
tags fraktion, erläuterte die 
Hintergründe der Neukonzep­
tion. Bedingt durch die verän­
derte sicherheitspolitische 
Lage sei es nur verständlich, 
wenn auch die Bereiche des Zi­
vilschutzes neu definiert wür­
den. Anfangs sei dabei auch 
die Forderung nach einer ge­
nerellen Auflösung geäußert 
worden. "Die e Euphorie des 
ewigen Friedens ist minler­
weile verflogen, da man eine 
andere, aber keineswegs bes­
sere politische Lage vorfin­
det", so Steinbach-Hermann. 

Der Staat könne auch in Zu­
kunft nicht von seiner Ver­
pflichtung zum Schutze der 
Bevölkerung befreit werden. 
Eine Anpassung an die heuti­
ge Sicherheitslage müsse je­
doch die Haushaltslage des 
Bundes und den notwendigen 
Aufbau in den neuen Bundes­
ländern berücksichtigen. 

In diesem Zusammenhang 
sprach sich Steinbach-Her­
mann für die Notwendigkeit 
der B VS-Arbeit aus. "Die vom 
BVS angebotene Hilfe zur 
Selbsthilfe ist unverziehtbar", 
so Steinbach-Hennann. Vor 
dem Hintergrund der Reduzie­
rung von 800 auf 483 haupt­
amtliche Mitarbeiter für ganz 
Deutschland, müsse das ehren­
arntliche Element in allen Be­
reichen erhalten und gestärkt 
werden. 

Auch Ministerialrat Her­
mann Ahrens, Referatsleiter 
im BMI, betonte die Verant­
wortung des Bundes. Zur an­
gespannten finanziellen Lage 
und der notwendigen Um­
strukturierung des Zivil­
schutzes, verwies Ahrens auf 
die auslaufende Förderung des 

Schutzraumbaus. Auch Hilfs­
krankenhäuser würden künftig 
nicht mehr gebaut. 

Für den Kreis Siegen-Win­
gen tein schilderte Kreisdirek­
tor Winfried Schwarz die der­
zeitige Situation. Er lobte den 
hohen Leistungsstand aller 
Helfer. Verständnis äußerte er 
für die Frustration in der 
THW-Helferschaft, da für sie 
ein Einsatz unterhalb der Ka­
tastrophenschwelle nicht stan­
finde . 

Mit Entschiedenheit wider­
sprach Steinbach-Hermann 
der von Schwarz geäußerten 
VernlUtung einer ungerecht­
fertigten finanziellen Bevor­
zugung einzelner Organisatio­
nen, zu Lasten der Feuerweh­
ren. Sie betonte die Ver.ant­
wortung der Kommunen für 
den Brandschutz. Beispiele 
aus ihrem Wahlkreis Frank­
furtIM. zeigten außerdem, daß 
alle Organisationen auch in der 
alltäglichen Schadensbe­
kämpfung er.folgreich mitein­
ander arbeiten könnten. 
"Schließlich kommt der Dop­
pelnutzen des Zivilschutzes 
damit dem Bürger zugute", so 
Steinbach-Hermann. 

Auch Ahrens sah eine Be­
teiligung des THW an alltägli­
chen Einsätzen als reine Orga­
nis3tionsfrage. Eine Bevorzu­
gung des THW habe nicht 
stangefunden, da die Fahr­
zeug- und Minelzuweisung an 
vorgegebene Richtzahlen ge­
bunden sei, stellte der BMI­
Vertreter klar. 

Theo Disselhoffvom Regie­
rungspräsidium Amsberg 
äußerte Verständnis für die 
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Unruhe innerhalb der Feuer­
wehren. Trotzdem sprach er 
sich für eine schnelle Umset­
zung der eukonzeption aus, 
auch wenn dadurch Katastro­
phenschutz-Züge aus dem bis­
herigen Standort herausgelöst 
werden müßten. Grundlage 
dafür ist das Modell des "rech­
nerischen Durchschninskrei­
ses", der von 180000 Einwoh­
nern ausgeht. Jeder dieser 
Bundesweit 440 Durch­
schninskreise muß künftig mit 
dem gleichen Potential an Ka­
tastrophenschutz- Ei nhei ten 
des Bundes ausgestanet sein. 

Klaus Schneider, Vorsitzen­
der des Landesfeuerwehrver­
bandes Nordrhein-Westfalen, 
prach sich dafür aus, daß erst 

einmal ein "KJeinkrieg zwi-
schen den Helfern" vermieden 
werden müsse. Er wies aber 
auch darauf hin, daß ein Feu­
erwehrmann ohne Fahrzeug 
und Gerät den Brandschutz 
nicht gewährleisten könne. 

Auch Helmut Keller, stell­
vertretender Landesbeauftrag­
ter des THW, sieht Probleme 
bei der Umsetzung der 
180000er Regelung. Er be­
gründete dies mit den zu un­
terschiedlichen geographi­
schen Gegebenheiten. 

Wie Steinbach-Hermann 
zeigte auch Ahrens Verständ­
nis rur die vorgebrachten Ein­
wände. Er wisse, daß der Ab­
zug von Fahrzeugen und Gerät 
kurzfristig nicht kompen ier­
bar sei. Er betonte aber auch, 
daß eine weitere Diskussion 
zur Neugestaltung des Zivil­
und Katastrophenschutzes un­
verzichtbar sei. 

B VS-Landesstellenleiter 
Peter Eykmann schilderte die 
Auswirkungen der Neustruk­
tur auf dem BVS. TrOlz einer 
Finanzmiueleinsparung um 20 
Prozent und dem Wegfall der 
bisherigen Dienststellen dürf­
te es zu keinen Sicherheit -
lUcken kommen, so Eykmann. 
Er sah den Abend als PilOlver­
anstaltung für die zukünftige 
Arbeit des BVS und hoffte auf 
die Tragfahigkeit des neuen 
Konzepts. 

Unser Bild zeigt von links: 
Klaus Schneider, Vorsitzender 
des Landesfeuerwehrverban­
des RW, B VS-Landesstel­
lenleiter Peter Eykmann und 
Ministerialrat Hermann Ah­
rens, BM!. 

ASB: Freiwilliges 
soziales 

Engagement 
aufwerten 

Eine umfassende Förderung 
des ehrenarntlichen Engage­
ments von Bunde bürgern für 
soziale Aufgaben fordert der 
fast 750000 Mitglieder 
zählende Arbeiter-Samariter­
Bund Deutschland e. V. 
(ASB), um die Bereitschaft 
zum freiwilligen Einsatz in 
den sozialen Diensten und Ein­
richtungen zu erhöhen. Nur 
auf diesem Weg seien die in 
der Bundesrepublik ständig 
wachsenden Aufgaben in der 
sozialen Arbeit künftig lösbar. 
Allzusehr aber sei in den letz­
ten Jahren die ehrenamtliche 
Tätigkeit durch die Gesetzge­
bung diskriminiert worden, für 
die sich uneigennützig in der 
Sozialarbeit engagierenden 
Menschen bleibe die Anerken­
nung nur zu häufig aus. Hier 
sollte die Bundesregierung 
nach Ansicht des ASB "mas­
siv gegensteuern und eine breit 
angelegte Offensive zur Auf­
wertung des Ehrenamtes star-
(en". 

Gefordert werden vom ASB 
u. a. Steuerbefreiung von Auf­
wandsentschädigungen für eh­
renamtliche soziale Arbeit, 
steuerliche Absetzbarkeit von 
Ausbildungskosten, die ko­
stenlose Nutzung öffentlicher 
Nahverkehrsmittel u. a. öffent­
lichen Einrichtungen für Be-



gleiter von Hilfebedürftigen, 
stärkere Berücksichtigung des 
freiwilligen sozialen Jahres 
bei der Sozialversicherung 
und Anrechenbarkeit von eh­
renamtlicher Tätigkeit außer­
halb des Berufes. Diese und 
weitere Vorschläge, die ge­
meinsam von den großen deut­
schen Hilfs- und Wohlfahrts­
organisationen getragen wer­
den, liegen der Bundesregie­
rung bereits vor. 

EG beauftragte 
Malteser 

mit LebensmIttel­
transport 

Das für Not- und Katastro­
phenhilfe zuständige Amt der 
EG. das .. European Communi­
ties Humanitarian Office" 
(ECHO) in Brüssel, hat dem 
Malteser-Hilfsdienst Mittel in 
Höhe von rund 755000 ECU 
(zirka 1,5 Millionen Mark) für 
Lebensmittellieferungen nach 
Kroatien bewilligt. 

Im Rahmen einer großange­
legten Hilfsaktion transponie­
ren die Malteser mehrere hun­
den Tonnen hochwertiger Le­
bensmittel in ein EG-Lager 
nach Zagreb. Von don aus wird 
die Veneilung der Nahrung an 
die hungernde Bevölkerung in 
Kroatien organisien und über­
wacht. 

Werkfeuerwehrver­
band Deutschland 
gründet Stiftung 
Anläßlich der Frühjahrsta­

gung der Landesleiter der 
Werkfeuerwehrorganisationen 
der Bundesrepublik Deut ch­
land am 26.127. März 1993 in 
Spremberg (Brandenburg) 
wurde beschlossen, unter Fe­
derführung des Werkfeuer­
wehrverbandes Deutschland e. 
V., Sitz Berlin, eine "Stiftung 
zur Förderung des betriebli­
chen Brandschutzes, Sitz 
München", zu gründen. Der­
zeit laufen die notwendigen 
Vorbereitungen hierzu. Die 
Stiftung soll in erster Linie 
die Werkfeuerwehrorganisa­
tionen der Bundesländer und 
den Werkfeuerwehrverband 

Deutschland bei ihren Aufga­
ben unterstützen. Als eine der 
Hauptaufgaben sieht diese 
Stiftung aber auch ein qualifi­
zienes Angebot an Fon­
und Weiterbildungssemina­
ren. Gedacht ist hier an Semi­
nare über Unfälle mit gefahrli­
chen Stoffen, Ausbildungsver­
anstaltungen für Brandschutz­
beauftragte in den Betrieben, 
Fonbildung auf dem Gebiet 
des Vorbeugenden Brand­
schutzes im Industriebereich 
usw. 

Bundesregierung 
sieht nicht nur 

militärische 
Bedrohung 

Bei der Sicherheitspolitik 
gehe es nicht nur um militäri­
sche, "sondern auch und zu al­
lererst um ökonomische und 
ökologische Sicherheit". Dies 
betonte der Staatsminister im 
Auswäriigen Amt, Helmut 
Schäfer, in seiner Antwon auf 
eine Anfrage des CDU/CSU­
Bundestagsabgeordneten Jür­
gen Augustinowitz. Der Parla­
mentarier hatte die Bundesre­
gierung gefragt: "Was sind -
nach Auffassung der Bundes­
regierung - die nationalen In­
teressen Deutschlands in der 
Außen- und Sicherheitspoli­
tik?" 

Staatsminister Schäfer in 
seiner Antwon arn 22. April: 
". . . Der Wenekatalog des 
Grundgesetzes ist für die 
Außen- und Sicherheitspolitik 
Deutschlands verbindlich. Un­
ser oberstes Interesse ist, daß 
die in Frieden und Freiheit ge­
wonnene Einheit in Frieden 
und Freiheit Bestand hat. 
Dafür ist die bewähne Bünd­
nis- und Europapolitik das 
Fundament. Die Beistandsga­
rantie des Nordatlantischen 
Bündnisses bleibt unerläßli­
ches Rückgrat unserer natio­
nalen Sicherheit. 

Die deutsche Außenpolitik 
will eine Stärkung der neuen 
multilateralen Sicherheitsar­
chitektur, deren Pfeiler global 
die Vereinten Nationen und in 
Europa, neben der Europäi­
schen Union, der WEU, der 

ATO und dem NATO-Ko­
operationsrat, die KSZE ist. 

Sanitäter 
per Fahrrad 

Schnelle Helfer per Fahrrad 
schickt das Deutsche Rote 
Kreuz (DRK) seit kurzem in 
Hannover zu den innerstädti­
schen Veranstaltungen. Wenn 
Rettungswagen sich oft müh­
sam durch Menschenrnassen 

Das Instrumentarium KSZE -
als ,regionale Abmachung' -
muß in seinen Fähigkeiten zur 
friedlichen Konfliktlösung 
und zur präventiven Diploma­
tie ausgebaut und gestärkt wer­
den. 

Sicherheit muß heute anders 
definien und geographisch 
weiter gefaßt werden. Unser 
Sicherheitsinteresse kann 
nicht - wie früher - an der 
Grenze zwischen zwei 
Blöcken quer durch unser 
Land enden. Deutschland muß 
seinen aktiven Beitrag zu Sta­
bilität, Sicherheit und Wohl­
stand jenseits seiner Grenzen 
leisten. Dabei geht es nicht nur 
um militärische, sondern auch 
und zu allererst um ökonomi­
sche und ökologische Sicher­
heit. Denn nicht mehr Armeen 
sind es, die unsere Sicherheit 
bedrohen, sondern Migrati­
onswellen und Kernkraftkata­
strophen wie Tschernobyl ... 

Deutschland will eine inter­
nationale Ordnung des Rechts 
und der Toleranz. Eine Rechts­
ordnung kann nur Bestand ha-

quälen müssen, so sind die 
Zweirad-Sanitäter im "Hand­
umdrehen" arn Uttfallon. Aus­
gerüstet mit zwei Notfallkof­
fern und einem Sauerstoffgerät 
können die ausgebildeten Hel­
fer don bis zum Eintreffen der 
Notarztwagen die notwendige 
Erstversorgung übernehmen. 

(Foto: dpa) 

ben, wenn sie wehrhaft ist. Wir 
wollen Rolle und Funktion der 
Vereinten Nationen stärken. 
Deshalb streben wir nach einer 
globalen Friedensordnung. 
Dazu muß Deutschland seinen 
vollen Beitrag leisten. Ohne 
Achtung der Menschenrechte 
wird kein Friedenszustand von 
Dauer sein können. Wir müs­
sen die Wahrung der Men­
schenrechte nicht nur in geeig­
neter Fonn bei autoritären Re­
gimen anmahnen, sondern 
auch don, wo Anarchie und 
Bandenkrieg herrscht. Des­
halb gehön auch die deutsche 
Beteiligung an den Bemühun­
gen der VN um Somalia zu den 
wohlverstandenen Interessen 
unseres Staates . .. " 

Rettungshunde­
teams übten 

Vom 7. bis 9. Mai 1993 war 
es wieder soweit: Ausbil­
dungs- und Einsatzkurs in 
Ahrweiler! In jedem Jahr ha-
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ben Rettung,hundeteams de; 
Bunde;verbande, für da, Ret­
tung;hundewe,en e. V. die 
Möglichkeit. an der Kata;tro­
phenschul7o;chule des Bundes 
111 Ahrweiler ihre Auslands­
einsatztauglichkeit überprüfen 
IU lassen. Die besten Teams 
bilden dann die Einsat?gruppe. 
die in einem Extraku" 'peziell 
auf den Auslandseinsatz vor­
bereitet wird. Acht Rettungs­
hundeteam; hatten sich für 
diesen Kurs gemeldet. Am 
Freitag erfolgte die Anreise. 

Am Samstag vormittag 
stand Theorie auf dem Pro­
gramm: Unlcrwei.!tungen in 
Erster Hilfe Mensch und 
Hund. Kata>trophenschutL. 
Kartei Kompaß und die Über­
prufung de; EinsatLgepäck, 
der Hundeführer. Nach dem 
Mittagessen ging e; dann ins 
Trümmergelände. Hier hatten 
sich die Rettungshundeteam, 
an ve"chiedenen Objekten 
Einzelprilrungen l.U untertie­
hen. Bewertet wurden die 
Sucharbeit des Hundes. das 
Verhalten des Hundeführers 
sowie die Zusammenarbeit des 
Teams. 

Luftrettungsstaffel 
Bayern: 

Jahresbericht 1992 
20 Wald-, 15 Fliichen- und 

drei Gebäudebrände haben 
F1ächennug/euge der Luftret­
tungsstaffel Bayern (LRST) 
im vergangenen Jahr au, der 
Luft entdeckt und an die Feu­
erwehren wellergemeldet. Im 
Auftrag der Belirksregierun­
gen und derOberforstdirektio­
nen flog die Staffel 424 ange­
ordnete Einsällc. DaLu karnen 
weitere 7034 freiwIllige. 
Überwachung,flüge über dem 
Freistaat. In~ge!)arnt waren im 
Jahr 1992 die Maschinen der 
LRST 5665 tunden in der 
Luft. Sie legten dabei eine 
Strecke Lurück. die etwa 28 
Erdumkreisungen ent;pricht. 

Zur Bekämpfung der Toll­
wut warfen Spe7ialblcn der 
Staffel bei 55 Flügen 314000 
Impfköder gegen die Tollwut 
ab. 133200 mehr als im Jahr 

Zwei Tote 
bei Massen­
karambolage 

Bei einer Massenkarambo­
lage wurden auf der Autobahn 
Nürnberg-Berlin ?wei Men­
schen getötet und ;echs zum 
Teil schwer verletzt. Nach An­
gaben der Poli?ei hatte der 
Fahrereine~ Lastwagen", einen 
Stau in der Nähe des Auto-

zuvor. Zu den Vorteilen der 
Schluckimpfung aus der Luft 
gehört. daß große Flächen 
rasch und gleichmäßig behan­
delt werden können. unabhän­
gig vom Gelände und dessen 
Begehbarkeit. 

In 17 Fällen forderten staat­
liche Dienststellen oder Hill's­
kräfte Luftbeobachtung an. 
etwa im April 1992 lur Suche 
nach elllem ge"ohlenen Feu­
erwehrfahrLeug. Besondere 
Einsätze wurden auch für den 
Umwelt,chutL (63) ,owie für 
die Luftbildarchäologie (43) 
geflogen. Acht Lehrgänge 
dienten der Weiterbildung von 
Luftbeobachtern der Feuer­
wehren. der FOfMverwaltung 
und der Landkreise bzw. Städ­
te. Auch in die",cl1l Jahr waren 
FltichennugLCllge der Luftret­
tungsstaffel Bayern bereits 
wieder im Einsatl. u. a. 7ur La­
winenbeobachtung. 

1993 stehen auf den 34 
Stützpunkten der LRST 327 
ehrenamtliche Pilotinnen und 
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bahn kreuzes Nürnberg zu spät 
er~unnt und war faM unge­
bremst in die stehende Kolon­
ne gera~t. Für Iwei der vier In­
\a\sen eines Personenwagen') 
au, den neuen Bunde,ländern, 
der am Stauende unter einen 
vorausfahrenden Lkw gescho­
ben wurde. kam jede Hilfe LU 
spät. Die Polizei schätLte den 
entstandenen Schaden auf 
300000 Mark. 

(Foto: dpa) 

Piloten mit 140 privaten 
Flächenflugzeugen und vier 
Hubschraubern bereit. 58 die­
\er Maschinen sind für den 
schnellen Einbau von Funk­
geräten der Feuerwehren und 
dc\ Kata~trophenschutzes vor­
hereitet. 

Forderung: 
Notruf 111 

.. Wir brauchen eine ot ru f­
nummer I I I" - Mit dieser For­
derung ging der Vorsitzende 
der Gewerkschaft der Polizei 
11l Nordrhein-Westfalen, Klaus 
Steffenhagen. an die Öffent­
lichkeit. 

"Außer den Notrufnum­
Illern der Polizei und der Feu­
erwehr müssen zukünftig auch 
die "ädtischen Behörden über 
I I I rund um die Uhr erreich­
bar \ein. Es müssen Notdien­
,te eingerichtet werden. die 
gew~ihrleiMen. daß die Kom-

munen auch nacht, ihre ge­
set?lich übertragenen Aufga­
ben erfüllen". erklärte Steffen­
hagen. 

Der Vorsillcndc erläuterte 
den Hintergrund der GdP-For­
derung: "Bei ständig steigen­
den Zahlen \on Straftaten und 
der immcr prekärer werdenden 
Personal~ituation der Polizei 
mußesendlich eine Entlastung 
geben. damit sie sich den ori­
ginären Aufgaben widmen 
kann. Es geht nicht länger an. 
daßdie Polizei nach 16 Uhr. an 
den Wochenenden und an Fei­
ertagen. die Aufgaben der 
Kommunalbehörden überneh­
men muß. deren Beschäftigte 
im übrigen in der Regel we­
sentlich be"er bezahlt sind als 
die Poli/e .. " Als Beispiele für 
den oft "undenlangen Einsatz 
der Poli/ei in eigentlich ori­
ginär kommunalen Aufgaben 
nannte Steffenhagen: "Das Su­
chen eines Übernachtungs­
plat?e, und die Begleitung von 
MinderjUhrigen zu diesen Hei­
men. die Begleitung von alko­
holisienen Pcr~onen in Kran­
kenhäusern und AmbulanLen 
oder auch der Transport von 
Fundtieren gehören zu den 
Aufgaben. dIe Lukünftig auch 
außerhalb der normalen Büro­
leiten von den zuständigen 
Behörden wahrgenommen 
werden mUssen ... 

Die GdP-Forderung an die 
Adresse des I nnenmi"ister~ -
gleich7eitig Chef der Polizei 
und der Kommunalbehörden: 
..... endlich die anfallende Ar­
beit gerechter verteilen und 
nicht "u;sch ließlich LU La"en 
der PoliLei gehen LU lassen". 

(Quelle: 
.. Deu"che Polizei" 4/93) 

Funktionieren des 
Rettungsdienstes 

gewährleistet 
.. Es i\t un~ gelungen. Per­

spektiven aufluleigen. um zu 
einer finanlellen Konsolidie­
rung des Rettungsdienstes in 
Thüringen IU gelangen". ver­
sichcne Innenstaatssekretär 
Dr. Michael Lippert nach ei­
nem kur7fristig anberaumten 
Treffen mit Vertretern der 
Hilf~organisationen. kommu­
nalen Spitlenvcrbände und 



Krankenkassen im Innenmini­
sterium in Erfurt. Zwar habe 
sich die Finanzkraft der Hilfs­
organisationen infolge eines 
Investitionsschubs in den Jah­
ren 1991/92 bis an die Grenze 
der Belastbarkeit verschlech­
tert. Das Innenministerium be­
absichtigte aber. haushalts­
rechtliche Verhandlungen mit 
dem Landesrechnungshof auf­
zunehmen mit dem Ziel, die 
entstandenen Defizite wenig­
stens teilweise aufzufangen. 

Das Innenministerium habe 
- so fühne Lippen aus - die 
Hilfsorganisationen aufgefor­
den, bis zum nächsten Treffen 
vorzuschlagen, wie die vor­
handenen Minel aufzuteilen 
seien, und sich darüber hinaus 
auf anderweitige Finanzie­
rungsfonnen wie Zinszu­
schüsse oder Zinsverbilli­
gungsprogramme zu einigen. 

Die kommunalen Spitzen­
verbände bat der Staatsse­
kretär. bis dahin bei ihren Mit­
gliedern in Erfahrung zu brin­
gen, ob und in welchem Um­
fang die kommunalen Gebiets­
körperschaften - kreisfreie 
Städte und Landkreise - über 
die in ihrer Gewährträger­
schaft stehenden Sparkassen 
durch Zinszuschüsse, Bürg­
schaften oder Erweiterung von 
Kreditlinien den Hilfsorgani­
salionen zusätzlich finanzielle 
Hilfe;tellung gewähren könn­
ten. Im übrigen appelliene 
Lippen an die Kassen, sich an 
den Investitionen der Hilfsor­
ganisationen zu beteiligen. 

Der Rettungsdienst ist eine 
Aufgabe der kommunalen 
Selbstverwaltung. Die Kom­
munen bedienen sich zur Er­
füllung dieser Aufgabe der 
Hilfsorganisationen Deut­
sches Rotes Kreuz. Arbeiter­
Samariter-Bund, Malteser­
Hilfsdienst, Johanniter-Un­
fall-Hilfe, Deutsche Lebens­
Rettungs-Gesellschaft. 

Neuer 
Seenotkreuzer 

getauft 
Auf den amen ,.Bremen·' 

ist ein neuer Seenotkrellzer der 
Deutschen Gesellschaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger 
(DGzRS) jüngst in Bremen-

Vege;ack getauft worden. Die 
Taufpatin, Ute Wedemeier, 
Ganin des Prä,identen des Se­
nats der Freien Hansestadt 
Bremen, Bürgermeister Klaus 
Wedemeier, wünschte dem 
Seenotkreuzer .. allzeit gute 
Fahn" und seiner Besatzung 
.. stets eine sichere Heimkehr". 

Mit der Namengebung wird 
eine Tradition wieder aufge­
nommen: Mehrere Motorret­
tungsboote trugen seit 1926 
den amen "Bremen", zuletzt 
- von 1953 bis 1965 - ein Ver­
suchskreuzer. Mit diesem 
Fahrzeug wurde in den 50er 
Jahren die Entwicklung des 
modemen Seenot kreuzers ein­
geleitet. 

Die .. Bremen·· löst den nun­
mehr fast 28 Jahre alten See­
notkreuzer "Arwed Emming­
haus" ab, der an einen be­
freundeten Seenotrettungs­
dienst veräußert wird. 

Als sechstes Boot der be­
wührten .. Bcrlin';-Klasse ist 
die ,.Bremen" eine der mo­
dernsten Einheiten der 
DGzRS-Flotte. Bei 27,5 Me­
tern Länge und einer Maschi­
nenleistung von rund 3000 PS 
über drei Festpropeller laufen 
diese Schiffe 24 Knoten (= 
44,45 kmlh). Die optimale 
Manövrierfahigkeit wird 
durch ein Bugstrahlmder er­
reicht. Der Seenolkreuzer 
kann gewissermaßen .,auf dem 
Teller" drehen. 

Herausragend ist die Feuer­
löschkapazitäl: Über zwei 
Löschmonitoren. die an der 
Achterkante des oberen Fahr­
standes installiel1 sind, können 
pro Minute ca. 36000 Liter 

Wasser in Brandherde regel­
recht .. geschossen" werden. 

Zur Standardausrüstung 
zählen das Bordhospital mit 
EKG-Telemetrieanlage, lei­
stungsstarke Lenzpumpen so­
wie Rettungs- und Bergungs­
systeme, bei deren Herstellung 
und Einrichtung die Erfahrung 
der DGzRS-Renungsmänner 
zum Tragen kam. 

Für den Einsatz auch in ex­
tremen Flachwasserbereichen 
bestens geeignet ist bei einem 
Tiefgang von gerade 82 Zenti­
metern das 17 Knoten schnel­
le Tochterboot .. Vege;ack·', 
das in der Heckwanne des 
Kreuzers mitgeführt wird. 
Dank seiner umfassenden 
Ausstattung mit Navigations­
und Kommllnikationsanlagen 
kann es als eigenständige Ret­
tungseinhei!. lo;gelöst vom 
"MlIuerschifr', im freien See­
raum operieren. 

Neuanig ist das Tochter­
boot-Aufholsystem: Der Auf­
hol vorgang erfolgt nunmehr 
vollaulOmatisch. Das Tochter­
boot hakt sich selbsttätig ein 
und wird auf einem Schlitten 
transponien, der mit hydrau­
lisch angetriebenen Ketten be­
wegt wird. 

Die DGzRS verfügt in ihren 
Einsatzgebieten in Nord- und 
Ost see. zwischen Borkllm im 
Westen und Ueckermünde im 
Osten. über 48 Seenotkreuzer 
und Seenolrenungsboote. Al­
lein 1992 wurden 2331 Ein­
satzfahnen durchgefühn. Seit 
der Gründung am 29. Mai 
1865 haben die Männer der 
DGzRS über 54 000 Menschen 
aus Seenot gerettet oder aus le-

bensbedrohender Gefahr be­
freit. 

Alle Einsätze werden in der 
SEENOTLEITUNG BRE­
MEN koordinien, die - als 
EinsatzleitsteIle im maritimen 
Such- und Rettungsdienst der 
Bundesrepublik - im interna­
tionalen Sprachgebrauch als 
MRCC (= Maritime Rescue 
Coordination Centre) BRE­
ME bekannt ist. Allein im 
vergangenen Jahr ist die SEE-

OTLEITUNG BREMEN in 
136 SeenotftilIen mit deut­
scher Beteiligung außerhalb 
des eigenen Zuständigkeitsbe­
reichs unterstützend oder in­
itiativ tätig gewesen. 

Seit Dezember 1992 ist die 
SEE OTLEITUNG BRE­
MEN in das weltweit operie­
rende satellitengestützte See­
notrufsystem .. INMARSAT 
Eh integrien, das eine schnelle 
Erstalarmierung und hohe Zu­
verlässigkeit gewährleistet. 

Energische Schritte 
zur Verbesserung 

der 
Verkehrssicherheit 

.. Die drastisch gestiegenen 
Unfallzahlen verlangen von 
allen Verantwonlichen ein 
konsequentes und schnelles 
Handeln. Hierbei kommt der 
Verkehrsaufklärungs- und -er­
Liehungsarbeit eine besondere 
Bedeutung zu", erkläne der I n­
nenminister des Landes Sach­
sen-Anhalt, Hanmut Per­
schau,jetzt bei der Übernahme 
des Vorsitzes im Beirat für Ver­
kehrssicherheit des Landes 
Sachsen-Anhalt. Mit der Über­
nahme des Vorsitzes im Beirat 
für Vt:rkehrssicherheit. in dem 
lur Zeit 15 Verbände und Or­
ganisationen sowie vier Mini­
sterien vertreten sind, werde 
das Innenministerium in die­
sem Jahr deutliche Signale für 
eine gezielte Verkehrssicher­
heitsarbeit auf Landesebene 
setzen. 

Es komme insbesondere 
darauf an, so Innenminister 
Perschau, den Schutz der 
schwächsten Teilnehmer im 
Straßenverkehr. der Kinder so-

~§E~~S:~~~!~::~- wie der älteren Mitbürger, zu verstärken. Aber auch der Ri-
sikogruppe der jungen Fahrer 
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IIn Alter von 18 bis 25 Jahren. 
die überproponional am Un­
fallgeschehen beteiligt seien. 
gelte die besondere Aufmerk­
\:.tlllkeit. 

Der Ver~eh"sicherheil\bei ­
rat werde. )0 eine clll)prc­
ehende Presseerklärung. alle 
A~ti,ltäten Lur Erhöhung der 
Verkeh",icherheit koordinie· 
ren und blindeln. Dcp.ich auch 
hereit'" im er~(en Monat dic!-.e~ 
Jahre~ abtcichnendc negative 
Trend bei der Verkeh"ll11fall ­
entwicklung mü)se gebremst 
werden. 654 Getötete ,owie 
16.662 Verlellte des Jahres 
1992 \ erdeutlichten die /win­
gende Notwendigkeit. daß die 
Bemühungen des Bcmllc" für 
Verkeh"sicherheit möglich't 
von allen gesellschaftlichen 
Gruppierungen I\OJ1\cqucnl 
unlcr..,lUl/( ",erden müßten. 
Ansonsten könnten alle An­
\trengungcn letttendl ich nur 
SlÜckwer~ bleiben. 

Hohe Auszeichnung 
Dr. Klaus Klingner. Ju,ti/-

111l11i..,lcr und Präsident des 
... chlc",wlg-hobtemischen Ar­
hciter-Samaritcr-Bundes. haI 
von der Republi~ Weißrußland 
die höchste Auo;,zeichnung er­
halten. die das Parlament ver­
geben kann. 

Die Mitglieder der gewähl­
ten Vol~svenretung dan~ten 

dem Politiker 'tellvenretend 
für alle Schleswig-lIohteiner. 
die humanitäre Hilfe nach dem 
Strahlenunglüd .. im ukraini­
,ehen Tschernobyl geleistel 
hHllcn . 

Klingner selb.t hatte drei' 
mal Lal,lwagen mit medi/ini ­
,ehen Au,rüstungen und Le· 
ben,mlilein nach MII1'~ ge­
lenkt. 

Unfallflucht 
ist keine Bagatelle 

Wer an einem Verkehr\un­
fall beteiligt ist. muß so lange 
am UnfaIIon bleiben. bis er 
u. a. die Fe~tstellung seiner 
Pcp.,on lugunMen der anderen 
Bcteiligten und der GeschU­
digten enllögllcht hat. Para­
graph 34 der Straßenverkehrs­
ordnung schreibt diese Anwe-

Überschwemmung 
in Mecklenburg­

Vorpommern 
Dem Wagen steht das Was­

ser bi, an die Turen. der Fah­
rer haI das in Regenflulen ver­
sinkende Fahr/cug verlassen. 
GewillergLis,>e und prasselnde 

senheit al .. ellle der nach einem 
Unfall/u beachtenden Pilich­
ten vor. T<.Ig fllrTagjedoch ent­
fernen sich Beteiligte uner­
laubt von der Unfalbtelle. So 
mußte die Palilei im Frei~taat 
Sachsen für das Jahr 1992 ei­
nen Anstieg dieser Straftaten 
um beinahe 63 Pro/ent ver­
l.eichnen. 

Insgesamt 107.96 1 Ver­
kehrsunfi.ille ereigneten sich 
imlellien Jahr auf den Straßen 
im Frei,taat. In 19.796 Fällen 
mußte die Palilei Ermittlun­
gen nach Beteiligten einleiten. 
die das Weite gesucht hatten . 
An den Unfällstcllen ließen ,ie 
Sachschäden in Höhe vieler 
Millionen. 3./ Tote und liber 
1.300 Verletl.tc zurück. Im 
Jahr 1991 enthielt die Polilei­
bilanl. in die .. cm Bereich noch 
12.151 Fälle mit 41 Toten und 
941 verletzten Personen. 

Unfallflucht ist. wie schon 
diese Zahlen drastisch ver­
deutlichen. keine Bagatellan­
gelegenheit. Dennoch wurde 
sie auch in Sachsen trauriger­
weise lum Ma!o.sendelikt. Ge­
nau 19.796 Straftaten bedeu­
ten. daß im Jahr 1992 bei 
annähernd jeder 5. Karambo-
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Hagcl ... chauer haben am 21. 
Mai 1993 Mecklcnburg-Vor­
pommern über~chwcmmt. 

Auch die Straßen der Stadt 
Neubrandenburg standen un­
ler Was ... er. der Verkehr war 
lahmgelegt. Ob Fahrrad. Auto 
oder La"'ler - alle Räder ... Ian­
den 'till. 

(Foto: dpa) 

lage Verursacher oder andere 
Beteiligte Ilüchteten. 

Von der Poli/ei \\ urden 
5.406 Personen ermittelt und 
mußten die Erfahrung machen, 
daß ,ich Unfalillucht nicht 
lohnt. Im Vergleich zum Jahr 
1991 mit damals rund 2.600 
gelösten Fällen i't die Auf­
~Wrungsquote von 21.2 auf 
mehr als 27 Prozent geMiegen. 
Da gerade bei der Viel/ahl von 
kleineren Karambolagen die 
Chuncen einer erfolgreichen 
Enllittlung gering sind (oft 
giht e\ keine verwertbaren 
Spuren und vielleicht \orhan­
dene Zeugen wollen • .Iieber 
nichts gesehen haben"). be· 
wertet das Landespoli/eiprä,i­
dium im StaahminiMerium 
dc\ Innern da~ erreichte Au/'­
kHirungsergebnis als positiv. 

Die Motive für ein uner­
laubte, Entfernen vom nfall­
ort sind sehr vielftiltig. Sie rei· 
ehen von der BefürChtung ei­
ner tinailliellem Belastung bis 
hin lur Angst vor Be!"!trafung 
und Flihrer\cheinentl.ug. Häu­
fig !o,ollen Trunkenheibfahrten 
oder andere Verkehrsstraftaten 
vertu~cht werden. ichl unter­
!..chUtlt werden darf aber auch, 

daß in weiten Teilen der Be­
völkerung gerade in den neuen 
Bunde,Hindcrn Unkenntnis 
über die ReChtslage besteht. 

Der Appe ll der Pol i/ei: Je­
der Verkeh"teilnehmer sollte 
"ich über die nach einem Un­
fall zu beobachtenden Pilich­
ten (Paragmph 3./ der Straßen­
verkehrsordnung) genau infor­
mieren. Wer nach einer Un­
fallIlucht ermittelt Wird. muß 
mit hohen Strafen (Paragraph 
142 Strafge,et/bueh) und in 
der Regel mit dem Entwg der 
Fahrerlaubni ... rechnen. 

Alte Arzneimittel 
nicht in den Müll 
Alte und abgelaufene Arz­

neimittel au\ bundc\deut ... chen 
Haushalten s",d kc", Sonder­
abfall. sondern ~önnen gene· 
rell auf Hausmulldeponien 
oder in Müllverbrennung\an­
lagen enrsorgt werden. Dies 
teilt die Bunde~regierung in ih­
rer Ant,-"ol1 Anfang Mal auf 
eine entsprechende Anfrage 
der Gruppe Bündnis 90/Die 
Grünen im Bunde'>tag mit. Es 
sei jedoch au, Sicherheit.<.­
gründen geboten. diese Arz­
neimittel nicht einfach in den 
Müllcimer IU werfen: sie sol­
len Kindern nicht in die HUnde 
fallen. Das Bunde\mini ... teri­
um für Illwelt und die für die 
Abfallent!..orgung lu ... tändigen 
Ländere"'pfehlen deshalb. die 
Arlneimittel in die Apotheken 
Lurück/ugeben. Die Apothe­
ken ~ollen die Ar/neimittel 
dann so weitergeben. daß !"!ie 
nicht in fal ... che Hände geraten. 
Diese Ent,orgung. die auf frei­
williger Basis beruht. habe 
sich bewährt. melllt die Bun­
de~regierung. es be\tehe kein 
Anlaß. daran etwa ... IU ündem. 
Allerdings könnte der Anteil 
der Präparate. die en .... orgt 
werden mÜs\en. durch ein 
.. vernünftiges Ver ... chrei­
bungsverhalten" dcr Ärzte und 
durch die Zulas,ung .. passen­
der" Packung\größen sowie 
eine bes\cre Infonllation der 
Patienten über Wirkungen und 
Nebenwirkungen der Medika­
mente gesl.!nkt werden. 



••••••••• 
11. bis 17. Juli 1993: 10.ln· 

temationale Feuerwehrwett­
kämpfe und 9. Internationaler 
Weltbewerb für Jugendfeuer­
wehren 

Berlin 
Info: Berliner Feuerwehr, 

ikolaus·Groß·Weg 2. 1000 
Berhn 13 

20, bis 21. August 1993: 7. 
ARKAT·Faehtagung: .. Kata· 
strophensehutL·Führung. Lo­
gist ik und Kommunikation als 
Schlüssel faktoren für ein inte­
griertes Gefahrenmanage· 
mellt"" 

Hannover und Lehrte 
Info: ARKAT-Bundesge-

sehäftsstelle. Postfach 4737, 
3300 (ab 1.7.: 38037) Braun­
~chweig 

18, bis 22. September 
1993: "SiTeeh Berlin 93", In­
ternationale Fachmesse für Si­
cherheit und Sieherheitstech­
nik 

Berhn 
In fo: AMK Berlin Ausstel­

lungs-, Messe-. Kongress­
GmbH, Messedam m 22, I ()()() 
Berlin 19 

11. bis 14. Oktober 1993: 
"Security", Weltmesse der Si­
cherheitstechnik 

Essen 
Info: Messe Essen GmbH, 

Messehaus Ost Norbertstraße, 
4300 Essen I 

26. bis 29. Oktober 1993: 
ArbeitsschutL und Arbeitsme­
dizin "A+A 93" - Fachme"e 
und Kongreß 

Düsseldorf 
Info: Messegesellschaft 

mbH, Postfach 320203, 4000 
Düsseldorf 30 

23, bis 26, November 1993: 
"Sieherheit '93", 9. In ternatio­
nale Fachme;se für Sicherheit 
mit Infom1alionslagungen 

Zürich (CH) 

Info: Blenheim AG, Buck­
hauserstraße 24, CH -8048 
Zürich 

24. bis 26, November 1993: 
Fachmesse für Katastrophen­
schutz und Hilfeleistung .. Res­
cue 93" 

Utrecht (NL) 
Info: laarbeu". laarbeurs­

plein 6. NL-3521 Utrecht 

3. bis 8. Juni 1994: Inter­
schutz - Der Rote Hahn 

Hannover 
Info: Deutsche Messe- und 

Ausstellungs-AG. Me;;.-
gelände. 3000 Hannover 82 

Seminare und lehrgänge von 
Instituten und Finnen 

Ecomed-Semi na rd ienst, 
Justus-von-Liebig-Stralle I, 
8910 Landsberg: 

7. bis 9. September 1993: 
Semi nar .. Gefilhrliche Stoffe 
beim Feucrwehrein,)3tt" 
(:--Jeuherberg bei München) 

Technische Akademie 
Wuppertal e. V., Postfach 
100409,5600 Wuppertal I: 

9. und 10. September 1993: 
Neuzeitl iche BrandschuLtkon­
zeptc, 

14. und 15. Oktober 1993: 
Grundlagenscminar Brand-
schutz. 

Gloria-Werke, Postfach 
1160,4724 Wadersloh: 

Brandschutz -Semi nare: 
I. bis 3. September 1993. 
6. bis 8. Oktober 1993 

Total Feuerschutz, Indu­
st riestralle 11 , 6802 Laden­
burg: 

Brandsehutl-Lehrgänge für 
Praktiker: 

30. Augu" bis I. September 
1993, 

20. bis 22. September 1993, 
18. bis 20. Oktober 1993 . 

• •••••••• 
Brand,chutL-Seminar für 

Führungskräfte: 
Verband für Sicherheit in 

der Wirtschaft Baden-Würt­
temberg, Seelbergstrafle 16, 
7000 Stuttgart 50: 

13. bis 15. September 1993. 

Minimax-Schulungszen­
trum , Stuttgarter Straße 
140,7432 Bad Urbach : 

Lehrgänge/Seminare: 

Seminare 

2. September 1993: Sicher­
heit im Vorzimmer (Stuttgart) 

7. September 1993: Spreng-
.. Betrieblicher Brandschutz": 

24. bis 27. August 1993, 
wirkungshemmende Kon-
struktionen (Lörraeh) 

.. Brandsehut7-Praxis": 9. bis 10. November 1993: 
7. bis 10. September 1993. 

.. Brandschutt-Technik": 
Brandschutz in Unternehmen 
(Ladenburg) 

21. bis 24. September 1993. 
,.Bau lieher BrandschutL": 

9. bis 12 . September 1993. 
.. Brandschutz-Organisation" 

12. bis 15. Oktober 1993. 

11. November 1993: Gefah­
ren- und Brandmeldetechnik 
(Ladenburg) 

Akademie für zivile Verteidigung 

Lehrgangsprogramm 2. Halbjahr 1993 

6.9.-7. 0 

7.9 10.9. 

14.9.- 17.9. 

21. 9.-24.9. 
28.9. 

28. 9.- 1. 10. 
5. 10.-8. 10. 
19. 10.-22. 10. 

26. 10.-29. 10. 

2.11.-5.11. 

9. 11.-12. 11. 
18. 11.- 19. 11. 

23. 11.-26. 11. 
30. 11.-3. 12. 

7. 12.- 10. 12. 

14.12.- 17.12. 

I n format ions veranstal t ung 
für Führungskräfte 
Straßenverkehrssicher­
stell ungslehrgang 
- Grundlagen-
Wi rtscha ftssicher­
stellungslehrgang 
Grundlagenlehrgang 
I n format ions veran~tal t ung 
.. Straßen bau" 
Aufbau lehrgang 
ZMZ-Lehrgang 
A larmkalenderleh rgang 
- V­
Ernährungs~icherstel­

lungsleh rgang 
Sonderlehrgang in 
Sachsen-Anhalt 
ZMZ-Lehrgang 
Information~ver­

vcran~taltung für 
Fiihrungskräfte 
Aufbaulehrgang 
Ernährungssicherslcl­
lungslehrgang 
Straßenverkehrssicher­
stellungslehrgang 
- Aufbau­
Grundlagenlehrgang 

(Lg. 15/93) 

(Lg. 16/93) 

(Lg. 17/93) 

(Lg. 18/93) 
(Lg. 19/93) 
(Lg.20/93) 

(Lg.2 1/93) 

(Lg. 22/93) 

(Lg. 23/93) 
(Lg. 24/93) 

(Lg.25/93) 

(Lg.26/93) 

• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •• • • 
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"Aus allen Ecken kommen 
Sparvorschläge, gleichzeitig soll 

aber der Schutz 
der Bevölkerung sichergestellt 

werden" 
ASB-Bundesvorsitzender Fritz Tepperwien zum Zivil- und Katastrophenschutz 

BettölkCfUflgSschutr : Herr Tepper­
wien, das erste Amtsjahr einer unvor­
hergesehenen Neuwahl ist zu Ende. 
Was waren die Schwerpunkte Ihrer 
Arbeit? 

Tepperwien: Der Schwerpunkt 
meiner Arbeit lag insbesondere dar­
in, eine außerordentliche Bundeskon­
ferenz im November letzten Jahres zu 
organisieren. Diese Bundeskonferenz 
in Leipzig wurde notwendig, weil 
durch die Wiedervereinigung bedingt 
erhebliche Satzungsänderungen an­
standen, die wir auf der ordentlichen 
Bundeskonferenz in Hamburg 1990 
nicht mehr geschafft hatten. So kam 
es dazu, daß es zum ersten Mal in der 
Geschichte des ASB eine außeror­
dentliche Bundeskonferenz gab, zum 
ersten Mal nach 65 Jahren wieder in 
Ostdeutschland. 

lkrölkCfUflgSSchutz : Das erste 
Jahr war also geprägt von innerver­
bandlichen Tätigkeiten? 

Tepperwien: Sowohl von inner­
verbandlichen Tätigkeiten als auch 
insbesondere vom weiteren Aufbau 
der ASB-Organisation in den neuen 
Bundesländern. 

BcrölkCfUflgSSchutr : Wie ist denn 
der Aufbaustand heute in den neuen 
Bundesländern? 

Tepperwien: Unser Aufbaustand 
in den neuen Bundesländern ist her­
vorragend. Wir haben an unsere alten 
Traditionen von vor 57 Jahren wieder 
anknüpfen können. Nationalsoziali­
sten und Kommunisten hatten uns 
verboten. Wir mußten bei Null anfan­
gen. Heute haben wir in den neuen 
Bundesländern bereits wieder über 
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100000 Mitglieder in fünf Landesver­
bänden und 90 Ortsverbänden. Wie 
stark wir dort wirklich sind, können 
Sie daran erkennen, daß von unseren 
derzeit 11000 hauptamtlichen Mitar-

Fritz Tepperwien ist seit 
dem 15. Februar 1992 Bundes­
vorsitzender des Arbeiter-Sama­
riter-Bundes (ASB). Zuvor war er 
23 Jahre lang ASB-Landesvor­
sitzender in Bremen und von 
1973 bis 1992 stellvertretender 
ASB-Bundesvorsitzender. Der 
Rechtspfleger war von 1971 bis 
1991 Mitglied der SPD-Fraktion 
der Bremer Bürgerschaft und 
von 1975 bis 1987 Sprecher der 
Deputation Gesundheitswesen. 
Er ist verheiratet und hat zwei 
Kinder. 

Der erste "Lehrkurs für Berli­
ner Arbeiter zur Ersten Hilfe bei 
Unglücksfällen" im Jahr 1881 
wird als die Geburtsstunde des 

beitern allein 5500 in diesem Teil 
Deutschlands tätig sind. Wenn Sie 
nun noch die Größe der neuen Bun­
desländer mit der der alten verglei­
chen, dann ermessen Sie, was für 

ASB - freilich noch mit anderer 
Bezeichnung - genannt. Im Jahr 
1909 wurde die noch heute gül­
tige Bezeichnung Arbeiter-Sa­
mariter-Bund eingeführt. Drei­
mal wurde in seiner Geschichte 
versucht, den Arbeiter-Samari­
ter-Bund an seinen Tätigkeiten 
zu hindern: Im Kaiserreich , als 
Monarchisten eine Organisation 
"der arbeitenden Menschen" un­
terdrücken wollten . 1933 verbo­
ten die Nationalsozialisten den 
ASB und beschlagnahmten sein 
Vermögen. 1945 gab es nur im 
westlichen Teil Deutschlands 
eine Zulassung für den ASB, im 
östlichen Deutschland blieb er 
durch die SED weiter verboten. 

Der ASB zählt heute 730000 
Mitglieder in 16 Landesverbän­
den und 300 Ortsverbänden. In 
den verschiedensten Aufgaben­
bereichen sind bundesweit etwa 
25000 Helfer ehrenamtlich tätig . 
11 000 hauptamtliche Mitarbei­
ter und 4740 Zivildienstleistende 
stehen zur ASB-Aufgaben­
erfüllung zur Verfügung. Der ASB 
ist tätig in ambulanten sozialen 
Diensten, der Ausbildung der 
Bevölkerung in Erster Hilfe, der 
humanitären Auslandshilfe, dem 
Katastrophen- und Zivilschutz, 
dem Rettungsdienst und in sta­
tionären Einrichtungen verschie­
denster Art. 



L--____ ~> ~it.loq <'--_____ -----' 
eine Aufbauarbeit der ASB im Mo­
ment leistet. 

BettölkerungsKhub: : Sie haben in 
der Vergangenheit beklagt, daß die 
Spitzen verbände der freien Wohl­
fahrtspflege voll vom Bund alimen­
tiert würden, während Ihnen diese 
Bundesunterstützung fehle. Trifft das 
auch heute noch zu? 

Tepperwien: Das hat sich nicht 
geändert, und das macht uns sehrun­
zufrieden. Wir erhalten für unsere Ver­
waltungsarbeit keine öffentlichen 
Subventionen, wie sie den Spitzen­
verbänden gewährt wird. Wir sind ein 
flächendeckender Verband in der ge­
samten Bundesrepublik, der allein auf 
seine eigenen Einnahmen angewie­
sen ist. 

Bettö/kerungsKhub: : Wie könnten 
Sie dies ändern? 

Tepperwien: Wir sind der Mei­
nung, daß wir eigentlich ein Spitzen­
verband sind. In Bonn behandeln uns 
auch viele als Spitzenverband. Trotz­
dem wird uns diese Anerkennung of­
fiziell versagt, und hier sind wir sehr 
dezidiert der Auffassung, daß wir uns 
das auf Dauer nicht gefallen lassen 
werden. Das gilt insbesondere in ei­
ner neuen EG mit Diskriminierungs­
verbot. Irgendwann werden wir die 
Probe aufs Exempel machen. 

Bevö/kefungsschutz : Liegt ein be­
sonderer Schwerpunkt beim Aufbau 
Ost auch beim Zivil- und Katastro­
phenschutz? 

Tepperwien: Ja. Wir hoffen, daß 
wir den Schwerpunkt irgendwann 
dorthin legen können. Aber im Mo­
ment ist ja der Zivil- und Katastro­
phenschutz derart im .. Selbstfin­
dungsprozeß", daß keiner genau sa­
gen kann, wohin denn die Reise geht. 
Bis heute wurde noch kein vernünfti­
ger Plan zur Fortentwicklung des Zi­
vil- und Katastrophenschutzes vorge­
legt. Das was wir vom BMI bisher be­
kommen haben, ist vielleicht ein neu­
es Sparprogramm, aber kein neues 
Konzept. 

Bettö/kerungsschub: : Beklagen Sie 
nur mangelnde Konzeption oder geht 
es nicht auch ums Geld? 

.. Die Bundesregierung muß eine breit angeleg­
te ONensive zur AUfwertung des Ehrenamtes 
starten ... 

Tepperwien: Auf der einen Seite 
wird gesagt, der Zivil- und Katastro­
phenschutz soll auch in den neuen 
Bundesländern aufgebaut werden. In 
den alten Bundesländern soll er wei­
tergeführt werden, aber gleichzeitig 
wird an allen Ecken und Enden ge­
spart. Wie das zueinander passen 
soll, ohne vernünftiges Strukturkon­
zept, das weiß kein Mensch. Aus al­
len Ecken kommen Sparvorschläge, 
gleichzeitig soll aber der Schutz der 
Bevölkerung sichergestellt werden. 
Das kann nicht funktionieren. Und die 
Euphorie, daß man am Zivil- und Ka­
tastrophenschutz an allen Ecken spa­
ren kann, die ist in den letzten Jahren 
wohl auch bei dem Letzten verflogen. 

Belfö/kefungsschutz : Das Bundes­
ministerium des Innern behauptet 
aber, ein überzeugendes Konzept 
vorgelegt zu haben. Gemeint ist der 
Bericht .. Strukturen der Zivilen Vertei­
digung" vom September 1991. 

Tepperwien: Darin sehen wir eben 
kein Konzept. Auch dies betrachten 
wir eigentlich als ein umschriebenes 
Sparprogramm. Wir wissen auch, daß 
in Zeiten angespannter Haushaltsla­
gen gespart werden muß. Auf der an­
deren Seite sollen aber gewisse 
Strukturen, z. B. beim THW, verändert 
werden. Wie das alles zueinander 
passen soll, ist uns rätselhaft. 

Belfö/kefungsschub: : Sie kritisie­
ren, daß aus Ihrer Sicht noch kein 
überzeugendes Konzept der Bun­
desregierung vorliege. Wie könnten 
Sie als Bundesvorsitzender der 
zweitgrößten Hilfeleistungsorganisa-

tion sich denn ein solches Konzept 
vorstellen? 

Tepperwien: Die bisherigen Struk­
turen sind ja eigentlich nicht schlecht. 
Die müßte man weiter ausbauen. Vor 
allen Dingen müßte einmal vernünftig 
geklärt werden, was in die Zuständig­
keit und Finanzierung des Bundes 
zukünftig fällt, und was die Länder 
finanzieren sollen. An sich sind die 
vorhandenen Strukturen des Zivil­
und Katastrophenschutzes nicht 
schlecht. Ich sehe das immer in mei­
ner Heimatstadt Bremen, wo zum 
Beispiel der ASB und das DRK sich 
die Sanitätseinheiten teilen, und die 
Zusammenarbeit ist hervorragend. 

Belfö/kefungsKhutz : Wo liegt 
denn dann das Problem? 

Tepperwien: Die Leute sind alle 
verunsichert, wissen nicht, wie es 
weitergeht. Es sind sehr viele dabei, 
die haben schon längst ihre zehn­
jährige oder jetzt auch achtjährige 
.. Pflichtzeit" vorbei und machen aus 
Idealismus, aus Freude an der Sache 
weiter im Katastrophenschutz mit. 
Aber keiner sagt ihnen, wie es wei­
tergeht. Es kommen keine neuen 
Geräte mehr. und dies alles läßt die 
Motivation sinken. Dann wird man ir­
gendwann die Leute nicht mehr ein­
setzen können. Zusammenfassend: 
So schlecht waren die bisherigen 
Strukturen gar nicht. Man muß sie 
eben noch auf gesunde Füße stellen, 
statt überall zu sparen und die Leute 
zu verunsichern. 

Bettö/kefungsschutz : Also nicht et­
was völlig Neues, sondern eine sinn­
volle Weiterentwicklung und eine auf 
Dauer angelegte sichere Finanzie­
rung. 

Tepperwien: Genau das. 

Belfö/kerungsschub: : Mit Ihrer 
Leipziger Resolution haben Sie neun 
Forderungen aufgestellt. Eine der 
Forderungen lautet: unbedingte 
Gleichbehandlung aller Organisatio­
nen, die im Zivil- bzw. erweiterten Ka­
tastrophenschutz mitwirken. Und sie 
wollen dem Versuch eines Aufbaus 
eines bundesunmittelbaren Zivil- und 
Katastrophenschutzkorps unter an­
derem Namen begegnen. Wer soll 
denn dieses bundesunmittelbare Zi-
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vil- und Katastrophenschutzkorps 
sein? 

Tepperwien: Es gibt dort zwei Ent­
wicklungen. Einmal die von mir be­
reits angedeutete Entwicklung beim 
THW mit seiner Verselbständigung. 
Dann sehen wir natürlich auch, daß 
die Bundeswehr zunehmend ver­
sucht, sich als eine Art humanitäre Or­
ganisation zu gerieren. Hier besteht 
die Gefahr, daß man in Zukunft dort, 
wo man es politisch durchsetzen 
kann, die Bundeswehr als humanitä­
re Organisationseinheit einsetzt und 
die Wohlfahrtsverbände und Hilfsor­
ganisationen nur noch dort, wo es po­
litisch nicht geht. Eine solche Lücken­
büßerfunktion wollen wir nicht über­
nehmen. 

Berö/ke,ungsschun : War die hu­
manitäre Hilfe denn bisher ein 
Schwerpunkt der ASB-Arbeit? 

"Oie Arbeit der Wohlfahrtsverbände und ande­
rer ehrenamtlicher Einrichtungen kann vom 
Staat nicht bezahlt werden." 

Tepperwien: Ja, die humanitäre 
Hilfe ist einer unserer Schwerpunkte. 
Sie hat m den letzten zehn Jahren zu­
nehmend an Gewicht gewonnen. Wir 
haben diese Abteifung immer weiter 
ausgebaut und personell verstärkt. 
Heute sind wir in vielen Bereichen der 
Welt in der Soforthilfe und mit mittel­
fristiger humanitärer Hilfe tätig. Dies 
geschieht gleichermaßen aus eige­
nem Antrieb wie im Auftrag des Aus­
wärtigen Amtes, z. B. in Kurdistan und 
Afrika. Unsere Orts- und Landesver­
bände leisten auch sehr viel in Ost­
europa. Wir bauen dort neue Organi­
sationsstrukturen auf, organisieren 
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Rettungsdienste und soziale Einrich­
tungen. Diese und ähnliche Projekte 
nehmen emen immer größer werden­
den Umfang ein. Unsere mehr als 
730000 Mitglieder erwarten von die­
ser Organisation, daß sie nicht in 
Deutschland Nabelschau hält, son­
dern daß wir auf das, was in der Welt 
um uns herum passiert, sachgerecht 
reagieren. 

Berö/ke,ungsschun : Humanitäre 
Hilfe nur als Feuerwehr, wenn es 
brennt, oder auch als Hilfe zur Selbst­
hilfe? 

Tepperwien: Vorzugsweise als Hil­
fe zur Selbsthilfe. Aber das geht nicht 
überall. Es hängt einerseits von den 
emzelnen Ländern und deren Struk­
turen ab, andererseits von der jewei­
ligen Notlage. Aber z. B. in Osteuro­
pa machen wir das konsequent. So 
haben wir den ASB in Riga, St. Pe­
tersburg, in Moskau und anderen 
Städten gegründet. Überall gründen 
wir lokale ASB-Gruppen, die wir mit 
einer gewissen Finanzhilfe ausstatten 
und denen wir unsere Vorstellung der 
Hilfe zur Selbsthilfe vermitteln. Das 
klappt in den osteuropäischen Staa­
ten hervorragend und führt zur Stabi­
liSierung dieser Kräfte. Wir wollen 
aber keinen Wohlfahrtsimperialismus 
betreiben. Ob diese sich nun ASB 
nennen oder eine andere Samariter­
bezeichnung finden, ist uns egal. Wir 
wollen freie Wohlfahrtsstrukturen in 
anderen Ländern schaffen, die auch 
in Osteuropa dazu dienen, das sozia­
le Leben ein bißchen mehr zu stabili­
sieren. 

Berö/ke,ungsschun : Alle Organi­
sationen beklagen, daß sie nicht 
mehr genügend ehrenamtliche Helfer 
gewinnen können. Was ist das Kon­
zept des ASB, Bürgerinnen und Bür­
ger zu ehrenamtlicher Mitarbeit zu 
gewinnen? 

Tepperwien: Es ist ein Problem al­
ler Organisationen. Obwohl wir ande­
rerseits zu große Probleme auch nicht 
haben. Wir haben immerhin 25000 
ehrenamtfiche Helfer, die hochmoti­
viert ihre verantwortungsvollen und 
qualifizierten Aufgaben wahrnehmen. 
Es gibt ein gesundes Miteinander von 
haupt- und ehrenamtfichen Mitarbei­
tern. Die ehrenamtlichen Helfer tra­
gen Verantwortung. 300 Ortsverbän-

"Im Moment ist der Zivil· und Katastrophen· 
schutz derart unübersichllich, daß ke iner genau 
sagen kann, wohin die Re ise gehl." 

de und 16 Landesverbände müssen 
mit ehrenamtfichen Vorstandsmit­
gliedern besetzt werden. Hier haben 
wir eher schon Probleme, alle Funk­
tionen in immer schwieriger werden­
den Zeiten besetzen zu können. Und 
wenn die Finanzen immer knapper 
werden, scheut sich mancher, sich als 
Landes- oder Ortverbandsschatz­
meister zur Verfügung zu stellen. Aber 
in dem Bereich, wo wir ehrenamtfiche 
Helferinnen und Helfer für die 
tatsächliche aktIVe Arbeit vor Ort 
brauchen, haben wir weniger 
Schwierigkeiten. 

Belfö/ke,ungsschun : 
Sie Ihre hauptamtlichen 
aus diesem Reservoir? 

Gewinnen 
Mitarbeiter 

Tepperwien: Ja, wir haben viele 
hauptamtfiche Mitarbeiter, die früher 
einmal ehrenamtlich bei uns tätig wa­
ren. Aber auch Zivifdienstleistende 
haben sich nach ihrem Zivildienst ent­
schlossen, bei uns beispielsweise als 
Rettungssanitäter tätig zu werden. 

BflIfö/kerungsschun : Kriegen Sie 
noch genügend Zivildienstleistende, 
oder ist die Zahl rückläufig? 

Tepperwien: Von den 6000 zur 
Verfügung stehenden Stellen für Zi­
vifdienstleistende sind 4740 Stellen 
besetzt. 

Berö/ke,ungsschun : Sie könnten 
also sofort Stellen für Zivildienstlei­
stende zur Verfügung stellen? 



Tepperwien: Selbstverständlich 
können wir aufnehmen. Vor wenigen 
Monaten wurde noch prognostiziert, 
daß die Zahl der Zivildienstleistenden 
dramatisch zurückginge. Gott sei 
Dank ist dies nun ja nicht passiert. An­
dererseits nehmen die Zivildienstlei­
stenden für sich das Recht in An­
spruch, sich ihren Platz selber zu su­
chen. Da gibt es eben unterschiedlich 
attraktive Arbeiten. 

Be"ö/kelungsschun : Und wie lö­
sen Sie das Problem? 

Tepperwien: Wir müssen dann z. 
B. in Pflegeheimen hauptamtliche 
Mitarbeiter einsetzen. Der gelegent­
lich gehörte Vorwurf der Gewerk­
schaften, Zivildienstleistende würden 
den Pflegeleistenden die Arbeit weg­
nehmen, stimmt nicht. Zivildienst/ei­
stende verbessern die Arbeit in den 
Pflegeheimen, indem sie zusätzlich 
mit eingesetzt werden können und 
die schwere Arbeit dort erleichtern. 
Wenn es die Zivildienstleistenden in 
der Altenpflege nicht gäbe, hätten die 
hauptamtlichen Mitarbeiter es noch 
viel schwerer. 

Be"ö/kelungsschun : Haben Sie 
besondere Schwerpunkte bei der 
Führungsausbildung? 

Tepperwien: Wir haben hier in 
Köln ein hervorragendes Schulungs­
zentrum im Hause. Wir haben ein Bil­
dungswerk gegründet. Dieses Haus 
ist ständig mit Seminaren belegt. Die 
Ausbildungsnachfrage ist insbeson­
dere wegen der vielen neuen Mitar­
beiter in den neuen Bundesländern 
außerordentlich stark. Hier werden 
Seminare über Managementfragen, 
über Finanzwesen und Öffentlich­
keitsarbeit, aber auch über Persona/­
führung angeboten. 

Belfö/kelungsschun : Sie haben ein 
eigenes Reservoir, aus dem Sie 
Nachwuchs schöpfen, nämlich die 
Arbeiter-Samariter-Jugend (ASJ). Wo 
liegt Ihr Hauptschwerpunkt in der Ar­
beit ASJ? 

Tepperwien: Die Jugendorganisa­
tion des ASB ist ein freier Jugendver­
band, der besondere Jugendarbeit 
betreibt, sowie internationale Zeltla­
ger, Seminare und andere Veranstal­
tungen ausrichtet. Dies muß nicht un-

"An sich sind die vorhandenen Strukturen des Zi­
vil- und Katastrophenschutzes nicht schlecht. " 

mittelbar etwas mit dem ASB zu tun 
haben. Aber ich denke, diese Freiheit 
muß eine solche Jugendorganisation 
auch haben. Die ASJ muß einerseits 
freier Jugendverband, andererseits 
Teil des ASB sein. Im wesentlichen ist 
das in der Vergangenheit gelungen, 
auch wenn es manchmal etwas Rei­
bungsverluste gibt. Aber ich wüßte 
keinen Jugendverband irgendweI­
cher Parteien oder Organisationen, 
der mit seinem Erwachsenenverband 
nicht von Zeit zu Zeit kleinere Reibe­
reien hätte. Wenn er das nicht hätte, 
dann wäre er kein richtiger Jugend­
verband. 

Be"ö/kelungsschun : Wieviel Mit­
glieder zählt die ASJ? 

Tepperwien : Insgesamt etwa 
18000. 

Be"ö/kelungsschun : Sie haben 
mehrfach die soziale Anerkennung 
der ehrenamtlichen Tätigkeit gefor­
dert. Was konkret meinen Sie damit? 

Tepperwien: Die Arbeit, die die 
Wohlfahrts verbände und andere Ein­
richtungen ehrenamtlich leisten, kann 
vom Staat nicht bezahlt werden. Sie 
ist unbezahlbar. Dies ist eine der po­
sitivsten Seiten der Bundesrepublik. 
Aus meiner internationalen Arbeit 
weiß ich, daß es das in dieser ausge­
prägten Form in anderen Ländern gar 
nicht gibt. Allzu sehr ist in den letzten 
Jahren die ehrenamtliche Tätigkeit 
durch die Gesetzgebung diskriminiert 
worden. Häufig bleibt für die sich un­
eigennützig in der Sozialarbeit enga-

gierenden Menschen die Anerken­
nung aus. Hier muß die Bundesregie­
rung massiv gegensteuern und eine 
breit angelegte Offensive zur Aufwer­
tung des Ehrenamtes starten. 

Be"ö/kelungsschun : Ehrenamtli­
che als Sparkasse für den Staat? 

Tepperwien: Der Staat spart ei­
nerseits viel Geld, aber andererseits 
tun die Bürger etwas für ihre Mitbür­
ger und werden dadurch auch moti­
viert, sich nicht nur um ihre eigenen 
Interessen zu kümmern. Diese Ein­
stellung muß man unterstützen, und 
das kann auf vielfältige Art und Weise 
entstehen. Der Staat könnte diese ge­
meinnützige Arbeit mit steuerlichen 
Freibeträgen, kleinen Aufwandsent­
schädigungen oder anderen steuerli­
chen Vergünstigungen versehen. Es 
geht weniger um den Geldbetrag in 
D-Mark als vielmehr darum, daß die 
Leute erkennbar sehen, daß ihre Ar­
beit anerkannt wird. Und ich stelle 
fest, daß es doch immer noch viele 
Leute gibt, die bereit sind, ehrenamt­
lich etwas zu tun. Ich meine, von de­
nen kann man nicht auch noch ver­
langen, daß sie ihr eigenes Geld mit­
bringen. Und insofern würde der 
Staat sich sehr klug verhalten, wenn 
er hier auch kleinere Anreize schaffen 
würde. Es gibt die verschiedensten 
denkbaren Modelle hier.zu. Das schla­
gen wir nun schon seit vielen Jahren 
vor. Nur leider ist hiervon noch nichts 
zum Tragen gekommen, was wir 
außerordentlich bedauern. Es geht 
um die Motivation unserer Helfer. 

Be"ö/kelungsschun : Kann die eh­
renamtliche Tätigkeit in einer immer 
größer werdenden Freizeitgesell­
schaft nicht auch zu einer neuen 
Selbstverwirklichungsmöglichkeit 
werden? 

Tepperwien: Das war schon im­
mer so. Der ehrenamtliche Helfer ar­
beitet aus einem ganzen Motivations­
bündel heraus. Manchmal erfährt er 
in seiner Organisation ja auch Aner­
kennung, die er in seinem sonstigen 
Beruf oder Umfeld nicht erfahren 
kann. Im ASB kann er seine Fähigkei­
ten einbringen. 
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Berölkerungsschun : Was werden 
die Arbeitsschwerpunkte des ASB in 
dem zu Ende gehenden Jahr 1993 
und 1994 sein? 

Tepperwien: Große Probleme 
sehe ich in dem Bereich des Ret­
tungsdienstes auf uns zukommen. 
Die neue Sozialgesetzgebung 
schreibt im SGB V die Gebührenhöhe 
faktisch fest In einem Umfang, mit 
dem wir nicht leben können. Ich sehe 
hier große Auseinandersetzungen mit 
den Krankenkassen auf uns zukom­
men. Die Landesverbände in den al­
ten Bundesländern werden natürlich 
in verstärktem Umfang ihre schon 
vorhandenen Aufgaben weiterführen. 
In den neuen Bundesländern haben 
wir insbesondere im stationären Be­
reich eine Vielzahl von Anfragen, sol­
che Einrichtungen zu errichten und zu 
betreiben. Wir müssen in Millionen­
höhe im stationären Bereich investie­
ren. Einer vergleichbaren Herausfor­
derung waren wir in unserer gesam­
ten Geschichte noch nicht ausge­
setzt. Dies wird für den Bundesver­
band einer der Schwerpunkte sein. 
Weiterhin werden wir daran arbeiten 
müssen, die Strukturen zwischen al­
ten und neuen Bundesländern zu ver­
einheitlichen und anzupassen. Ich 
denke, dies wird die Aufgabe eines 
Jahrzehnts sein. 

Berölkerungsschun : Wie finan­
ziert sich der ASB eigentlich? 

Tepperwien: Wir finanzieren uns 
überwiegend aus den sozialen 
Dienstleistungen, die wir erbringen. 
Ich schätze, daß wir etwa 80 Prozent 

"Wir wollen keinen Wohllahrtslmperlalismus 
betreiben. " 
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unserer Einnahmen aus Erlösen für 
soziale Dienstleistungen erzielen. Un­
sere Mitgliedsbeiträge dürften etwa 
15 bis 20 Prozent der Gesamteinnah­
men ausmachen. Leider haben wir 
immer noch viel zu wenig Spenden. 

Berölkerungssthun : Die öffentli­
chen Kassen sind leer. Wie kann Ihre 
Arbeit dann noch finanziert werden? 

Tepperwien: Das ist ein großes 
Problem. Im letzten halben Jahr wur­
den vier Kostensenkungsgesetze ver­
abschiedet, ohne die freie Wohl­
fahrtspflege und die Hilfsorganisatio­
nen auch nur zu hören. Ich erwähnte 
bereits den Rettungsdienst. der ver­
mutlich nicht mehr kostendeckend 
durchgeführt werden kann. Gleiches 
gilt bei der ersatzlosen Streichung 
von Aufwandszuschüssen im Bereich 
der Zivildienstleistenden. Ebenso bei 
stationären Einrichtungen, in denen 
die Pflegesätze praktisch festgesetzt 
wurden und de facto nicht mehr stei­
gen dürfen. Eine Änderung des Bun­
dessozialhilfegesetzes macht dies 
möglich. 

Berölkerungsschun : Aufgabenkri­
tik oder Kostenreduzierung sind an­
gesagt? 

Tepperwien: Wir unterliegen den 
steuerlichen Gemeinnützigkeitsbe­
stimmungen. Wir müssen kosten­
deckend kalkulieren, abrechnen und 
dürfen aufgrund von unserer Aufga­
bensteIlung keine Gewinne machen. 
Wenn diese Kostendeckung nicht 
mehr erreicht wird, geht es zu Lasten 
der hilfebedürftigen Menschen. 
Wenn dann noch über Verkürzung der 
Wehrdienstzeit und damit einherge­
hend Verkürzung der Zivildienstzeit 
diskutiert wird, dann müssen die Fol­
gen für die Gesellschaft mitbedacht 
werden. 

Belfölkerungsschutz : Auf dem 
Markt der Sozialleistungen haben Sie 
Mitbewerber, DRK, JUH und MHD. 
Das gilt auch für den Bereich des Ka­
tastrophenschutzes, in dem auch an­
dere Organisationen tätig sind. Wie 
ist die Zusammenarbeit zwischen 
dem ASB und diesen Organisatio­
nen? 

"Oie Zusammenarbeit Ist gut." (Fotos: GolI) 

Tepperwien: Die Zusammenarbeit 
ist gut. Wir sprechen uns in allen ent­
scheidenden Fragen ab, sei es zum 
Rettungsdienst oder auch zum Kata­
strophen- und Zivilschutz. Hiergibt es 
eine enge Kooperation zwischen den 
beteiligten Hilfsorganisationen. Das 
ist wirklich ein gutes Verhältnis. 

Belfölkerungsschun : Wäre es bei 
der Vielzahl von Organisationen und 
Begriffen nicht sinnvoll, wenn alle Or­
ganisationen eine gemeinsame An­
strengung in Sachen öffentlicher Dar­
stellung und Öffentlichkeitsarbeit 
machen würden? 

Tepperwien: Ich hätte dagegen 
nichts einzuwenden, punktuell ge­
schieht dies auch auf der örtlichen 
Ebene. 

Berölkerungsschutz : Wenn der 
BVS zu einer gemeinsamen Öffent­
lichkeitsarbeit anregend tätig würde, 
würden Sie dies unterstützen? 

Tepperwien: Selbstverständlich. 
Dies würde uns allen dienen und kann 
nur der Sache nutzen. 

r Das Interview mit dem AS:l 
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Regierungsdirektor Michael Probst, Regierungspräsidium Freiburg 

REGIO-KAT '93 
Südbaden, das Oberelsaß und die Baselbieter Kantone setzten 

Höhepunkte in der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
grenzüberschreitenden Hilfeleistung 

" In der großen Not des Erdbe­
bens 1356 kamen den Baslern die 
Menschen von Freiburg, aus Col­
mar und Straßburg, von Rheinfel­
den und Mülhausen und viele an­
dere zur Hilfe. Ich möchte hier die­
sen Menschen für ihre Hilfe dan­
ken, für den Fall, daß das bis heu­
te noch niemand getan haben 
sollte." Damit beschloß Andreas 
Koellreuter, Regierungsrat des 
Kantons Basel-Land, einer der fünf 
Schirmherren der Veranstaltung 
REGIO-KAT '93, sein Grußwort zu 
Beginn des zweieinhalbtägigen 
Seminars im Kongreßzentrum der 
Mustermesse in Basel. Mit weni­
gen Worten umschrieb er damit 
das jahrhundertealte Zusammen­
gehörigkeitsgefühl der Menschen 
in der Region im Dreiländereck 
Deutschland-Frankreich-Schweiz 
im allgemeinen und bei Notfällen 
im besonderen. Mit den Grußwor­
ten der Schirmherren Karl Schny­
der, Regierungsrat des Kantons 
Basel-Stadt, HelEme Blanc, Präfek­
tin des Oberelsaß in Colmar, Dr. 
Conrad Schroeder, Regierungs­
präsident in Freiburg, und Andreas 
Koellreuter begann am Abend des 
19. Januar 1993 ein bisher beispiel­
loses Unternehmen der t raditionell 
guten Zusammenarbeit der für den 
Katastrophenschutz Verantwortli­
chen in der Region. Mit über 300 
Teilnehmern aus den drei Ländern 
wurde das Seminar in Basel als 1. 
Teil der Gesamtveranstaltung zu 
einem Höhepunkt des gegenseiti­
gen Verstehens und der Bereit­
schaft zur Hilfe für die ca. 3 Millio­
nen Menschen in Dreiländereck. 
Der 2. Teil, eine gemeinsame 
Stabsrahmenübung, findet am 17. 
Juni 1993 statt. 

Eine Idee, 
ihre Voraussetzungen 
und ihre Umsetzung 

Seit Jahren arbeiten die für den Ka­
tastrophenschutz Verantwortlichen 
des Regierungsbezirks Freiburg 
(Südbaden), der beiden Baseler Kan­
tone und des Oberelsaß eng zusam­
men. Ende der 70er, Anfang der 80er 
Jahre wurden mehrere gemeinsame 
Übungen unter dem Stichwort "SOS­
International" durchgeführt, die ent­
scheidende Erkenntnisse für die spä­
ter abgeschlossenen Hilfeleistungs­
vereinbarungen zwischen Freiburg 
und Colmar und die Informationsver­
einbarungen zwischen allen Partnern 
lieferten. Diese Vereinbarungen ba­
sieren auf den drei bilateralen Staats­
verträgen über gegenseitige Hilfelei­
stung bei Katastrophen oder schwe­
ren Unglücksfällen. Im Zuge der er­
wähnten Informationsvereinbarun­
gen wurden schließlich zwischen den 
vier Partnern internationale Mietlei­
tungen (mit Fax-Betrieb) einll.erichtet. 
Es fanden weitere, kleinere Ubungen 

jährlich und regelmäßige Treffen statt, 
um Erfahrungen zu verarbeiten und 
das Hilfeleistungsnetz zu "verdich­
ten" . 

Dennoch war man sich einig: Die 
zahlreichen Einzelergebnisse dieser 
Zusammenarbeit müssen zusam­
mengefaßt, noch bestehende Defizi­
te erkannt und aufgearbeitet werden, 
und vor allem, ein viel größerer Kreis 
von Verantwortlichen müsse in die­
ses System eingebunden werden. 
Diese erkannten "Mängel" schlossen 
eine Vollübung zu diesem Zeitpunkt 
aus. Damit war aber der Gedanke an 
eine gemeinsame große Veranstal­
tung geboren, die in der Sitzung des 
Koordinationsausschusses am 18. 
Juni 1990 ins Leben gerufen wurde. 
Sie erhielt den Namen REGIO-KAT 
'93. Der Koordinationsausschuß leg­
te Ziele und Zwecke der Veranstal­
tung fest und berief einen vierköpfi­
gen Sitzungsausschuß, der die bei­
den Teile der Veranstaltung, das Se­
minar in Basel und die gemeinsame 
Stabsrahmenübung am 17. Juni 1993 
vorbereiten sollte. 

Der Leitungsausschuß, bestehend 
aus dem Verfasser des Artikels, dem 
Leiter des Amtes für Katastrophen­
schutzvorsorge Basel-Stadt, Peter 
Waldner, der Leiterin der Abt. Protec­
tion Civile (SIACEDTPC) der Präfek­
tur Colmar, Annick Wiest, und des 
Leiters des Amtes für Bevölkerungs­
schutz Basel-Land (Liestal), Rolf 
Zwicky, zu dem später noch Dr. Hans­
peter Rütti , Zentralstelle für Gesamt­
verteidigung der Schweiz, hinzu kam, 
schuf in neun harten Sitzungen die 
Voraussetzungen zum Gelingen des 
Unternehmens. 

Begünstigt wurde diese Arbeit 
durch die stete Gewißheit des "poli­
tischen" Rückhalts in der Region für 
REGIO-KAT '93. Dieser Rückhalt hat 
seine Ursache in der Überzeugung 
der Behördenleiter bzw. Regierungen 
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dies- und jenseits des Rheins, daß 
Bevölkerungsschutz ein überragen­
des Staatsziel ist und in der Erkennt­
nis, daß es bei der Frage nach opti­
maler Hilfe keinen Unterschied ma­
chen darf, ob die Menschen dies­
oder jenseits des Rheins von einer 
Katastrophe betroffen sind. 

Begünstigt wird diese Haltung 
aber auch durch die Tatsache, daß 
die Partner der REGIO-KAT '93 Mit­
glieder des Vertragsgebietes der 
deutsch-französischen-schweizeri­
sehen Regierungskommission sind. 
Dieser Staatsvertrag hat u. a. zum 
Ziel, den Katastrophenschutz im Ver­
tragsgebiet zu fördern. Die Kommis­
sion hat in der Vergangenheit immer 
wieder bewiesen, daß dieser Auftrag 
ernstgenommen wird. 

Ziel und Zweck 
des Seminars 

Oberstes Ziel der Veranstaltung 
REGIO-KAT '93 ist die Stärkung der 
gegenseitigen Hilfeleistung bei Kata­
strophen oder schweren Unglücks­
fällen im grenznahen Raum. 

Die Zwecke wurden vom Koordi­
nationsausschuß wie folgt definiert: 
- Gegenseitiges Kennenlernen der 

für den grenzüberschreitenden Ka­
tastrophenschutz Verantwortlichen 
in der Region. Diesem Punkt wurde 
besondere Bedeutung beigemes­
sen. Er wurde gefördert durch die 
Auswahl der Teilnehmer (dazu un­
ten) und die Gestaltung des Semi­
nars, das viel Raum für zwei- und 
mehrseitige Gespräche vorsah. 

- Darstellung der Möglichkeiten und 
Lücken der gegenseitigen Hilfelei­
stung bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen im grenz­
nahen Raum. Sowohl die Vorträge 
wie auch die Arbeit in den Arbeits­
gruppen sollten diesen und die fol­
genden Zwecke gewährleisten. 

- Information über die Grundlagen 
und Strukturen des Katastrophen­
schutzes der vier Partner und ihrer 
jeweiligen Organisation. 

- Darstellung der vorhandenen 
Rechtsgrundlagen für die Hilfelei­
stung im grenznahen Raum. 

- Auswirkungen der Zweisprachig­
keit. 

Dieses Ziel und diese Zwecke gei­
ten für die Gesamtveranstaltung RE­
GIO-KAT '93, also auch für die Stabs­
rahmenübung am 17. Juni 1993. Dem 
Seminar war darüber hinaus der ent­
scheidende Zweck zugewiesen, mit 
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all seinen Elementen zum Gelingen 
der Stabsrahmenübung beizutragen. 

Das Szenario 

Von Beginn der Vorbereitungen 
durch den Leitungsausschuß an, 
stand eine Frage im Vordergrund: 
Welches Geschehen legen wir einer 
gemeinsamen Übung zugrunde, um 
am besten das Ziel der REGIO-KAT 
'93 zu erreichen? 

Die Region ist von ihren Risiken her 
geprägt von einer dichten industriel­
len Ansiedlung, zahlreichen europa­
weit wichtigen Transitwegen zu Land 
(Schiene und Straße), auf dem Was­
ser (Rhein) und in der Luft und damit 
auch von großen Umschlagplätzen. 

Ereignisfälle im Zusammenhang 
mit diesen Risiken bergen aber, so 
der Leitungsausschuß, die Gefahr ei­
ner "Verengung" auf bestimmte Ab­
läufe in der Anforderung von Hilfe. 
Um der Übungsleitung letztlich genü­
gend Spielraum zu geben, ein Szen­
ario zu schaffen, das dem Übungsziel 
gerecht wird , entschied sich der Lei­
tungsausschuß, der Übung ein Erd­
beben zugrundezulegen, das dem 
des verheerenden Erdbebens im 
Raum Basel im Jahre 1356 nachge­
stellt ist. Damals wurde fast das 
ganze Baselbiet verwüstet (darauf 
bezog sich auch die eingangs 
geäußerte Bemerkung Koellreuters); 
weite Landschaftsteile darüber hin­
aus wurden zudem schwer in Mitlei­
denschaft gezogen. Diese Idee bot 
sich auch deshalb an, weil der soge­
nannte Oberrheingraben in der Regi­
on nach wie vor das erdbebenaktiv­
ste Gebiet in Zentraleuropa ist und 
ein solches Geschehen wie 1356 sei­
tens der Experten auch für die Zu­
kunft nicht völlig ausgeschlossen 
werden kann. 

Die Wahl dieses Szenarios für die 
Übung hatte aber fatale Nebenwir­
kungen für die weitere Vorbereitung 
des Seminars! Die Idee des Szenari­
os gewann in der Folge solche Faszi­
nation, wozu auch das enorme Enga­
gement der aus den drei Ländern für 
das Seminar gewonnenen Experten 
beitrug, daß der Leitungsausschuß 
alle Mühe hatte, daß das eigentliche 
Ziel der REGIO-KAT '93, die gegen­
seitige Hilfeleistung, nicht in den Hin­
tergrund trat. 

Die Teilnehmer am Seminar 

Zum Seminar wurden gezielt von 
den Mitgliedern des Leitungsaus­
schusses jeweils aus ihrem Land Teil­
nehmer eingeladen. Bei der Auswahl 
ließ man sich von dem Ziel und den 
Zwecken der REGIO-KAT '93 leiten. 
Dabei waren die gegenseitigen Be­
sonderheiten des staatlichen Auf­
baus und der Hilfeleistungssysteme 
in den drei Staaten zu berücksichti­
gen, sowie der Umstand, daß das 
Konferenzzentrum in Basel nicht un­
endlich Platz bot und die Einsicht, 
daß weniger oft mehr ist, wenn man 
Ergebnisse erarbeiten will. 

Es würde den Rahmen dieses Be­
richtes sprengen, darzustellen wie 
die Basler und die französischen 
Partner in Colmar dieses Problem lö­
sten. Interessant mag sein, nach wei­
chen Vorstellungen der Verfasser des 
Artikels als deutscher Gesamtverant­
wortlicher für REGIO-KAT '93 das 
Problem löste. 

Vorrang hatten Teilnehmer aus 
dem Regierungsbezirk Freiburg, 
denn es ging ausschließlich um die 
gegenseitige Hilfeleistung im grenz­
nahen Raum in der Region. Berück­
sichtigung fanden alle Stadt- und 
Landkreise, die eine gemeinsame 



Grenze zur Schweiz oder Frankreich 
haben. Dabei wurde die Platzzahl 
gleichmäßig auf die Verwaltungen 
(Untere Katastrophenschutzbehör­
den und Sonderbehörden) wie auf die 
Praktiker (Leitstellen, TEL-Leiter, An­
gehörige der KatS-Organisationen) 
verteilt . Der Landkreis Lörrach, 
hauptverantwortlich bei der Übung 
am 17. Juni 1993, erhielt einen Bo­
nus. Daneben wurden Landesbehör­
den (Ministerien, Regierungspräsidi­
en, Sonderbehörden, wie z. B. die 
Landesanstalt für Umweltschutz) und 
schließlich Bundesbehörden (u. a. 
Bundeswehr, Bundesminister des In­
nern, Katastrophenschutzschule des 
Bundes) eingeladen. Schließlich war 
noch an bestimmte Private, wie z. B. 
Vertreter der Industrie am Hochrhein 
und Vertreter der Medien, zu denken. 

Alle anderen Interessenten wurden 
mit dem Hinweis "vertröstet", daß ih­
nen die Dokumentation zum Seminar 
zugesandt werden wird. 

Ablauf und Ergebnisse 
des Seminars 

Entsprechend dem Ziel und den 
Zwecken der REGIO-KAT '93, gestal­
tete der Leitungsausschuß das Semi­
nar in zwei Teile: Der erste Tag des Se­
minars war Vorträgen gewidmet, die 
sich einerseits mit der Erdbebenpro­
blematik des Oberrheingrabens, an­
dererseits mit den Strukturen des Ka­
tastrophenschutzes dies- und jen­
seits der Grenzen und der rechtlichen 
Gemeinsamkeiten zur gegenseitigen 
Hilfeleistung auseinandersetz1en, um 
den Teilnehmern ein Wissensfunda­
ment über diese Gegebenheiten zu 
vermitteln. 

Der zweite Tag stand im Zeichen 
der Arbeit von vier Arbeitsgruppen, 
denen bestimmte Aufgaben vorgege­
ben waren. Die Arbeit dieser Gruppen 
bildete den Schwerpunkt des Semi­
nars. Jedes Thema der Vorträge, jede 
Arbeitsgruppe war "paritätisch" von 
den drei Teilnehmerstaaten besetzt. 

Die Vorträge 
Zum Thema "Seismologie", Ent­

stehung, Quantifizierung und bedeu­
tende Erdbeben, referierten Dr. Dieter 
Mayer-Rosa, Zürich, Prof. Michel 
Cara, Straßburg, und Prof. Dr. Götz 
Schneider, Chef des Erdbebendien­
stes des Landes Baden-Württem­
berg, Universität Stuttgart. Sie ver­
mittelten den Teilnehmern einen le­
bendigen Einblick in das Wesen von 
Erdbeben, seine Ursachen, Wirkun-

gen und verglichen die Erdbeben der 
verschiedenen Bruchzonen in der 
Welt miteinander. Anschaulich erläu­
terten sie die verschiedenen seismi­
schen Meßdienste und ihre Bedeu­
tung auch für den Katastrophen­
schutz. Verläßliche Vorhersagen über 
Epizentren, Zeitpunkt und Stärke von 
bevorstehenden Erdbeben gibt es al­
lerdings bis heute nicht. 

Zum Thema "Geologie" erklärten 
die Geologen Dr. Lukas Hauber, Uni­
versität Basel, Marc Lettermann, 
Straßburg, Dr. Ulf Koerner, Geologi­
sches Landesamt Baden-Würt1em­
berg, die Besonderheiten des Ober­
rheingrabens und seiner Erdbeben­
trächtigkeit über die Jahrmillionen 
der erdgeschichtlichen Formation bis 
heute. Sie bewirkten eine starke Sen­
sibilisierung der anwesenden Kata­
strophenschützer für dieses Thema, 
gibt es doch bis heute für ein solches 
Ereignis keine speziellen Vorsorge­
pläne. 

Die Bauingenieure Peter Plattner, 
Basel , Bruno Royet , Straßburg, und 
Dr. Dieter Kroll, Freiburg, referierten 
über die Eigenschaften und das Ver­
halten der verschiedenen Bautypen 
bei Erdbeben und die in den arei Län­
dern geltenden Bestimmungen für 
die Bauten in erdbebengefährdeten 
Gebieten. Besondere Beachtung 
fand dabei die Darstellung der ver­
bindlichen Baunormen des Landes 
Baden-Würt1emberg, die unter Be­
zug auf die Norm DI N 4149 in der Bro­
schüre "Erdbebensicher Bauen" des 
Innenministeriums Baden-Württem­
berg dargestellt sind. 

Schließlich gaben die für Hilfs­
maßnahmen bei Erdbeben erfahre­
nen Spezialisten Toni Frisch, Opera-

tionschef des schweizerischen Kata­
strophen-Hilfscorps, und Daniel 
Schuler, Erdbebenspezialist Luft­
schutzgruppen der Schweiz, den Ein­
satzkräften aller drei Länder wichtige 
Hinweise zu Rettungsstrategien bei 
Erdbebeneinsätzen. Ein ganz wichti­
ger Punkt dabei war das Thema "Ei­
gen schutz der Helfer". 

An diesen Block "Erdbebenthema­
tik" schloß sich der Block "Organisa­
tion" des Katastrophenschutzes in 
den drei Ländern an. Peter Waldner, 
Koordinator Katastrophenvorsorge 
Basel-Stadt, Rolf Zwicky, Chef des 
Amtes für Bevölkerungsschutz, Ba­
sel-Land, Annick Wiest, Leiterin der 
Abteilung Zivilschutz der Präfektur 
des Oberelsaß in Colmar, und Hans 
Joachim Zabel, Amtsleiter Amt für Zi­
vi lschutz des Landratsamtes Lör­
rach, vermittelten dabei den Teilneh­
mern einen Einblick in die Strukturen, 
Bedingungen und Eigenheiten des 
Bevölkerungsschutzes in ihren Län­
dern. Dabei fand das deutsche Sy­
stem, das sich fast völlig auf freiwilli­
ge Hilfsorganisationen abstützt, 
große Beachtung. 

Roger Fischer, Chef des 
Führungsstabes Basel-Stadt, Hans 
Suter, Chef des Führungsstabes Ba­
sel-Land, Annick Wiest, Präfektur 
Colmar, und Peter Stocks, Regie­
rungspräsidium Freiburg, stellten 
schließlich die jeweiligen Führungs­
strukturen ihrer Länder bei Katastro­
phen dar. Peter Stocks gelang dabei 
eine besonders gute Darstellung des 
baden-württembergischen Modells. 

Bei allen Unterschieden der jewei­
ligen Führungssysteme, die sich aus 
den historischen und staatsrechtli­
chen Gegebenheiten erklären, wur-

Der leilungsausschuß (von links): Michael Probst, Annlck Wiest , Peter Waldner, Roll Zwicky (fehlt: 
Dr. Rüttl) . 
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den dabei doch so viele Gemeinsam­
keiten sichtbar, daß Hans Suter in sei­
nem Resümee am Ende des Semi­
nars die Prophezeiung wagte, daß 
alle zuständigen Stellen in der Regi­
on eines Tages zu einem einheitlichen 
Führungssystem übergehen werden. 
Darin liegt einer der wegweisenden 
Fingerzeige für die künftige Zusam­
menarbeit. 

Schließlich übernahm der Verfas­
ser dieses Berichtes die Aufgabe, die 
Rechtsgrundlagen der gegenseitigen 
Hilfeleistung im grenznahen Raum 
darzulegen. Unter Hinweis auf die 
drei bilateralen Staatsverträge, die 
große Ähnlichkeit miteinander haben, 
und die in der Region im Vollzug die­
ser Staatsverträge geschlossenen 
Vereinbarungen stellte er dabei auch 
die Probleme zur Diskussion, die 
noch nicht gelöst scheinen. Große 
Verwirrung löste seine Darstellug der 
Zuständigkeiten für die grenzüber­
schreitende Hilfe auf deutscher Seite 
aus: Das Innenministerium Baden­
Württemberg, das Regierungspräsi­
dium Freiburg und die Landratsämter 
(soweit der Staatsvertrag mit der 
Schweiz berührt ist) seien für die Hil­
feleistung im grenznahen Raum zu­
ständig. 

Alle Vorträge wurden in der jewei­
ligen Landesprache gehalten und si­
multan übersetzt. Es ist unmöglich , 
im Rahmen dieses Berichts auf die 
vielen interessanten Gesichtspunkte 
der Vorträge genauer einzugehen. In­
teressenten können sie in der Doku­
mentation des Seminars nachlesen. 

Oie Arbeitsgruppen 
Der zweite Tag des Seminars war 

den vier Arbeitsgruppen vorbehalten, 
die vom Leitungsausschuß einge­
setzt wurden. Sie umfaßten jeweils 
max. 30 Mitglieder, die, paritätisch 
bestimmt, von den vier Partnern 
dafür gewonnen wurden. Jeder Ar­
beitsgruppe wurde ein Thema gege­
ben. Zusätzlich, als Arbeitshilfe, gab 
der Leitungsausschuß insgesamt 50 
Fragenkomplexe vor, die behandelt 
werden konnten, aber nicht mußten. 
Dies lag in der Hand der Leiterder Ar­
beitsgruppen. So war von Anfang an 
klar, daß es nicht darum ging, an ei­
nem Tag alle Themen abschließend 
zu behandeln, die Gegenstand der 
grenzüberschreitenden Hilfeleistung 
sind. Das war nicht möglich. Die Ar­
beitsgruppen sollten Denkanstöße 
geben und Problembewußtsein 
schaffen. 

Am Ende des zweiten Tages faßten 
ihre Leiter die Ergebnisse vor dem 
Plenum zusammen und gaben so 

20 1 BEVÖlKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 6/93 1 

Das Plenum,lm Vordergrund links: Marl<us Mohler, Elnsal2 leiler der Ka laslrophenschul2organisalion 
Basel-Sladl. 

wichtige Hinweise auf die künftige Ar­
beit eines jeden Teilnehmers für die 
Zukunft. Diese Ergebnisse sind eben­
falls in der Dokumentation über das 
Seminar festgehalten. Jeder Arbeits­
gruppe war übrigens ein Dolmetscher 
zugeteilt , der konsekutiv übersetzte. 

Nun zu den vier Arbeitsgruppen im 
einzelnen: 
- Die Arbeitsgruppe .. Grenzüber­

schreitende Hilfeleistung" wurde 
geleitet von Markus Mohler, Ein­
satz leiter der Katastrophenschutz­
organisation Basel-Stadt. Sie war 
besetzt mit Spezialisten aus den 
Verwaltungen der vier Partner, die 
sich mit dieser Thematik berufs­
mäßig täglich auseinandersetzen. 
Zuständigkeiten, Verfahren, rechtli­
che Vorgaben, Strukturen und Hil­
feleistungsangebote und Hilfebe­
dürfnisse waren die wesentlichen 
Themen, die es zu erörtern galt . 

- Die Arbeitsgruppe .. Möglichkeiten 
und Grenzen der Hilfsdienste" soll­
te darlegen, welche Potentiale bei 
jedem Partner vorhanden sind, wei­
che Unterstützung dafür gebraucht 
wird, wie die einzelnen Fachdienste 
dies- und jenseits der Grenzen ar­
beiten. Sie wurde von Rolf Klaus, 
Chef des AC-Schutzes der Kata­
stropheneinsatzleitung Basel­
Land, geleitet. Mitglieder waren 
hier vornehmlich Delegierte der 
verschiedenen Hilfsorganisatio­
nen. 

- Die Arbeitsgruppen .. Alarmierung 
und Information von Behörden und 
Bevölkerung" sollte die jeweils in­
nerstaatlichen diesbezüglichen 
Methoden aufzeigen und verglei­
chend analysieren sowie die beste­
henden grenzüberschreitenden 

Absprachen dazu werten und einer 
Kritik unterziehen. Geleitet wurde 
diese Gruppe von Hans-Detlef Mül­
ler, 1. Landesbeamter des Land­
kreises Lörrach. Mitglieder waren 
hier vor allem Angehörige der Ein­
satzstellen der vier Partner, die als 
erste im Ereignisfall handeln müs­
sen. Naturgemäß gab es bei dieser 
Thematik Überschneidungen mit 
der 

- Arbeitsgruppe .. Öffentlichkeitsar­
beit". Sie wurde geleitet von Valerie 
Grasset, Pressebeauftragte der 
Präfektur Oberelsaß. Als Mitglieder 
wurden die Pressereferenten der 
beteiligten Behörde und Vertreter 
der regionalen Presse gewonnen. 
Drei Fragenkomplexe galt es hier zu 
klären: Was erwartet die Presse von 
den verantwortlichen Behörden in 
einem Katastrophenfall , was erwar­
ten die zuständigen Behörden von 
der Presse in einem solchen Mo­
ment, und welche besonderen 
Aspekte gibt es bei grenzüber­
schreitenden Katastrophen dabei 
zu beachten? 
Den Verantwortlichen der REGIO­

KAT '93 lag dieses Thema deshalb 
besonders am Herzen, weil sie über­
einstimmend der Auffassung waren 
(und sind), daß hier ein großer Nach­
holbedarf besteht. Auch die gemein­
same Übung am 17. Juni 1993 wird 
sich mit der Presse- genauer Öffent­
lichkeitsarbeit auseinandersetzen. 

Der Rahmen des Seminars 

Dank der großzügigen finanziellen 
Unterstützung des Schweizer Bun-



desrats für REGIO-KAT '93 konnten 
für das Seminar die dafür hervorra­
gend geeigneten Räumlichkeiten des 
Kongreßzentrums in Basel angemie­
tet werden, einschließlich ihrer tech­
nischen Ausstattung, wie z. B. die Si­
multanübersetzungsanlage. Der 
Kanton Basel-Stadt hatte ein großes 
Betreuerteam aufgeboten, das alle 
Probleme der Tagung und jedes Pro­
blemchen der Teilnehmer reibungslos 
löste. Das große Foyer zwischen dem 
Plenarsaal und den Sitzungsräumen 
der Arbeitsgruppen bot reichlich 
Platz für eine das Seminar begleiten­
de Ausstellung der vier Partner und 
die Auslage von Informationsmateri­
al. 

Die vom Regierungspräsidium 
Freiburg mit erheblicher Mühe be­
schafften Original-Embleme der 
deutschen Hilfsorganisationen fan­
den übrigens reißenden Absatz unter 
Souvenirjägern am Ende der Veran­
staltung. 

Die Kosten 

Die Kosten des Seminars können 
bis heute nicht abschließend benannt 
werden. Sie waren aber beträchtlich. 
Ohne die entsprechenden Zusagen 
der Schweizer Bundesregierung, der 
Kantone Basel-Stadt und Basel­
Land für die Infrastruktur des Semi­
nars und die Übersetzung der Doku­
mente sowie der Präfektur in Colmar 
für die Simultan- und Konsekutivdol­
metscher während des Seminars, 
wäre REGIO-KAT '93 nicht möglich 
gewesen. Die deutsche Seite hat das 
Logo finanziert . Im übrigen trägt ver­
einbarungsgemäß jede Seite ihre Ko­
sten selbst. Weitere gemeinsame Ko­
sten werden aufgeteilt (z. B. die für die 
Dokumentationen). Das Bundesin­
nenministerium hat sich nicht uner­
heblich an den Kosten beteiligt, da­
bei aber dem Verwendungszweck 
sehr enge Grenzen gesetzt, so daß 
die beteiligten deutschen Behörden 
einen Großteil der Aufwendungen 
aus ihren allgemeinen Haushalten 
bestreiten. 

Die Frage der Kostenverteilung ist 
deshalb so wichtig, weil sie Einfluß 
hat auf viele Entscheidungen in der 
Sache selbst. 

Wie geht es weiter? 

Schon im Vorfeld des Seminars 
REGIO-Kat '93 war man sich einig: 

Michael Probst, Regierungspräsidium Freiburg, 
Gesamtverantwortlicher Südbadens lür REGIO· 
Kat '93 . 

Das darf kein Schlußpunkt sein, son­
dern eine Initialzündung. So hat auch 
der Regierungspräsident in Freiburg, 
Dr. Schroeder, während des Semi­
nars eine nlnstitutionalisierung" die­
ses Unternehmens angeregt. 

Nun, zunächst steht die Auswer­
tung des Seminars, die einem weiten 
Kreis von Interessierten zugänglich 
gemacht werden wird, bevor. Dann 
folgt die gemeinsame Übung am 17. 
Juni 1993 und ihre Auswertung. In­
zwischen haben sich durch die RE­
GIO-KAT '93 grenzüberschreitende 
Gruppen, wie z. B. die für das Ret­
tungswesen Verantwortlichen und 
der Feuerwehren zusammengefun­
den und arbeiten selbständig weiter. 
Dies ist ganz im Sinne des Verfassers, 
der in seinem Schlußwort am 21. Ja­
nuar 1993 in Basel die Teilnehmer bat, 
das, was sie im Seminar erfahren ha­
ben, weiterzugeben und lebendig zu 
halten. Neben der Neuorganisation 
bestehender grenzüberschreitender 
Arbeitskreise auf Behördenebene ist 
aber auch eine politische Stützung 
des Anliegens über das bisherige 
Maß hinaus wichtig. Hier bietet sich 
an, im Rahmen der deutsch-franzö­
sisch-schweizerischen Regierungs­
kommission in unserem Dreiländer­
eck entsprechende Arbeitsgruppen 
zu bilden und mit notwendigen Auf­
trägen zu versehen. 

Zusammenfassung 

Das Seminar vom 19. bis 21. Ja­
nuar 1993 im Kongreßzentrum der 
Mustermesse Basel (CH) hat als 1. 
Teil der REGIO-KAT '93 über 300 Ka­
tastrophenschutz-Experten der Re­
gion Südbaden-Oberelsaß-Baselbiet 

zu einer Veranstaltung zusammenge­
führt, die bisher in der Region einma­
lig ist. Der 2. Teil der REGIO-KAT '93 
wird in einer gemeinsamen grenz­
überschreitenden Stabsrahmen­
übung am 17. Juni 1993 bestehen. 

Ziel der REGIO-KAT '93 ist die 
Stärkung der Zusammenarbeit bei 
Katastrophen im grenznahen Raum. 
Dabei sollen die bisher auf diesem 
Gebiet erreichten Einzelziele zusam­
mengefaßt, Informations- und Ent­
scheidungswege analysiert und die 
rechtlichen wie tatsächlichen Mög­
lichkeiten der gegenseitigen Hilfelei­
stung in der Region auf den Prüfstand 
gestellt werden. Das Seminar selber 
sollte vor allem auch der Vorbereitung 
auf die nachfolgende Stabsrahmen­
übung dienen. Während des Semi­
nars wurde großer Wert darauf gelegt, 
nicht nur durch die zahlreichen Vor­
träge und die vier Arbeitsgruppen die 
Hilfeleistungsstrukturen der jeweili­
gen Partner kennenzulernen, son­
dern auch vielfältige persönliche 
Kontakte zu knüpfen, um das Ver­
ständnis untereinander gezielt zu för­
dern. 

Nach übereinstimmender Auffas­
sung der Teilnehmer wurden Ziel und 
Zweck voll erreicht. Dieser Erfolg 
rechtfertigt nach Meinung der Orga­
nisatoren, der für den Katastrophen­
schutz im Oberelsaß, Basel-Stadt 
und Basel-Land sowie im Regie­
rungsbezirk Freiburg Verantwortli­
chen auch den hohen personellen 
und finanziellen Aufwand. 

Einig sind sich die Experten aber 
auch, daß die in Basel geborene Idee 
lebendig fortgeführt werden muß, um 
diesen Erfolg dauerhaft zu festigen. 
Vielversprechende Ansätze dazu sind 
gemacht. 

Über das Seminar entsteht zur Zeit 
eine Dokumentation, die über das 
Regierungspräsidium in Freiburg an­
gefordert werden kann. 

Zum Autor: Regierungsdirektor 
Michael Probst, Jurist, ist seit 
1980 mit Unterbrechung im Refe­
rat Feuerwehrwesen, Katastro­
phenschutz, zivile Verteidigung 
des Regierungspräsidiums Frei­
burg tätig und seit Frühjahr 1989 
Leiter dieses Referats. Schwer­
punkte der Arbeit sind die grenz­
überschreitende Zusammenar­
beit im Katastrophenschutz und 
der Katastrophenschutz in der 
Umgebung kemtechnischer Anla­
gen. 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 6/93 121 



Thomas Hog, Villingen 

Neue Feuerwehr- und 
Rettungsleitstelle für den 
Schwarzwald -Baar-Kreis 
Die Landkreise haben nach Para­

graph 4 des baden-württembergi­
schen Feuerwehrgesetzes als wei­
sungsfreie Pflichtaufgabe, eine stän­
dig besetzte Einrichtung zur Annah­
me von Meldungen (Notrufe) und zur 
Alarmierung der Feuerwehren zu 
schaffen und zu betreiben. 

Die Feuerwehren des Schwarz­
wald-Baar-Kreises und das Deutsche 
Rote Kreuz haben am 3. November 
1980 eine Feuerwehrleitstelle in den 
Räumen der Rettungsleitstelle des 
DRK Villingen-Schwenningen in Be­
trieb genommen. Aus wirtschaftli­
chen Gründen entschloß man sich, 
eine integrierte Leitstelle (FW-LSt als 
Einheit in der Rettungs-LSt) zu schaf­
fen. Aus neuerer Sicht erwies sich 
diese Maßnahme bezüglich vieler 
einsatztaktischer Gründe als sehr po­
sitiv. Mit dem DRK wurde zuvor eine 
Vereinbarung geschlossen, daß das 
DRK als Betreiber der Rettungs-LSt 
auch die FW-LSt betreibt, als soge­
nannter Aufgabenerlediger. Zu die­
sem Termin wurde nur für die Orts­
netze Villingen und Schwenningen 
(separate Ortsnetze mit unterschied­
licher Vorwahl) der direkte Notruf 112 
eingeführt. Sämtliche andere Orts­
netze wurden im unechten Notruf zur 
FW-LSt geleitet. Dies bedeutet, daß 
der Notruf zunächst beim zuständi­
gen Polizeirevier auflief und dann 
über eine Standleitung zur FW-LSt 
geschaltet wurde. 

Seit dem Betrieb der Leitstelle ha­
ben sich die Einsatzzahlen der Feu­
erwehren des Schwarzwald-Baar­
Kreises bei ca. tausend eingependelt. 
Die eingehenden "Fehlalarme" durch 
die direkt aufgeschalteten BrandmeI­
deanlagen und der Mißbrauch des di­
rekten Notrufs 112 (u. a. Anrufe von 
Kindern) sind um ein vielfaches 
höher. Im Jahr 1992 wurden 920 
Einsätze über die FW-LSt abge­
wickelt. Da zahlreiche Notrufe bzw. 
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Ein Blick in die neue lellstelle . 

Einsatzmeldungen immer noch direk1 
bei den Feuerwehren eingehen und 
abgewickelt werden, liegt die echte 
Zahl der Feuerwehreinsätze um ein 
beträchtliches höher. 

Arbeitsgruppe gebildet 

1988 wurde vom Innenministerium 
Baden-Würt1embergs die Auflage 

des direkten Notrufes herausgege­
ben. Zu diesem Zeitpunk1 stieg man 
bereits in die Planungsphase zur Än­
derung der bestehenden Leitstelle 
ein. Im Januar 1989 wurde das erste 
Konzept zur Lösung der technischen 
Probleme für die gemeinsame Leit­
stelle Feuerwehr-DRK erarbeitet. 
Grundlage hierfür war eine techni­
sche Richtlinie des Innenministeri­
ums zur Ausstattung von Feuerwehr­
leitstellen. Bereits zu diesem Zeit-



punkt war klar, daß die bisherige 
Technik der Leitstelle die neuen tech­
nischen Voraussetzungen nicht über­
nehmen bzw. durchführen kann. Im 
April 1989 wurde eine Arbeitsgruppe 
zur Errichtung einer neuen Leitstelle 
gebildet. Im Oktober 1989 wurde der 
erste Zuschußantrag gestellt. Im Ja­
nuar 1990 beschloß der Technische 
Ausschuß des Kreistages, die techni­
sche Einrichtung der Leitstelle zu er­
neuern und den direkten Notruf 112 
im gesamten Kreisgebiet einzu­
führen. 

Eine Erneuerung war altersbedingt 
notwendig, der Ausbau des Notrufes 
für den gesamten Landkreis konnte 
mit der vorhandenen Technik nicht 
realisiert werden. Ein Ausbau der 
Fernsprechnebenstellenanlage war 
ebenfalls nicht möglich, zudem sollte 
die elektronische Datenverarbeitung 
in das neue Konzept integriert wer­
den. Die Hochwasserkatastrophe im 
Februar 1990 sowie Verzögerungen 
im Finanzierungsbereich führten zu 
einer Rücknahme des Zuschußantra­
ges für die Feuerwehr und zu einer 
nochmaligen Überarbeitung des Lei­
stungsverzeichnisses. 

Hierbei wurden die technischen 
Vorbereitungen auf die Einführung 
des Gleichwellenfunks sowie der 
Ausbau eines dritten Arbeitsplatzes 
für Großeinsätze mit eingebunden. 
Weiterhin wurden die bisherigen 
Überlegungen der EDV-Unterstüt­
zung konkretisiert mit Ziel richtung 
Einsatzabwicklung und Einsatzunter­
stützung, Informationsverarbeitung 
von Betrieben und Anlagen mit ge­
fährlichen Stoffen sowie einer Ver­
knüpfung des Systems mit bereits 
bestehenden Sonder- und Feuer­
wehreinsatzplänen. Die Leitstelle 
sollte mit der EDV-Unterstützung die 
Möglichkeit einer zeitgemäßen Not­
ruferfassung und einer schnellen 
Alarmierung der entsprechenden 
Feuerwehr erhalten. 

Umfassender Datenpool 

Die zur Verfügung gestellten, be­
triebsbezogenen Daten zu Gefahr­
gutstoffen sollten nicht nur gespei­
chert, sondern mit betrieblichen Ob­
jektplänen verknüpft werden, damit 
eine umfangreiche Gefahrgutdatei für 
Auskunftszwecke bereitsteht. Zur 
Unterstützung des Einsatzleiters war 
geplant, dem Disponent der FW-LSt 
einen umfassenden Datenpool mit in­
tegriertem Adressen- und Resour­
cenpool zur Verfügung zu stellen. 

Durch den Rückgriff auf Umwelt­
schutz- sowie medizinischen Infor­
mationen über Gefahrenstoffe sollten 
Fachbehörden ebenfalls erste, we­
sentliche Informationen über die Leit­
stelle erhalten. 

Im Januar 1991 erfolgte eine be­
schränkte Ausschreibung für die ge­
meinsame Feuerwehr- und Rettungs­
leitstelle. Der technische Ausschuß 
beschloß im September 1991 ein­
stimmig, für den Aufbau der Leitstel­
le die Firma Telenorma als General­
unternehmer zu beauftragen. Unter­
gebracht wurde die neue Leitstelle im 
ehemaligen Ausbildungsraum des 
DRK-Ortsvereins Villingen. Nachdem 
der Raum entsprechend umgebaut 
und mit einer neuen Stromversor­
gung versehen wurde, begannen ab 
April 1992 die technischen Ausbau­
arbeiten. Am 4. August 1992 wurden 
die Notrufleitungen auf die neue Leit­
stelle umgeschaltet. 

Die technische Erneuerung der 
Leitstelle wurde vom Land mit 50 % 
gefördert. Wegen der besonderen 
Bedeutung der EDV-Unterstützung 
einer FW-LSt wurde dieser Bereich 
mit 60 % gefördert. 

Aufgaben der 
Feuerwehr-Leitstelle: 
- Annahme von Meldungen, die den 

Einsatz der Feuerwehr erfordert. 
- Alarmierung der zuständigen Feu­

erwehr mittels Funkalarm (stille 
Alarmierung über Funkalarmemp­
fänger, laute Alarmierung über Sire­
nenanlage). 

- Unterrichtung und Alarmierung 
weiterer Personen, Institutionen 
und Einrichtungen gemäß Dienst­
anweisung und besonderen Alarm­
plänen. 

- Auf entsprechende Veranlassung 
Anforderung/ Alarmierung von 
überörtlicher Hilfe. 

- Sachdienliche Hilfestellung gegen­
über dem Einsatzleiter/TEL mit Be­
ratungsfunktion . 

- Unterstützung der Gemeindefeuer­
wehr (z. B. Verständigung Bürger­
meister, Wasserwerk etc.). 

- Überwachung der Funktionsfähig­
keit der FW-Fernmeldeeinrichtung. 

- Überwachung des Funkverkehrs 
auf den Kanälen der Feuerwehr. 

- Verbindungsaufnahme zu benach­
barten Leitstellen. 

- Weitergabe von Meldungen an zu­
ständige Polizeidienststellen. 
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- Ansprechstelle für fremde FW­
Fahrzeuge und -Einheiten. 

- Führungsmittel des Landrates im 
K-Fall, Melde-, Informations- und 
Nachrichtenübermittlungsstelle. 

Ausstattung der 
Feuerwehr-Leitstelle: 
- Notrufabfrage Feuerwehr: 

16 Notrufleitungen 112 aus 14 Orts­
netzen, hierbei jeweils zwei Not­
rufleitungen Ortsnetz Villingen so­
wie Schwenningen (unterschiedli­
che Vorwahl), vier Standleitungen 
zu den Polizeirevieren, eine Stand­
leitung zum KBM (Landratsamt), 
eine Amtsleitung, eine Nebenstelle 
Landratsamt, eine Querverbindung 
zum Rettungsdienst. 

- Funkabfrage Feuerwehr: 
ein Funkverkehrskreis auf dem Be­
triebskanal, ein Funkverkehrskreis 
zbV, eine Standleitung Gleichwel­
lenfunk zur Relaisstelle (noch nicht 
ak1iv nutzbar), ein Funkalarmgeber 
Baustufe 3 mit Zielwahl, ein Tonfol­
geauswerter Funkalarmierung, eine 
Kurzzeitdokumentation Notrufab­
frage/Funk. 

- Brandmeldeanlage mit: 
max. 64 Standleitungen aus ViII in­
gen, max. 64 Standleitungen aus 
Schwenningen, digitale Empfangs­
zentrale für Wählgeräte. 

- Notarbeitsplatz Feuerwehr: 
zwei Nebenstellen Notrufabfrage 
Feuerwehr, ein Funkverkehrskreis 
Katastrophenschutz, ein Funk­
alarm geber Baustufe 2, eine Kurz­
zeitdokumentation Nebenstellen. 
Die EDV-Unterstützung im Bereich 

Feuerwehr besteht aus: zwei PC-Ar-
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Rettungs- und 
Feuerwehr­
Leitstelle 
Schwarzwald· 
Baar-Kre is. 

beitsplätzen, einem PC zur Fahr­
zeugzustandsanzeige mittels FMS­
Systems, einem Microfiche-Gerät mit 
hinterlegten Landkarten, Stadt- und 
Straßenplänen, einem PC-Arbeits­
platz Landratsamt zur Dateneingabe 
und Datenpflege, einem Notruf­
drucker Feuerwehrnotruf 112, einem 
Funkalarmdrucker Feuerwehr, zwei 
Drucker für PC-System (LSt und 
Landratsamt). 

Alarmierungsablauf: 
- Eingang des Notrufs über" 112", 
- Eingabe des Notrufeingangs in PC 

mit wesentlichen Daten, 
- auf dem Bildschirm erscheinen die 

Alarmstichworte: Brand klein, 
Brand, Waldbrand, Hilfeleistung 
klein, Hilfeleistung, Öl/Chemie/Ra­
dioaktivität, Hochwasser, Sturm, 
Sondereinsätze, 

- Anklicken des entsprechenden 
Alarmstichwortes, 

- Vorgabe des PC über detaillierte 
Einsatztypen, z. B. bei Brand klein: 
Flächenbrand klein, Container frei­
stehend, Mülleimer freistehend, 
Sonstiges klein, 

- Anklicken des entsprechenden Ein­
satztyps, 

- Vorschlag des Systems über Alar­
mierung der zuständigen Gemein­
defeuerwehr, 

- Anklicken der entsprechenden 
Alarmschleife (hier 16777 bzw. 
16771) und besonderes Absenden 
zur Alarmierung . 

Vom System wird die vorgegebene 
Relaisstelle aufgeschaltet und die 
Alarmierung durchgeführt. Anschlie-

ßend wird vom Disponent der Ein­
satz bericht im System vollständig 
ausgefüllt und ausgedruckt. Den 
größeren, mit Fax ausgerüsteten 
Feuerwehren, wird der Einsatzbericht 
sofort durchgefaxt, um damit weitere 
Rückfragen über Einsatzort und -zeit 
zu unterbinden. Nach der Rückmel­
dung wird über das System die Aus­
rückmeldung mit der aktuellen Zeit 
gestempelt. Wenn das FMS-System 
(Fahrzeugzustandsanzeige über 
Funk-Melde-System) soweit ausge­
baut ist, wird die alarmierte Feuer­
wehr mittels FMS die Einsatzbestäti­
gung zurückmelden, vom System 
wird dann die Zeitstempelung durch­
geführt. Über das PC-System kann 
mittels zugeschaltetem Micro-Fiche 
der Anfahrtsweg den Einsatzkräften 
mitgeteilt werden. 

Breite Informationspalette 

Auf den folgenden Seiten der 
Alarmskala können weitere Einsatz­
kräfte zu diesem Einsatz alarmiert 
werden, wie z. B. die nächste Stütz­
punktwehr, KBM, ELW 2 etc . Ebenso 
können über das System verschiede­
ne Informationen abgerufen werden, 
z. B. die Fahrzeug- und Geräteüber­
sicht einer Feuerwehr, und über ein 
Stichwortverzeichnis die Übersicht, 
welche Feuerwehr ein bestimmtes 
Gerät, z. B. Drehleiter, besitzt. 

Im System ist zudem eine Gefahr­
gutdatei hinterlegt. Mittels Ausdruck 
und Telefax kann der Gefahrstoff und 
die Bekämpfung der Einsatzleitung 
übermittelt werden. 

Es ist vorgesehen, das bestehen­
de Fenlei-System mit dem Software­
Paket CELIS (Computerunterstütztes 
Einsatz-Leit- und Informations-Sy­
stem) anzubinden und damit mittels 
ISDN-Leitung direkt mit den Brand­
meideanlagen sowie dem Telefaxver­
kehr zu kommunizieren. Über das Pa­
ket AUBIS (Allgemeines Umwelt- und 
Brandschutz-Informations-System) 
steht somit ein Programm zur Verfü­
gung, das einen schnellen Überblick 
über das geamte Gefährdungspoten­
tial im Zuständigkeitsbereich bietet. 
So können bei AUBIS Firmen und 
Stoffe und pro erfaßten Stoff ein de­
tailliertes Sicherheitsdatenblatt hin­
terlegt werden. 

Die Mitarbeiter der Leitstelle sowie 
des Hintergrunddienstes wurden in 
einem 2-Tage-Seminar in die Anlage 
sowie die Bedienung bzw. dem Um­
gang mit der neuen Technik einge­
wiesen. 



Dr, med, Frank Marx, Wesel 

Chirurgisches 
Management 

im Katastrophenfall 
Deutsche Gesellschaft für Katastrophenmedizin 

tagte in Würzburg 

Am 26. März 1993 fand unter der 
Leitung von Prof. Dr. Hierholzer, 
Duisburg, die Jahrestagung der 
Deutschen Gesellschaft für Katastro­
phenmedizin an der Universität 
Würzburg statt. Rund 70 Teilnehmer 
diskutierten im Rahmen eines Work­
shops das Thema "Chirurgisches 
Management im Katastrophenfall". 

Privatdozent Dr. A. Weckbach, 
Würzburg, erläuterte das Vorgehen in 
der Sichtung bei traumatologischen 
Notfällen, insbesondere die Erstbe­
handlung von Patienten mit Kno­
chenbrüchen. Die Wiederherstellung 
von Gefäßverletzungen stoße auf be­
sondere Probleme, weil gerade in Ka­
tastrophenfällen die Einhaltung einer 
,,6-Stunden-Frist" zur Versorgung 
kaum einzuhalten sei. So sei wegen 
der Wundinfektionen die Rate der er­
forderlichen Amputationen bei einem 
Massenanfall von Verletzten beson­
ders hoch anzusetzen. Ein radikales 
Entfernen von zerfetztem Gewebe 
und Knochenfragmenten, die keine 
Knochenhaut mehr besitzen, verbes­
sere die Chance erheblich, Arme oder 
Beine zu erhalten. Die Verwendung 
einfacher StahlbrÜCkensysteme zur 
Knochenbruchstabilisierung, der Arzt 
nennt sie "Unilaterale Fixateur-exter­
ne-Systeme", geWährleistet eine 
ausreichende Stabilität, verbunden 
mit einer schnellen Montage, einer 
späteren Korrekturmöglichkeit und 
der Eigenschaft, daß der Umgang mit 
diesen Systemen auch für den un­
geübten Arzt leicht zu erlernen sei. 
Weck bach stellte heraus, daß bei 
frühzeitiger Anwendung von Antibio­
tika, möglichst noch innerhalb der er­
sten drei Stunden, die Infektionsrate 

um bis zu 50 % gesenkt werden kön­
ne. Er betonte jedoch auch die Be­
deutung der Hygiene zur operativen 
Versorgung von Knochenbrüchen. 
Dieser Punkt wurde auch in einem 
Vortrag von Dr. R. Schultze aus Sie­
gen hervorgehoben. Er stellte ver­
schiedene Containersysteme zur Ein­
richtung eines Verbandplatzes vor. 
Die praktikabelste Lösung scheint 
ihm die Verwendung von Behand­
lungscontainern zu sein, deren Wän­
de ausklappbar sind und bei denen 
aufgrund der Abmessungen eine 
Luftverlastung möglich sei. 

Aktion mit gutem Erfolg 

Oberstarzt Dr. H. Gerngroß, Ulm, 
berichtete über den Aufbau des von 
der Bundeswehr im Auftrag der Ver­
einten Nationen errichteten Kranken­
hauses in Pnomh Penh, Kambod­
scha. Es galt, die dort stationierten 
etwa 25000 Einsatzkräfte medizi­
nisch zu versorgen und nach Mög­
lichkeit im Rahmen der humanitären 
Hilfe der Bevölkerung medizinische 
Hilfe zu leisten. Bei dem guten Erfolg 
der Aktion hätten sich aber auch 
Mängel herausgestellt: Beispielswei­
se hätte die Kleidung der eingesetz­
ten Kräfte nicht den Anforderungen 
des tropischen Klimas entsprochen, 
der Nachschub über die UNO hätte 
anfangs schleppend funktioniert und 
die Sauerstoffversorgung sei proble­
matisch gewesen. Gut bewährt habe 
sich dagegen ein Röntgen-Bildwand­
ler, der eine digitale Speicherung der 
Bilder auf Diskette ermöglichte. 

Die in Kambodscha in den jahre­
langen Auseinandersetzungen ver­
legten Minen führten auch heute 
noch in der Zivilbevölkerung zu 
großen Opfern. Trotz des Einsatzes 
der bereits beschriebenen Fixateur­
externe zur Stabilisierung von Kno­
chenbrüchen nach Minenverletzun­
gen hätten innerhalb von drei Mona­
ten mehr als 500 Amputationen vor­
genommen werden müssen. 

Oberstabsarzt U. Schaal, Ulm, be­
richtete im Anschluß daran über ei­
nen Einsatz beim Erdbeben in Kurdi­
stan. Bereits vier Tage nach dem Un­
glück wurde in Zelten die medizini­
sche Versorgung der Bevölkerung 
aufgenommen, da das dortige Kran­
kenhaus durch das Erdbeben völlig 
zerstört worden sei. Er unterstrich die 
Ausführungen der Vorredner, daß bei 
einer Arbeit in Zelten die hygieni­
schen Mindestvoraussetzungen für 
eine operative Tätigkeit schwierig zu 
erfüllen seien. 

Dr. E. J. J. Bakker aus Amsterdam 
berichtete über die medizinische Hil­
feleistung bei dem Flugzeugabsturz 
im Amsterdamer Ortsteil Balmermeer 
am 4. Oktober 1992. Einsatzteams 
aus örtlichen Krankenhäusern, be­
stehend aus einem Chirurgen, einem 
Anästhesisten und zwei Intensivpfle­
gekräften seien bereits 15 Minuten 
nach dem Schadenereignis entsandt 
worden. Es habe ein Überangebot an 
Sanitäts personal gegeben. Zahlrei­
che Krankenwagen aus der Umge­
bung seien ohne Anforderung und 
ohne Führung zur NotfallsteIle ge­
kommen. Dies habe das Manage­
ment an der Notfallsteile erschwert. 
Dr. Bakker hob die Bedeutung des 
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Betreuungsdienstes hervor. Seiner 
Einschätzung nach sei der Betreu­
ungsdienst durch Seelsorger. Psy­
chologen und Sozialarbeiter bei die­
sem Unglück von beinahe noch 
größerer Bedeutung als der Sanitäts­
dienst gewesen und habe seine Tä­
tigkeit zum Teil erst nach Wochen be­
enden können. 

Stabsmodell 
den Rücken kehren 

Dr. H. Klingshirn aus dem Bayeri­
schen Staatsministerium des Innern 
berichtete in seinem Vortrag. daß 
Bayern ein EDV-Konzept zur Alar­
mierung im Katastrophenfall in Be­
trieb genommen habe. Durch die ver­
netzte Struktur sei eine ständige Ak­
tualisierung bis auf die Ebene der 
Kreisverwaltung gewährleistet. Er kri­
tisierte die nach seiner Meinung star­
re Haltung des Bundes zum erweiter­
ten Katastrophenschutz und prokla­
mierte einen neuen Typ der Einsatz­
form. wonach der Einsatz von Sa­
nitätspersonal auf Gruppenebene er­
folgen solle. Er bedauerte. daß sich 
weder der Bund noch die großen 
Hilfsorganisationen seinen Vorstel­
lungen angeschlossen hätten und 
vom Konzept des Sanitätszuges 
nicht abgingen. Eine kriegerische Be­
drohung der Bundesrepublik sähe er 
zur Zeit nicht und die Anstrengungen 
des Bundes für den Schutz der Zivil­
bevölkerung seien fehlorientiert. So 
bezweifelte er. daß Hilfskrankenhäu­
ser in Zukunft eine Daseinsberechti­
gung haben werden und forderte den 
Bund auf. die Mittel für diese HkH zu 
streichen. Auch auf der Führungse­
bene sind in Bayern nach seinen An­
gaben Änderungen eingetreten. So 
will man dem Stabsmodell den 
Rücken kehren und statt dessen bei 
den Hauptverwaltungsbeamten Ex­
pertengruppen bilden. die den Ein­
satz leiter vor Ort. der mit größeren 
Kompetenzen als bisher ausgestattet 
sei. unterstützen könne. 

In der Diskussion wurde durch Dr. 
Habers aus Aachen bezweifelt. daß 
das bayerische Konzept eine Integra­
tion von friedenszeitlichem und er­
weitertem Katastrophenschutz an­
strebt. Er betonte. daß aus Gründen 
der Finanzierbarkeit und der Motiva­
tion der Helfer auf die Einbindung des 
erweiterten Katastrophenschutzes in 
die friedenszeitliche Planung für den 
Katastrophenfall nicht verzichtet wer­
den könne. Eine sinnvolle Einbindung 
des durch den Bund zur Verfügung 
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gestellten Materials sei entgegen der 
Meinung von Dr. Klingshirn sehr wohl 
möglich. eine Anpassung des ret­
tungsdienstlichen Standards durch 
zusätzliche Leistungen des Bundes­
landes Bayern sei jedoch essentiell. 

Aufbau einer Datenbank 

Prof. Dr. P. Sefrin. Würzburg. be­
schrieb in seinem Vortrag die Überle­
gungen der Bundesärztekammer 
zum Aufbau einer Datenbank. mit de­
ren Hilfe der Einsatz geeigneter frei­
williger Ärzte in der Katastrophenhil­
fe verbessert werden könne. Wichtig 
sei ein frühzeitiger Einsatz. möglichst 
noch in den ersten Stunden nach ei­
nem Schadenereignis. Bei Erdbeben­
katastrophen zeige sich. daß die 
größte Zahl der Überlebenden am 4. 
Tag gerettet würden. Nach diesem 
Zeitpunkt fiele die Zahl der Lebend­
Rettungen drastisch ab. Besonderes 
Augenmerk müsse nach Meinung 
von Prof. Dr. Sefrin jedoch auch auf 
die Aus- und Fortbildung der Freiwil­
ligen in Tropenhygiene und Tropen­
medizin. Katastrophenmedizin und 
Einsatzpsychologie gelegt werden. 

Prof. B. Domres. Tübingen. be­
schrieb den Einsatz im Erdbebenge­
biet in Armenien. Er widersprach Dr. 
Klingshirn aus dem Bayerischen 
Staatsministerium des Innern. daß 
ein flächendeckender Schutz der Zi­
vilbevölkerung nicht notwendig sei. 
Gerade bei Naturkatastrophen käme 
es darauf an. für große Teile der Be­
völkerung Schutz und Hilfe bieten zu 
können. Er wies auf die internationa­
le Dekade zur Katastrophenvorsorge 
hin und beschrieb die Aktivitäten der 
Vereinten Nationen auf diesem Ge­
biet. Mit der UNDAG (United nations 
disaster asessment group) wurde 
eine regionalisierte Vorkommando­
Gruppe zur Sichtung geschaffen. Die 
in der Vergangenheit oft schlechte 
Koordinierung der internationalen 
Katastrophenhilfe unterstützt die na­
tionale Regierung nach einem Scha­
denfall künftig durch ein .. OSOCC (On 
Side Operational Coordination Cen­
ter)" vor Ort im Katastrophengebiet 
und verbessert damit den Einsatz der 
eintreffenden internationalen Res­
sourcen. Von besonderer Bedeutung 
sei jedoch ein Präventivschutz auch 
hinsichtlich der Ausbildung gerade in 
Ländern der Dritten Welt. Dieser Auf­
gabe haben sich UNO-Mitarbeiter im 
Rahmen der INSARAG (International 
Search and Advisory group) gestellt. 

Die Referenten stimmten darin 
überein. daß der Einsatz von 
Fachärzten zur Katastrophenhilfe es­
sentiell sei. Tendentiell sollte bei ei­
nem traumatologischen Großscha­
denfall ein Verhältnis von Chirurgen 
zu Anästhesisten von 2:1 angestrebt 
werden. 

ReHungsdienstmitarbeiter 
"doppelverplant" 

Dr. R. Schultze. Siegen. kritisierte. 
daß in den Katastrophenschutzplä­
nen und den Planungen der Hilfsor­
ganisationen angebliche Ressourcen 
vorgegeben seien. die in Wirklichkeit 
in diesem Umfang nicht vorhanden 
wären. Diese Meinung wurde auch 
durch Medizinaldirektor W. Fessel 
aus Stuttgart unterstützt. der in sei­
nem Vortrag von einer Untersuchung 
aus Ulm berichten konnte. daß 38 % 
der Rettungsdienstmitarbeiter .. dop­
pelverplant" wären. Das Auditorium 
vertrat die Auffassung. daß zur Ver­
meidung dieser Doppelverplanungen 
rechtlich eindeutige Regelungen ge­
troffen werden müssen. um im Ein­
satzfall. also zu spät. nicht die Perso­
nalplanung komplett neu überarbei­
ten zu müssen. 

Hinsichtlich des Einsatzes von Arz­
neimitteln im Rettungsdienst berich­
tete Chefapotheker W. Wagner. Düs­
seldorf. über fehlende Rechtsgrund­
lagen in der Ausstattung des Ret­
tungsdienstes. Nach seinen Untersu­
chungen erfolge die Versorgung des 
Rettungsdienstes mit Medikamenten 
derzeit zu 60 % aus Krankenhaus­
apotheken - ohne Kostenregelung 
oder gesetzliche Grundlage. Er be­
zeichnete es als Wunschbild. daß die 
pharmazeutische Industrie für Kata­
strophenfälle ausreichend Reserven 
schaffen könne. Wagner erläuterte 
seine Vorstellungen von Reservehal­
tung. Er schlug vor. die Kranken­
hausapotheken nach dem Vorbild 
des Verfahrens zur .. Havarie­
Bekämpfung" in der ehemaligen DDR 
mit Reserven auszustatten. die regel­
mäßig im Krankenhausbetrieb umge­
wälzt würden. wodurch eine kost­
spielige Ersatzbeschaffung überal­
terter Präparate entfallen würde. 

An den Workshop schloß sich eine 
Mitgliederversammlung der Deut­
schen Gesellschaft für Katastrophen­
medizin an. im Verlauf derer Prof. Dr. 
Sefrin. Würzburg. als Präsident für die 
Jahre 1993/94 und Dr. Schultze. Sie­
gen. für den Zeitraum 1995/96 ge­
wählt wurden. 



Sonderschau des Ministeriums für Ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Baden-WürHemberg, 
zum Thema: 

Ernährungsvorsorge 
durch richtige 
Vorratshaltung 

Gemeinsame Aktion von Ministerium und BVS 
auf der EURO-Messe in Weil am Rhein 

Das Ministerium für Ländlichen 
Raum, Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, Baden-Württemberg, 
und der Bundesverband für den 
Selbstschutz (BVS) waren gemein­
sam auf der EURO-Messe in Weil am 
Rhein vertreten. 

Bereits zum achten Mal informier­
ten Ministerium und BVS auf Regio­
nalmessen und den Landesgarten­
schauen in enger Zusammenarbeit 
über Vorratshaltung und Selbst­
schutz. 

Schwerpunktthema der Sonder­
schau des Ministeriums in Weil : 
"Ernährungsvorsorge durch richtige 
Vorratshaltung" . Mit dabei zum er­
sten Mal die Zentralstelle für wirt­
schaftliche Landesversorgung, Kan­
ton Basel. "Die Sicherstellung der 
Versorgung des Landes mit Nah­
rungsgütern zählt zu den vorrangigen 
Aufgaben des Staates", betonte 
Staatssekretär Ludger Reddemann 
auf der Eröffnungs-Pressekonferenz. 

Beachtliche Erfolge 

Die Erfahrungen des Staates im 
Umgang mit der Not führen durch alle 
Jahrhunderte. Die Geschichte der 
Hungersnöte ist so alt wie die Ge­
schichte der Menschheit. Immer wie­
der werden große Anstrengungen un­
ternommen, solche Notlagen zu be­
wältigen. 

Von Notlagen spricht man nicht 
nur, wenn der Bedarf an Lebensmit­
teln nicht mehr ausreichend gedeckt 
werden kann, sondern auch, wenn 

Ein Blick in die Sonderschau des Ministeriums für Ländlichen Raum, Ernährung , LandwirtschaH und 
Forsten. 

Krankheiten und Seuchen viele Opfer 
unter der Bevölkerung fordern. 

Die Vorsorge im Gesundheitsbe­
reich kann im vergangenen Jahrhun­
dert auf beachtliche Erfolge zurück­
blicken. Seuchen größeren Umfangs 
sind im europäischen Raum seit dem 
Dreißigjährigen Krieg nicht mehr zu 
verzeichnen. 

Meist ist es gelungen, Abwehrstof­
fe bereitzuhalten, wenn Epidemien 
ihren Höhepunkt erreichten. Gegen­
wärtig stellen Krebs und Aids Krank­
heitsbilder dar, denen der Staat be­
sondere Aufmerksamkeit widmet. 
Solche Krankheiten können jedoch 
nur überwunden werden, wenn die 
Bevölkerung in engem Zusammen-

wirken mit dem Gesundheitsdienst 
und der Gesundheitsvorsorge den 
Kampf gegen diese Leiden aufnimmt. 
Gemeinsame Bemühungen gegen 
Krankheits- und Seuchenerreger wa­
ren auch in der Vergangenheit Vor­
aussetzung für die erfolgreiche Über­
windung von Epidemien. 

Gesundheits-
und Ernährungsvorsorge 
Hand in Hand 

Oft standen Hungersnöte und Epi­
demien in engem Zusammenhang 
miteinander, wenn Menschen wegen 
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unzulänglicher Ernährung zu 
schwach waren, um genügend Ab­
wehrkräfte gegen Krankhei tserreger 
zu bilden. Daher müssen die staatli­
chen Vorsorgemaßnahmen für die 
Gesundheit und eine ausreichende 
Ernährung Hand in Hand gehen. Sie 
können jedoch nur gemeinsam mit 
dem Bürger erfolgreich sein. 

Bei der Messepräsentation des Mi­
nisteriums in Weil ging es vor allem 
um bildhafte Darstellung heutiger 
Vorsorgemöglichkeiten. Zahlreiche 
Schautafeln vermittelten dem Besu­
cher anschaulich die Strukturen der 
Ernährungssicherstellung und -vor­
sorge für Bürger und Staat. Ein Über­
angebot von Nahrungsmitteln - ein 
Zeichen der Wohlstandsgesellschaft 
- darf nicht dazu führen, daß über 
eine ausreichende Verfügbarkeit von 
Nahrungsmitteln nicht mehr in der er­
forderlichen Konsequenz nachge­
dacht oder gar auf eine Vorratshal­
tung verzichtet wird . Naturkatastro­
phen, technische Unfälle, Mißernten 
oder Störungen im Welthandel kön­
nen zu Versorgungsengpässen füh­
ren. Bei Versorgungskrisen als Folge 
militärischer Konfliktsituationen kann 
kein Vorrat groß genug sein. Dies re­
sultiert aus den Erfahrungen der bei­
den Weltkriege sowie der Bürgerkrie­
ge der Gegenwart in Jugoslawien, 
Afrika, im Fernen Osten und in Mit­
tel amerika. 

Der staatlichen Vorratshaltung und 
der privaten Haushaltsbevorratung 
kommen daher besondere Bedeu­
tung zu. Es gehört zu den Aufgaben 
des Staates, an die Einsicht der Bür­
ger zu appellieren, sich für Notzeiten 
einen ausreichend bemessenen Le­
bensmittelvorrat im eigenen Haushalt 
anzulegen. Wie bei allen vergleichba­
ren Aufgaben öffentlicher Daseins­
vorsorge bedarf es auch hier der ge­
genseitigen unterstützenden Mitwir­
kung. Wie ein sinnvoller Lebensmit­
tel- und Getränkevorrat aussehen 
kann, demonstrierte das Ministerium 
auf der EURO-Messe in einer Son­
derschau. Der Sieger eines Frage­
und Antwortspiels zu Inhalten der 
Ausstellung konnte diesen Vorrat, 
ausreichend für 14 Tage und zuge­
schnitten auf eine Person, als Haupt­
preis mit nach Hause nehmen. 
Staatssekretär Ludger Reddemann 
bei der Preisübergabe: "Die Trans­
portwege für Lebensmittel sind zum 
Teil sehr lang und in hohem Maße 
stör- und energieabhängig gewor­
den. Der kürzeste und sicherste Weg 
ist der in die eigene Vorratskammer. " 

Vorratskeller Im Stand des Ministeriums mit Beispielen für die richtige lagerung. 

Podiumsdiskussion 
mit kompetenten 
Gesprächspartnern 

"Ernährungsvorsorge - staatliche 
und private Vorratshaltung" war das 
Thema einer Podiumsdiskussion, in 
der sowohl Staatssekretär Ludger 
Reddemann als auch BVS-Landes­
stellen leiter Wolfgang Raaeh, Mini­
sterialrat Rolf Sollmecke, Bundesmi­
nisterium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten, Werner Räpple, 
Vizepräsident des Bad. Landwirt-

schaftlichen Hauptverbandes, sowie 
Anton Lagger, Schweizer Bundesamt 
für wirtschaftliche Landesversor­
gung, u. a. zum Ausdruck brachten, 
daß es vordringliche Aufgabe der Po­
litik sein müsse, auch in Zeiten des 
Nahrungsmittelüberangebotes das 
Bewußtsein der Notwendigkeit einer 
intakten Grundversorgung für Krisen­
zeiten zu erhalten. 

Daß die Themen Ernährungsvor­
sorge und Selbstschutz eng mitein­
ander verbunden sind, konnten die 
Besucher der EURO-Messe deutlich 
erkennen. In unmittelbarer Nähe zum 
Messestand des Ministeriums prä-

Teilnehmer an der Podiumsdiskussion von links: Anton lagger, landesversorgung Basel , Werner 
Räppte, landwirtscha"licher Hauptverband, Staatssekretär ludger Reddemann , BVS-landesstel­
lenleiter Wollgang Ruch , Rolf Sollmecke, Bundesministerium für Ernährung , landwlrtscha" und 
Forsten. 
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Im Zuhörerkreis der Podiumsdiskussion: Bürgermeisler, landräte und weile re Perscnlichkellen des 
öllenllichen lebens. 

---

Praktizierte Zusammenarbeit: THW, DlRG und BVS. 

Die Vorführungen der Relfungshundeslaflel Oberrhein locken viele Besucher an. ----

sentierte der BVS seine Fahrbare Zi­
vilschutzausstellung. Hier erfuhren 
die Messebesucher u. a., daß ein gut 
sortierter Lebensmittelvorrat zwar 
wichtig ist, aber nur ein Teilaspekt aus 
einem Gesamtprogramm privater 
Vorsorgemaßnahmen im Selbst­
schutz darstellt . Der Schwerpunkt am 
stark frequentierten BVS-Stand war 
die Gewinnung ehrenamtlicher Mitar­
beiter für den Selbst- und Katastro­
phenschutz. Am themen bezogenen 
Quiz beteiligten sich über 600 Besu­
cher. 

Hilfeleistung 
am Dreiländereck 

Unter dem Motto "Wir helfen ge­
meinsam" stand eine durch den BVS 
organisierte und koordinierte De­
monstrationsschau der Hilfsorgani­
sationen im Freigelände. Im und um 
das BVS-Rundzelt informierten die 
"Spezialisten" in Sachen Hilfelei­
stung während der gesamten Messe­
dauer über ihre Arbeit. Beteiligt wa­
ren das Deutsche Rote Kreuz, das 
Technische Hilfswerk, die Feuerwehr, 
die Deutsche Lebens-Rettungs-Ge­
seilschaft und die Rettungshun­
destaffel Oberrhein und Emmendin­
gen. Höhepunkte dieser gemeinsa­
men Schau waren vier Sicherheits­
wettbewerbe. 

288 Messebesucher nutzten dabei 
die Gelegenheit, ihre Kenntnisse in 
der Hilfeleistung an verschiedenen 
Stationen und simulierten Gefahren­
situationen zu vertiefen. Belohnt wur­
den alle Teilnehmer mit einer Erinne­
rungsmedaille und einer Urkunde des 
Schirmherrn, des baden-württem­
bergischen Landwirtschaftsministers 
Dr. Gerhard Weiser. Daß die Sieger­
ehrung mit der Übergabe der Haupt­
preise an die Besten am Stand des 
Ministeriums statttand, unterstreicht 
die gelungene und erfolgreiche ge­
meinsame Aktion am Dreiländereck. 

Ingo Hiersehe 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 6/93 129 



Das Berliner Forschungsprojekt Erdbebenprognostik 

Der Erde Unruhe kommt 
tief aus ihrem Innern 

Strategien gegen eine (noch) unberechenbare Naturgewalt 

Nach jedem stärkeren Erdbeben 
stellt sich erneut d ie Frage, wie be­
drohte Menschen vor dieser Natur­
gewalt geschützt werden können. 
Doch noch immer reichen die wis­
senschaftlichen Erkenntnisse nicht 
aus, vor solchen Ereignissen gezielt 
zu warnen, wenngleich die Chance 
dafür durch zunehmendes Wissen 
vergrößert wird. Diesem Ziel dient 
auch der neue Forschungszweig 
"Erdbebenprognostik", der jedoch 
nicht einfach Prognosen als "war­
nende Vorhersagen" treffen, sondern 
vorausschauend Strategien zur Ab­
wehr der mit drohenden Erdbeben 
verbundenen Katastrophen ent­
wickeln will. 

Die Suche nach der Keimzelle die­
ser Forschungsdisziplin führt in das 
Geophysikalische Institut der Freien 
Universität Berlin zu Professor An­
dreas Vogel , unter dessen Leitung 
dort bereits 1985 eine Projektgruppe 
"Erdbebenprognostik" aufgebaut 
worden ist. Sie besteht aus Vertretern 
der Berliner Universitäten, der dorti­
gen Bundesanstalt für Materialfor­
schung (BAM) sowie Unternehmen 
der freien Wirtschaft und ist Trägerin 
des gleichnamigen Berliner Verbund­
projekts mit dem Untertitel "Erd be­
bengefahr, Gefährdung und Scha­
densverhütung". 

Die Suche nach dem "Motor" der 
Erdbebentätigkeit führt bis in das In­
nerste der Erde, das sich der For­
schung schon längst an den Beson­
derheiten des Verlaufs der sich un­
terschiedlich verhaltenden Erschüt­
terungsweilen von Erdbeben offen­
bart hat. Diese durchleuchten die 
Erde ähnlich wie ein Echolot und ma­
chen heute dank modernster Daten­
verarbeitungstechnik auch bildhafte 
Darstellungen des Erdinnern mög­
lich. 

Demnach ist die verhältnismäßig 
dünne äußere und feste "Hülle" der 
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Erde eine Lithosphäre genannte und 
in zahlreiche Platten zerbrochene Ge­
steinsschale aus Kontinentalmassen 
und Ozeanböden, die auf dem zäh­
flüssigen Erdmantel in geologischer 
Gemächlichkeit dahindriftet. Die li­
thosphärischen Platten müssen sich 
dabei aneinander entweder vorbei­
pressen und rüttelnd reiben oder 
übereinander schieben oder unter­
einander abtauchen und in der Tiefe 
wieder aufgeschmolzen werden, was 
an solchen Begegnungszonen welt­
weit gehäuft für Bebenaktivitäten und 
Vulkanismus sorgt . Unter dem Man­
tel beginnt in etwa 2900 Kilometer 
Tiefe der flüssige, äußere und ab 
5120 Kilometer der feste, innere Erd­
kern, der jedoch nicht etwa kugelrund 
ist, sondern - wie Andreas Vogel 
schon vor rund drei Jahrzehnten an 
der Universität Stuttgart herausge­
funden hat - Buckel und Dellen auf­
weist, "die im Mittelwert einige zehn 
Kilometer" groß sind. 

Weil die Hitze im Erdinnern noch 
gewaltig ist und die Temperatur vom 
äußeren Erdkern zum Erdmantel von 
3800 auf 4400 Grad Celsius zunimmt, 
spielt sich im Mantel das gleiche wie 
in einem Kochtopf voll dickflüssiger 
Sauce ab. Erhitztes flüssiges Ge­
stein, das leichter als kälteres ist, 
steigt nach oben, kühlt dort allmäh­
lich ab, wird deshalb wieder schwe­
rer und sinkt dann wieder nach unten. 
So entstehen gewaltige Materialbe­
wegungen in Form von Konvektions­
strömen, die man sich als in Jahrmil­
lionen umlaufende "Gesteinswalzen" 
von Hunderten von Kilometern 
Durchmesser vorstellen kann. Deren 
Kräfte wirken sich auf die dünne "Erd­
schale" aus und sorgen für die stän­
dige Bewegung der festen Gesteins­
hülle. Nach Vogel spiegelt denn auch 
das Relief der Erdoberfläche "die Wir­
kung der Mantel -Konvektionsströme 
in überzeugender Weise wider" . Das 

erklärt auch, weshalb es an den Stoß­
stellen der lithosphärischen Platten 
gehäuft Erdbeben gibt, da sich hier 
aufsteigende und abtauchende Kon­
vektionswalzen begegnen, die wie­
derum durch die Buckel und Dellen 
des festen Erdkerns mitbestimmt 
werden. Nach Vogels erweiterten 
Sicht der herkömmlichen erdwissen­
schaftlichen Theorie von der Platten­
tektonik können diese Walzen bis­
weilen auch anscheinend "ruhige" 
Bereiche inmitten mächtiger Konti­
nentmassen enorm unter Druck set­
zen, was zu völlig überraschenden 
Beben ungeahnter Stärke führen 
kann. 

Auf diesem Wissen aufbauend, er­
geben sich für die Erdbebenprogno­
stik vier Teilbereiche: Sie untersucht 
und simuliert an Modellen die in Erd­
bebenherden ablaufenden Vorgänge, 
erarbeitet ebenso modell hafte Vor­
hersagen wahrscheinlich drohender 
Ereignisse, berechnet ortsbezogen 
Boden-Bauwerkwechselwirkungen 
und erstellt schließlich Risikoanaly­
sen für eine wirkungsvolle Schadens­
vorbeugung. 

Die Vorhersage der mit einem Be­
ben verbundenen Erschütterungen 
beruht im allgemeinen auf einer Ab­
schätzung der sogenannten maxima­
len Bodenbeschleunigung, die wie­
derum von der Erdbebenintensität 
hergeleitet wird. Diese allerdings ist 
eine recht subjektive Größe, weil sie 
auf menschlichen Wahrnehmungen 
und dem Vergleich mit dem Scha­
densausmaß früherer Beben beruht. 
Weil die jeweiligen Zerstörungen zum 
Beispiel in einer menschenleeren 
Wüste weit geringer ausfallen als in 
einem dichtbesiedelten Ballungsge­
biet und zudem, von der konstrukti­
ven Qualität der betroffenen Bauwer­
ke abhängen, ist diese Größe für die 
Berliner Forscher auch nicht "maß­
gebend" genug. Deshalb umfassen 



ihre Vorhersagemodelle neben der 
wahrscheinlich zu erwartenden maxi­
malen Bodenbeschleunigung auch 
Angaben über die Dauer der Stark­
stoßbewegungen und die mutmaßli­
chen Schwingungsverläufe des Be­
bens. 

Frühere Ereignisse in einem Erd­
bebengebiet lassen zudem Annah­
men über die Bebenmechanismen 
zu: So muß etwa für die Berechnung 
der Ausbreitung der Bebenwellen der 
regionale Aufbau der Lithosphäre 
möglichst gut bekannt sein. Bedeu­
tend für die Berechnung der Boden­
erschütterungen ist oftmals auch die 
Beschaffenheit des bebauten Unter­
grunds. Dessen statische und dyna­
mische Eigenschaften sind für ver­
läßliche Wirkungsabschätzungen 
ebenso wichtig wie Untersuchungen 
zur Boden-Bauwerk-Wechselwir­
kung, die Aufschluß über das Verhal­
ten der Baukonstruktionen und ihres 
Baumaterials geben. Ebenfalls von 
Nutzen für den Bauingenieur ist die 
Erdbebensimulation vor Ort durch 
künstlich ausgelöste Erderschütte­
rungen oder das Testen von Bauele­
menten und Konstruktionseinheiten 
auf einem Rütteltisch - ein Verfahren, 
in das derzeit bereits auch Hangbau­
ten einbezogen werden. Um das Ein­
wirken der Erdbeben auf Städte und 
Regionen zu erfassen, werden Scha­
densszenarien entwickelt , also Ver­
wundbarkeitsstudien im Hinblick auf 
die Gefährdung von Gesundheit und 
Leben der möglicherweise betroffe­
nen Bevölkerung, das Ausmaß mög­
licher Gebäudeschäden und die Fol­
gen von Havarien in den kommuna­
len Versorgungssystemen. Derartige 
Studien sollen den zuständigen 
Behörden helfen, Richtlinien für eine 
wirkungsvolle Katastrophenvorsorge 
und -hilfe zu erarbeiten. 

Für umstritten und "angesichts 
des gegenwärtigen Standes der Wis­
senschaft geradezu verwerflich" hält 
Vogel - seit einigen Jahren Leiter des 
internationalen Lenkungsausschus­
ses für Erdbebenprognostik - jedoch 
Erdbebenwarnungen mit Orts- und 
Zeitangabe. Ergibtzu bedenken, was 
für ein Schaden hier durch Falsch­
alarm entstehen könne, wobei er 
nicht nur an die materiellen Einbußen 
wegen der damit verbundenen Un­
terbrechung des Wirtschaftslebens 
denkt, sondern vor allem an die see­
lische Belastung der betroffenen 
Menschen. 

(df) 

Immer mehr und 
immer teurere 

Natur­
katastrophen 

Die Schäden aus Naturkatastro­
phen entwickeln sich dramatisch; aus 
dem beunruhigenden Trend müssen 
umgehend die notwendigen Konse­
quenzen gezogen werden, so die 
Münchener Rückversicherungs-Ge­
sellschaft in einer Bilanz der Naturka­
tastrophen des Jahres 1992. 

Mit einer volkswirtschaftlichen 
Schadensumme von rd. 100 Mrd. DM 
(60 Mrd. US$) und versicherten Schä­
den von knapp 40 Mrd. DM (25 Mrd. 
US$) stellen die Naturkatastrophen 
des Jahres 1992 alle früheren 
Größenordnungen weit in den Schat­
ten. Die Schadenhöhen, speziell auf­
grund von Stürmen, nahmen weltweit 
für Volkswirtschaft und Assekuranz 
zu. So brachten die letz1en zehn Jah­
re (1983-92) - inflationsbereinigt -
fast zwölfmal höhere versicherte Be­
lastungen durch große Naturkata­
strophen als noch die 60er Jahre. 

Über 500 Naturkatastrophen hat 
die Münchener Rückversicherung 
1992 erfaßt. Auch damit übertraf das 
vergangene Jahr deutlich die Vorjah­
re, in denen es jeweils nur knapp über 
400 gewesen waren. Lediglich die 
Zahl der Toten blieb mit ca. 13000 un­
ter dem langjährigen Mittel ; allerdings 
sind die zahllosen Hungertoten in 
Ostafrika nicht mitgezählt , weil die 
Opfer der Dürrekatastrophe und des 
Bürgerkriegs nicht auseinanderge­
halten werden können. 

Unter allen Naturkatastrophen 
nicht nur des vergangenen Jahres, 
sondern auch der letzten Jahrzehnte 
ragt das Schadensausmaß des Hur­
rikans "Andrew" weit heraus: Mit ver­
sicherten Schäden von etwa 16 Mrd. 
US$ - volkswirtschaftliche Schäden 
rund 30 Mrd. US$ - übertraf der Wir­
belsturm alle bisherigen Rekorde. 
Auffallend und beängstigend ist, daß 
in den letzten sechs Jahren fast jedes 

Jahr einen neuen Sturmschadenre­
kord gebracht hat. 

"Andrews" Spur der Verwüstung 
führte vom 23. bis 27. August 1992 
über die Bahamas und Florida in den 
Golf von Mexiko, wo mehr als 200 ÖI­
plattformen beschädigt wurden. Mit 
Spitzen böen bis zu 280 km/h erfaßte 
das zwar schmale, aber außerge­
wöhnlich starke Sturmfeld den Süden 
Floridas und später den Südwesten 
Louisianas. 44 Menschen verloren 
das Leben. Mehr als 250000 wurden 
obdachlos, die meisten in Florida, wo 
mehr als 20 000 Wohnhäuser zerstört 
und weitere 70000 schwer beschä­
digt wurden. 

Nur drei Wochen später wurde er­
neut ein amerika ni scher Bundesstaat 
von einem tropischen Wirbelsturm 
heimgesucht: Hurrikan "Iniki" verwü­
stete die Hawaii-Insel Kauai. Er rich­
tete versicherte Schäden in Höhe von 
1,6 Mrd. US$ an. Damit nicht genug: 
Im Dezember kostete ein schwerer 
Winterorkan in den Neuenglandstaa­
ten der USA die Versicherer 
nochmals rund 1 Mrd. US$ und er­
höhte die Katastrophenbelastungen 
1992 in den USA auf über 20 Mrd. 
US$ (bisheriger Rekord 1989: 7,6 
Mrd. US$). Der kürzliche "Jahrhun­
dert" -Blizzard an der Ostküste der 
USA macht sehr deutlich, daß sich 
der Trend der bisherigen Sturmscha­
denentwicklung 1993 fortsetzen 
könnte. 

Andere ebenfalls recht schaden­
trächtige Katastrophengefahren (wie 
Erdbeben und Überschwemmung) 
waren 1992 eher unterdurchschnitt­
lich vertreten oder trafen Gebiete mit 
niedriger Versicherungsdichte, wie 
beispielsweise die Erdbeben in Ägyp­
ten im Oktober und in Indonesien im 
Dezember. 
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Kar1-Ludwig Haedge 

Mehr Sicherheit durch 
kontrollierte Abrüstung 
Entwicklung vom Tag der Deutschen Einheit bis START 11 

1. Teil 
, 

I. Einführung 

Die politische Gezeitenwende in 
Ost- und Mitteleuropa bescherte den 
Deutschen im Herbst 1990 - am 
3. Oktober 1990 - die kaum noch für 
möglich gehaltene staatliche Einheit. 
Zuvor hatte mehr als vierzig Jahre 
lang der Ost-West-Gegensatz mit 
seinem in die Geschichte eingegan­
genen "Kalten Krieg" die Welt- und 
die deutsche Politik bestimmt. Ber­
linkrise, Kubaknse, Einmarsch in die 
Tschechoslowakei 1968, markante 
Zeichen dieses "Kalten Krieges", 
ließen die Welt aufhorchen und zu­
gleich erschauern, denn ein Um­
schlagen der jeweils äußerst ge­
spannten Situation in einen "Heißen 
Krieg" war gewissermaßen aus dem 
Stand, also urplötzlich, möglich. Die 
Existenz des westlichen Bündnisses 
und seine Entschlossenheit verhin­
derten die Explosion. 

Mit der so plötzlich über die Deut­
schen gekommenen Vereinigung der 
ehemaligen Deutschen Demokrati­
schen Republik mit der Bundesrepu­
blik Deutschland verbreitete sich un­
ter den vereinigten Bundesbürgern 
die Vorstellung, der ewige Friede sei 
nun angebrochen. 

Die Krise und der darauffolgende 
Krieg am Golf, die ethnischen Aus­
einandersetzungen in Jugoslawien, 
die längst zu einem furchtbar wider­
wärtigen, schmutzigen Krieg eska­
lierten, ethnische und nationalisti­
sche Auseinandersetzungen in der 
ehemaligen UdSSR und kriegerische 
Auseinandersetzungen in anderen 
Teilen der Welt, die sehr begrenzten 
derzeitigen Möglichkeiten Europas 
und der NATO zur Lösung der inter­
nationalen Konflikte und die Entwick-
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lung in Deutschland selbst ließen die 
euphorische Grundstimmung der 
Deutschen des Jahres 1990 um­
schlagen. Besorgnisse und Ängste 
greifen um sich. 

Diese pessimistische Grundstim­
mung kann zwar nachempfunden 
werden. Sie führt aber weiter dazu, 
daß viel Positives in der Entwicklung 
der Sicherheitslage übersehen oder 
aber durch die täglichen Schreckens­
nachrichten gleich wieder verdrängt 
oder vergessen wird. 

Es ist deswegen angebracht, auf 
die unsere Sicherheit insgesamt be­
einflussenden positiven Fakten hin­
zuweisen. Dies um so mehr, als da­
durch auch eine ausgewogenere 
Sicht der Dinge möglich ist, wenn der 
Sektor staatliche Vorsorgemaßnah­
men der Gefahrenabwehr - nicht zu­
letn auch wegen der desolaten 
Staatsfinanzen - zu durchleuchten 
ist. Anhand von einigen exemplari­
schen, nicht allen, Verträgen, Ab­
kommen bzw. Ereignissen soll ge­
zeigt werden, was an Umständen zu 
erkennen ist, die auf die Sicherheits­
lage günstig einwirken. 

11. Der " Vertrag über die 
abschließende Regelung in 
bezug auf Deutschland" 
oder kurz: "Der Zwei-plus­
Vier-Vertrag" 

Die die Welt bewegenden und zu­
gleich in Atem haltenden Ereignisse 
der Jahre 1989/1990 mündeten u. a. 
am 31. August 1990 in dem "Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen De­
mokratischen Republik über die Her­
stellung der Einheit Deutschlands", 
kurz: den "Einigungsvertrag". Er trat 
am 29. September 1990 in Kraft. 

Unmittelbar nachdem die beiden 
deutschen Staaten Ende August 
1990 den Einigungsvertrag unter 
Dach und Fach hatten, schlossen die 
vier Hauptalliierten des Zweiten Welt­
krieges, die USA, die (damals noch 
bestehende) UdSSR, Großbritannien 
und Frankreich den" Vertrag über die 
abschließende Regelung in bezug auf 
Deutschland", kurz: "Zwei-plus-Vier­
Vertrag". 

Mit dem "Zwei-plus-Vier-Vertrag" 
erhielt das vereinigte Deutschland 
u. a. seine volle Souveränität. Die vier 
Hauptsiegermächte des Zweiten 
Weltkrieges hatten bis zu diesem 
Zeitpunkt nach wie vor "die Verant­
wortung für Deutschland als Ganzes" 
als Folge der vollständigen Nieder­
werfung Deutschlands nach mehr als 
fünf Jahren Krieg (1939-1945) am 8. 
Mai 1945. Diese Tatsache war vielen 
Deutschen im Laufe der Zeit aus dem 
Blick geraten. 

Das Kürzel "Zwei-plus-Vier-Ver­
trag" ist dadurch zustande gekom­
men, weil der Vertrag zwischen den 
m ehemaligen Alliierten aus völker­
rechtlichen Gründen noch mit den 
~ deutschen Staaten infolge der 
zur Eile gemahnenden, damals herr­
schenden Zwänge geschlossen wer­
den mußte. Der "Zwei-plus-Vier-Ver­
trag" wurde am 12. September 1990 
in Moskau geschlossen. Zu diesem 
Zeitpunkt war der "Einigungsvertrag" 
zwischen den beiden Deutschlands 
noch nicht völkerrechtlich relevant. Er 
trat erst am 29. September in Kraft! 
Der "Zwei-plus-Vier-Vertrag" mußte 
daher mit den beiden deutschen 
Staaten geschlossen werden. 

Der "Zwei-plus-Vier-Vertrag" stellt 
inhaltlich einen Friedensvertrag dar, 
obwohl er nicht expressis verbis die­
se Bezeichnung trägt. Aber, der Titel 
eines Vertrags allein besagt noch 
nichts über dessen materiellen (in­
haltlichen) Gehalt. Der friedensver-



tragliche Charakter ergibt sich nicht 
nur daraus, daß z. B. in diesem Falle 
primär die Rechtsfolgen des Zweiten 
Weltkrieges geregelt werden. 

Eine friedensvertragliche Rege­
lung hat nicht nur die vorstehend an­
gedeutete formale Funktion, sondern 
dient insbesondere auch der Errich­
tung einer stabilen internationalen 
Ordnung in einem bestimmten Kri­
sengebiet, in diesem Falle vor allem 
in Europa, in dem damals der Zweite 
Weltkrieg tobte. 

Eine wesentliche Bedeutung die­
ses Vertrags liegt daher auch in sei­
nem auf Friedenserhalt (J.erichteten 
Auswirkungen. Auf die Uberschrift 
kommt es also nicht an. 

Der materielle Gehalt des "Zwei­
plus-Vier-Vertrags" als Friedensver­
trag ist im großen: 
- Ablösung der alliierten Vorbehalts­

rechte und Erlangung der vollen 
Souveränität durch das vereinte 
Deutschland 

- Bestätigung der Grenzen Deutsch­
lands und Polens und Verzicht auf 
Gebietsansprüche gegen andere 
Staaten 

- die Friedensverpflichtung des ver­
einten Deutschlands 

- der ABC-Waffenverzicht des ver­
einten Deutschlands 

- die Beschränkung der Personal­
stärke der Streitkräfte des vereinten 
Deutschlands 

- den Abzug der (damals noch) so­
wjetischen Streitkräfte aus dem 
Gebiet des vereinten Deutschlands 

- die Stationierungsbedingungen für 
deutsche und verbündete Streit­
kräfte auf dem Territorium der fünf 
neuen Bundesländer (oder früheren 
DDR) 

- die Bündniszugehörigkeit des ver­
einten Deutschlands zur NATO 

- die Ratifizierungsmodalitäten. 
Hier kann und soll nicht in extenso 

auf den Vertragsinhalt, insbesondere 
die juristischen Fragen, eingegangen 
werden. Nur das Wichtigste ist zu be­
richten. 

Zum Wirksamwerden des "Zwei­
plus-Vier-Vertrages"- Inkrafttreten 

Die vier ehemaligen Weltkrieg-II­
Verbündeten beenden mit dem 
"Zwei-plus-Vier-Vertrag" ihre bis da­
hin für Berlin und Deutschland als 
Ganzes ausgeübten Rechte und Ver­
antwortlichkeiten. Alle vierseitigen 
Vereinbarungen, Beschlüsse und 
Praktiken werden beendet und ent­
sprechende Einrichtungen aufgelöst . 
Das vereinte Deutschland hat damit 
nun die volle Souveränität nach innen 
und außen (Artikel 7 d. Vertr.). 

Artikel 9 des Vertrags hat sein In­
krafttreten von der Hinterlegung der 
letzten Ratifizierungs- oder Annah­
meurkunde durch die Vertragsstaa­
ten abhängig gemacht. Die Parla­
mente der Signatarstaaten mußten 
also dem Vertrag zustimmen, ein u. U. 
zeitraubendes Verfahren! 

Um aber die Wirkungen des Ver­
trags bezüglich der vollen Souverä­
nität für das vereinte Deutschland so­
fQ!1 herbeizuführen, erklärten die vier 
ehemaligen Alliierten eindeutig, daß 
ihre Verantwortlichkeit für Deutsch­
land als Ganzes "mit Wirkung von 
dem Zeitpunkt der Vereinigung 
Deutschlands" (29. September 1990) 
bis zum Inkrafttreten des "Zwei-plus­
Vier-Vertrags" in rechtlicher und 
tatsächlicher Hinsicht ruhen (Sus­
pendierungserklärung vom 1. Okto­
ber 1990). 

Mit andere Worten: Die volle Sou­
veränität des vereinten Deutschlands 
trat mit dem 1. Oktober 1990 ein. Das 
ist ein positives Zeichen, das dieser 
Vertrag enthält. Hier treten formale 
Dinge hinter den Geist des Vertrags. 

Zu den territorialen Fragen 
Gleich zu Beginn des "Zwei-plus­

Vier-Vertrages" wird in Artikel 1 fest­
geschrieben, daß das vereinte 
Deutschland ein für alle mal in den 
Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen De­
mokratischen Republik liegt. 

Das vereinte Deutschland und Po­
len bestätigen die zwischen ihnen be­
stehende Grenze völkerrechtlich ver­
bindlich. 

Das vereinte Deutschland hat jetz1 
nicht und auch nicht in Zukunft Ge­
bietsansprüche gegen andere Staa­
ten. 

Die Verfassung des vereinten 
Deutschlands wird insoweit revidiert, 
als sie keine Bestimmungen enthal­
ten darf, die gegen die vorstehend 
aufgeführten Prinzipien verstoßen. 
Betroffen hiervon sind die Präambel, 
Artikel 23 S. 2 und Artikel 146 Grund­
gesetz. 

Die Friedensverpflichtung des 
vereinten Deutschlands 

Artikel 2 S. 1 des "Zwei-plus-Vier­
Vertrages" enthält eine sog. positive 
Friedensverpflichtung, indem dort 
bestimmt ist: "daß von deutschem 
Boden (i. S. d. Artikel 1 Abs. 1, 2, 3 
des Vertrags) nur Frieden ausgehen 
wird". Dieser Text geht weiter als bei­
spielsweise die Formulierung in der 
Charta der Vereinten Nationen (Art. 2 
Ziff. 4 der UN-Charta) oder im KSZE-

Abschlußdokument, wo nur von Ge­
waltverzicht die Rede ist. 

Diese Friedensverpflichtung muß 
rechtlich als bindendes Leitprinzip 
angesehen werden. Sie wird damit 
zum Auslegungsgrundsatz, insbe­
sondere im Sinne einer Verpflichtung 
zu friedensvölkerrechtlichem Verhal­
ten. Daraus folgt weiter eine Ver­
pflichtung zu Kooperation und zum 
Abrüstungsprozeß, was auch in der 
Präambel des "Zwei-plus-Vier-Ver­
trages" ausgedrückt wird, und zwar 
in dem Absatz, der beginnt "in Be­
kräftigung ihrer Bereitschaft, die Si­
cherheit zu stärken. .. " 

Ferner wird durch den Vertrag in 
Artikel 2 S. 2 bekräftigt, daß die Ver­
fassung des vereinten Deutschlands 
das, was bisher im Grundgesetz in 
Artikel 26 enthalten ist, ebenfalls ent­
halten muß. Damit ist insoweit auch 
der künftige Rahmen der Verfassung 
abgesteckt, was z. B. bei Änderun­
gen oder Ergänzungen zu beachten 
ist. 

Zum ABC-Waffenverzicht 
In Artikel 3 des "Zwei-plus-Vier­

Vertrages" werden bezüglich der 
ABC-Waffen durch die Bundesrepu­
blik und die DDR weitreichende völ­
kerrechtliche Verpflichtungen bekräf­
tigt, die auch das vereinte Deutsch­
land binden (Artikel 3 Abs. 1 S. 2). 

Diesen Verpflichtungen geht eine 
"geschichtl iche Entwicklung" voraus, 
die hier nur für die Bundesrepublik 
Deutschland kurz zu skizzieren ist. 

Die Wiederbewaffnung der Bun­
desrepublik Deutschland und ihre In­
tegration in das westliche Verteidi­
gungsbündnis wurde nach Scheitern 
des Vertrags über die europäische 
Verteidigungsgemeinschaft (EVG) im 
französischen Parlament durch den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutsch­
land zur NATO und zum sog. "revi­
dierten Brüsseler-Vertrag", der die 
rechtliche Grundlage der "Westeu­
ropäischen Union" (WEU) wurde, er­
möglicht. Hierbei muß man sich ver­
gegenwärtigen, daß der "revidierte 
Brüsseler Vertrag" damals u. a. auch 
den Sicherheits bedürfnissen der 
Westalliierten gegenüber Deutsch­
land diente. Dagegen regelte der 
NATO-Vertrag nur ein kollektives (ge­
meinschaftliches) Verteidigungs­
bündnis. Beide Verträge zusammen­
genommen ließen ein westliches Ver­
teidigungsbündnis entstehen, das in 
einem Teil insoweit widersprüchlich 
war, als es auch Sicherheitsinteres­
sen der Westalliierten "gegen" einen 
Bündnispartner befriedigen sollte. 
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Ein Protokoll vom 23. Oktober 
1954 über die Revidierung des Brüs­
seler Vertrages vom 17. März 1948 re­
gelte den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu diesem Vertrag. Ein 
Protokoll Nr. 11 über die Streitkräfte 
der Westeuropäischen Union vom 23. 
Oktober 1954 regelt den militärischen 
Beitritt der Bundesrepublik Deutsch­
land zur WEU. 

Schließlich verpflichtete sich die 
Bundesrepublik Deutschland in ei­
nem weiteren Protokoll Nr. 111 über die 
Rüstungskontrolle vom 23. Oktober 
1954 in ihrem Gebiet keine Atomwaf­
fen, biologischen und chemischen 
Waffen und bestimmte weitere Waf­
fen (Flugkörper großer Reichweite 
und Lenkflugkörper, Kriegsschiffe mit 
Ausnahme von kleineren Schiffen für 
Verteidigungszwecke, Bombenflug­
zeuge für strategische Zwecke) her­
zustellen. 

Was im einzelnen unter den ge­
nannten Kriegswaffen zu verstehen 
war, wurde in Anlagen zum Protokoll 
Nr. 111 definiert . 

Ein Amt für Rüstungskontrolle soll­
te aufgrund des "revidierten Brüsse­
ler Vertrags" (Artikel VIII Abs. 2) (= 
WEU-Vertrag) eingerichtet werden, 
um die Im erwähnten Protokoll Nr. 111 
enthaltenen Verpflichtungen, die u. a. 
auch die Bundesrepublik Deutsch­
land betrafen (s.o.), zu kontrollieren. 
Satzung und Aufgaben dieses Amtes 
für Rüstungskontrolle der WEU wa­
ren im sog. Protokoll Nr. IV über das 
Amt niedergelegt. 

Die Beschränkungen hinsichtlich 
des Herstellens bestimmter Waffen 
(s. o.) sind durch den Rat der WEU 
für Flug- und Lenkflugkörper 1984 
für Kriegsschiffe 1980 
für Bombenflugzeuge 1984 
aufgehoben worden. 

Bestehen geblieben ist der Ver­
zicht der Bundesrepublik Deutsch­
land zur Herstellung der ABC-Waffen, 
das die übrigen Vertragspartner zur 
Kenntnis nahmen und ihre Zustim­
mung dazu abgaben. 

Nach dem WEU-Protokoll Nr. 111 
war nur die Herstellung der ABC-Waf­
fen für die Bundesrepublik Deutsch­
land verboten. Forschung, Entwick­
lung im Bereich der ABC-Waffen und 
die Einfuhr sowie der Besitz dieser 
Kategorie unterlagen nicht dem Pro­
tokoll Nr. 11 1. Die neue Verpflichtung im 
"Zwei -plus-Vier-Vertrag" in Artikel 3 
Abs. i geht weit über die WEU-Rege­
lung hinaus (s. u. im einzelnen). 

Daneben bestehen aus anderen 
Rechtsquellen Beschränkungen. 
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A-Waffen 
"Vertrag über die NIchtverbreitung 

von Kernwaffen" vom 8. Juli 1968. 
Dieser Vertrag enthält das sog. Non­
prohferationsprinzip (Nichtweiterga­
be und Nichtannahme von Atomwaf­
fen), das sich aus seinen Artikeln I und 
11 ergibt. Danach waren sowohl der 
Bundesrepublik Deutschland als 
auch der DDR schon lange vor 1990 
die Herstellung, Besitz und die Verfü­
gungsgewalt über atomare Waffen 
untersagt. 

Der Nichtverbreitungsvertrag geht 
also, was die Beschränkung bezüg­
lich der A-Waffen angeht, weit über 
die Beschränkungen durch das zuvor 
behandelte WEU-Protokoll Nr. 111 hin­
aus. 

Die Lagerung von A-Waffen im Ge­
biet der Bundesrepublik Deutschland 
und der früheren DDR durch Dritte 
(z. B. USA, frühere UdSSR) wurde 
durch den Nichtverbreitungsvertrag 
nicht unterbunden. 

Biologische Waffen 
Wegen der B-Waffen ist zunächst 

auf das Genfer "Protokoll über das 
Verbot der Verwendung von er­
stickenden, giftigen oder ähnlichen 
Gase sowie von bakteriologischen 
Mitteln im Kriege" vom 17. JUni 1925 
zu verweisen. Es ist für das Deutsche 
Reich am 25. April 1929 in Kraft ge­
treten. 

Umstritten ist, ob das "Protokoll" 
nur den ~gebrauch dieser Waffen 
verbietet. Dies braucht aber in Anbe­
tracht der weiteren Entwicklung in 
diesem Bereich hier nicht weiter dis­
kutiert zu werden. Es ist wohl von ei­
nem beschränkten Verbotsbereich -
wie angedeutet - auszugehen. 

Über den materiellen Gehalt die­
ses "Protokolls von 1925" geht das 
"Übereinkommen über das Verbot 
der Entwicklung, Herstellung und La­
gerung bakteriologischer (biologi­
scher) Waffen" vom 10. April 1972 
(auch Biotoxinwaffen-Übereinkom­
men) hinaus. 

Dieses Abkommen war nach dem 
Willen der Urheber von besonderer 
Bedeutung deswegen, weil man es 
gewissermaßen als Basis oder wie es 
in seiner Präambel heißt: als "einen 
ersten mÖ9.lichen Schritt zur Erzie­
lung einer Ubereinkunft über wirksa­
me Maßnahmen auch für das Verbot 
der Entwicklung, Herstellung und La­
gerung chemischer Waffen darstellt." 
Das wurde vor mehr als zwanzig Jah­
ren bekundet. 

Mit dem "Gesetz zu dem Überein­
kommen vom 1 O. April 1972 über das 
Verbot der Entwicklung, Herstellung 

und Lagerung bakteriologischer (bio­
logischer) Waffen und von Toxinwaf­
fen sowie über die Vernichtung sol­
cher Waffen" vom 21. Februar 1983 
hat der Deutsche Bundestag dem 
"Übereinkommen" zugestimmt und 
es somit in innerdeutsches Recht 
transformiert. Er hat weiter mikrobio­
logische und andere biologische 
Agenzien oder Toxine von Arten und 
in Mengen, die nicht durch Vorbeu­
gungs-, Schutz- oder sonstige fried­
liche Zwecke gerechtfertigt sind so­
wie einschlägige Waffen, Ausrüstun­
gen oder Einsatzmittel zu entwickeln, 
herzustellen, zu lagern, in anderer 
Weise zu erwerben oder zurückzu­
halten, verboten und unter Strafe ge­
steilt. 

Im Jahre 1993 - im Januar -
schickt sich die Staatenwelt in ihrer 
Mehrheit (leider nur) an, den sog. 
Chemiewaffenvertrag (s. u. besonde­
res Kapitel) zu unterzeichnen. Ein Bei­
spiel dafür, daß langer Atem, unbe­
dingtes Wollen und Beharrlichkeit 
nötig sind, um dem Menschheits­
traum nach Frieden oder einer Welt, 
die nur über das unter humanitären 
Gesichtspunkten zur Selbstverteidi­
gung unerläßliche Arsenal verfügt, 
schrittweise näher zu kommen. Das 
mag viele, die "Riesenschritte" er­
warten, nicht befriedigen. Unter dem 
Blickwinkel, für unsere Kinder eine 
bessere als die derzeitige Situation zu 
schaffen, gewinnt dieses Vorgehen 
dennoch Sinn und Bedeutung. Daran 
stetig weiter zu arbeiten sind wir, die 
ältere Generation, trotz vieler Rück­
schläge verpflichtet . 

Zurück zum "Biotoxinwaffen-
Übereinkommen 1972". 

Dieses Verbot ist ähnlich umfas­
send wie das des Nichtverbreitungs­
vertrags für die Nichtkernwaffenstaa­
ten. Entwicklung, Herstellung und La­
gerung sind als die zentralen Phasen 
der B-Waffen-Rüstung vom materiel­
len Verbotsbereich erfaßt (Artikel I der 
B-Übereinkunft). Gegenüber dem 
bisherigen Abrüstungsrecht ist das in 
das Übereinkommen aufgenommene 
Entwicklungsverbot solcher Waffen 
ein Fortschritt. Darüber hinaus sind 
Erwerb, Zurückbehaltung und Wei­
tergabe verboten. Der Besitz ist zeit­
lich unbegrenzt untersagt. Eventuell 
vorhandene Bestände an solchen 
Waffen waren innerhalb von neun 
Monaten nach Inkrafttreten des Ab­
kommens zu vernichten. Die ent­
sprechende Forschung ist ausge­
klammert, was mit der noch fehlen­
den wirksamen Überwachung eines 
solchen Verbots zusammenhängt. 



Dennoch ist zu diesem "Biotoxin­
waffen-Abkommen" festzuhalten, 
daß beiden deutschen Staaten vor 
1990 die Herstellung, der Besitz und 
die Verfügungsgewalt in bezug auf 
biologische Waffen untersagt war. 
Das "Biotoxinwaffen-Übereinkom­
men" enthält - wie gesagt - keine sei­
ner sicherheits politischen Bedeu­
tung adäquate Regelung, wirksam zu 
überprüfen (verifizieren), ob seine we­
sentlichen Verpflichtungen durch die 
Vertragspartner auch wirklich einge­
halten werden. Es ist lediglich für den 
Fall einer behaupteten Vertragsver­
letzung eine Beschwerdemöglichkeit 
an den Sicherheitsrat der UN vorge­
sehen, die von Deutschland als nicht 
ausreichend angesehen wird. 1980, 
1986 und 1991 fanden internationale 
Überprüfungskonferenzen über die 
Durchführung (Regime) des "Bioto­
xinwaffen-Abkommens" statt . 

Die zweite Überprüfungskonferenz 
erbrachte gewisse Informations­
pflichten, die allerdings nur un­
zulänglich prak1iziert wurden. 

Bei der dritten Überprüfungskon­
ferenz - 1991 - gab Rußland eine Er­
klärung ab, sich für die strikte Einhal­
tung der Übereinkunft von 1972 und 
insbesondere für eine Verifikation der 
Erfül lung der Übereinkunft einzuset­
zen. Präsident Jelzin erklärte weiter, 
"daß Rußland Abstand nimmt von 
dem Teil der Vorbehalte, die die Mög­
lichkeit eines Einsatzes biologischer 
Waffen als Gegenschlag betreffen". 
Sie waren von der ehemaligen 
UdSSR beim Genfer Protokoll von 
1925 über das Verbot des Einsatzes 
von Giftgasen und biologischen Mit­
teln im Krieg gemacht worden. 

Auf der besagten Überprüfungs­
konferenz wurden ein weiterer Infor­
mationsaustausch vereinbart und 
schließlich eine Expertengruppe ein­
gesetz1, die Verifikationsmethoden 
für das B-Waffen-Übereinkommen 
effizienter zu gestalten und über das 
Ergebnis bis Ende 1993 zu berichten 
hat. 

Russisch-amerikanisch-britische 
Erklärung über B-Waffen von 1992 

Eine russisch-amerikanisch-briti­
sche Erklärung über B-Waffen ist Mit­
te September 1992 abgegeben wor­
den. Danach sind erhebliche weiter­
führende Maßnahmen vereinbart 
worden, die zu einer wirksameren 
Verwirklichung der B-Waffen-Über­
einkunft führen werden, wie z. B. : 
- Besichtigung aller militärisch-bio­

logischen Einrichtungen auf gegen­
seitiger Basis, um Mißverständnis­
se auszuräumen, vorbehaltlich der 

erforderlichen Wahrung vertrauli­
cher Information auf der Grundlage 
vereinbarter Prinzipien. Solche Be­
sichtigungen beinhalten den unge­
hinderten Zugang, Sammlung von 
Proben, Gespräche mit den Be­
schäftigten sowie Audio- und Vi­
deoaufzeichnungen. 

- Die Prüfung möglicher Maßnahmen 
zur Beobachtung der Einhaltung 
der Konvention über biologische 
Waffen und zur Erweiterung des 
Vertrauens in dieser Einhaltung. 

- Die Prüfung potentieller Modalitä­
ten für die Erprobung solcher Maß­
nahmen. 

- Die Prüfung der Infrastruktur biolo­
gischer Einrichtungen in den drei 
Ländern zur gemeinsamen Fest­
stellung, wo spezifisches Gerät 
oder überzählige Kapazitäten exi­
stieren, die nicht mit ihrem erklärten 
Ziel in Einklang stehen. 

- Erwägung der Zusammenarbeit bei 
der Entwicklung biologischer Ver­
teidigungssysteme. 

- Sondierung von Wegen zur Förde­
rung von Zusammenarbeit und In­
vestitionen in die Konversion von 
Einrichtungen zur Herstellung bio­
logischer Waffen, einschließlich 
Besichtigung bereits umgerüsteter 
Anlagen. 

- Erwägung eines Informationsaus­
tauschs auf vertraulicher, gegen­
seitiger Basis im Hinblick auf bis­
herige offensive Programme, die in 
den Erklärungen an die Vereinten 
Nationen nicht im Detail enthalten 
sind. 

- Die Vorlage regelmäßiger Berichte 
an ihre gesetzgebenden Körper­
schaften und die Öffentlichkeit, die 
biologische Forschung und Ent­
wicklungsaktivitäten beschreiben. 

- Die Ermutigung zum Wissenschaft­
leraustauch in biologischen Ein­
richtungen auf langfristiger Basis. 

Chemische Waffen 
Im Gegensatz zu den atomaren 

und biologischen Waffen, bei denen 
- wie gezeigt - verhältnismäßig weit­
reichende, völkerrechtlich verbindli­
che Regelungen den internationalen 
Rüstungskontroll- und Abrüstungs­
prozeß positiv beeinflussen, ist auf 
dem Gebiet der chemischen Waffen 
über Jahrzehnte nichts dergleichen 
zu verzeichnen. 

In erster Linie galt hier das bereits 
erwähnte Genfer Protokoll von 1925, 
das allerdings nur die Anwendung 
chemischer Waffen verbot. 

Für die Bundesrepublik Deutsch­
land galt dann - weitergehend - die 
Nichtherstellungsverpflichtung von 

C-Waffen aufgrund der bereits er­
wähnten WEU-Vereinbarung, die das 
bis dahin geltende alliierte Kontroll­
recht ersetzte. 

Rechtlich gleich Verbindliches wie 
die WEU-Vereinbarung ist auf dem 
chemischen Sektor für die ehemalige 
DDR nicht auszumachen. Nur veröf­
fentlichte Verlautbarungen der DDR 
lassen für die Vergangenheit auf ei­
nen C-Waffen-Verzicht ihrerseits 
schließen. 

Auf das C-Waffen-Verbot, das zu 
Beginn dieses Jahres geregelt wurde, 
wird noch besonders eingegangen. 

Die Regelung des ABC-Bereichs 
und über konventionelle Streitkräf­
te durch den "Zwei-plus-Vier-Ver­
trag" im einzelnen 

A- bzw. Kernwaffen 
Das vereinte Deutschland verzich­

tet darauf, ABC-Waffen herzustellen, 
zu besitzen sowie über sie in irgend­
einer Weise zu verfügen. Das haben 
beide deutsche Staaten im Vertrag 
bekräftigt. Weiter haben beide deut­
sche Staaten ausdrücklich erklärt, 
daß die Verpflichtungen aus dem be­
reits erwähnten Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen 
vom 1. Juli 1968 im vereinten 
Deutschland gilt (Artikel 3 Abs. 1 d. 
"Zwei-plus-Vier-Vertrages"). 

Zusammenfassend ist für den Be­
reich der A- bzw. Kernwaffen für das 
vereinte Deutschland festzuhalten: 
Es bleibt bei dem bei Vertragsschluß 
schon geltenden Verbotsumfang. 

B-Waffen 
Bei den B-Waffen hat der "Zwei­

plus-Vier-Vertrag" ebenso wie bei 
den A-Waffen nichts verändert. Es 
bleibt bei dem Verbotsumfang, wie er 
zuvor erörtert wurde. 

C-Waffen 
Wie zuvor dargestellt, bestanden 

bis zum Abschluß des "Zwei-plus­
Vier-Vertrages" im C-Waffen-Bereich 
unbefriedigende Regelungen. Der 
"Zwei-plus-Vier-Vertrag" änderte die 
Situation im C-Waffen-Bereich 
gründlich. 

Die beiden deutschen Staaten und 
letz1lich das vereinte Deutschland 
verzichten nicht nur auf die Herstel­
lung von C-Waffen, was die Bundes­
republik Deutschland bereits anläß­
lich ihres Beitritts zur WEU getan hat­
te, sondern darüber hinaus auch auf 
den Besitz und die Verfügungsgewalt 
über diese Waffen (Artikel 3 Abs. 1 d. 
Vertr.) . Eine Lagerung solcher Waffen 
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durch Dritte im Bundesgebiet ist nicht 
vom "Zwei-plus-Vier-Vertrag" erfaßt. 

Der Vertrag hat also auf dem Ge­
biet der C-Waffen eine ganz erhebli­
che Ausweitung der Verbotssituation 
gebracht, die jetzt der auf atomarem 
und biologischem Gebiet (s.o.) 
gleicht. 

Ferner ist noch anzumerken, daß 
mit der Vereinigung beider deutscher 
Staaten das Gebiet der ehemaligen 
DDR nunmehr zum WEU-Vertragsge­
biet gehört. Daraus folgt, das dort 
auch das Rüstungskontrollamt der 
WEU grundsätzlich tätig werden 
kann. 

An den im "Zwei-plus-Vier-Ver­
trag" freiwillig übernommenen erwei­
terten Verbotsbereich bei den C-Waf­
fen hat Deutschland die Hoffnung ge­
knüpft, daß davon positive Auswir­
kungen im Sinne einer Vorbildfunkti­
on auf die Genfer C-Waffen-Verbots­
Verhandlungen ausgehen mögen. 
Was 1990 nur zu hoffen gewagt wur­
de, ist dann gegen Ende 1992 in den 
Bereich des tatsächlich Möglichen 
gerückt und mit der Unterschrift von 
130 Staaten unter das weltweite "C­
Waffen-Verbot" - worauf im einzelnen 
noch einzugehen ist - anläßlich der 
Zeichnungskonferenz, die am 15. Ja­
nuar 1993 in Paris endete, zur Rea­
lität geworden. 

Personalstärke der 
deutschen Streitkräfte 

Neben dem Verzicht auf ABC-Waf­
fen enthält der "Zwei-plus-Vier-Ver­
trag" in Artikel 3 Abs. 2 eine Begren­
zung der deutschen Streitkräfte. Dort 
findet sich eine Selbstverpflichtung, 
die Streitkräfte des vereinten 
Deutschlands auf die Gesamtstärke 
von 370000 Mann innerhalb von drei 
bis vier Jahren (ab 1990) zurückzu­
führen. 

Dieser von der Regierung der Bun­
desrepublik Deutschland abgegebe­
nen Erklärung hat sich die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Re­
publik im Vertrag ausdrücklich ange­
schlossen. 

Die Erklärung verweist auf die Wie­
ner Verhandlungen über konventio­
nelle Streitkräfte in Europa (KSE), in 
denen u. a. die Gesamtobergrenzen 
für die dort verhandelten Waffenkate­
gorien und in einem weiteren Schritt 
die Personalstärken der konventio­
nellen Streitkräfte in Europa festge­
legt wurden. Innerhalb der Grenze 
von 370000 Mann werden deut­
scherseits nicht mehr als 345000 
Mann den Land- und Luftstreitkräften 
angehören. Die Marine war ausge­
nommen. 
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Mit der Einbeziehung der bei den 
KSE-Verhandlungen abgegebenen 
Erklärung der Bundesrepublik 
Deutschland in den "Zwei-plus-Vier­
Vertrag" wird faktisch auch auf das 
Ergebnis der im Juli 1990 zwischen 
dem Staatspräsidenten der damali­
gen UdSSR, Gorbatschow, und dem 
deutschen Bundeskanzler, Kohl, ge­
fundenen Einigung über die zukünfti­
gen deutschen Truppenstärken ver­
wiesen, die für die Vereinigung 
Deutschlands mit entscheidend war. 

Die übrigen Vertragsparteien, die 
ehemaligen vier Hauptalliierten des 
Zweiten Weltkrieges, haben von der 
o. g. Erklärung, die Streitkräfte auf 

. insgesamt 370000 Mann in drei bis 
vier Jahren zu reduzieren, Kenntnis 
genommen (Artikel 3 Abs. 3 d. Vertr.). 
Damit ist die Reduktionsverpflich­
tung zu einer formellen deutschen 
Vertragspflicht geworden. 

Der Abzug der sowjetischen 
Streitkräfte 

Der "Zwei-plus-Vier-Vertrag" sieht 
in Artikel 4 vor, daß das vereinte 
Deutschland und die (damals noch 
bestehende) Sowjetunion die Bedin­
gungen und den weiteren Aufenthalt 
der sowjetischen Streitkräfte auf dem 
ehemaligen DDR-Gebiet und in Ber­
lin sowie deren Abzug vertraglich re­
geln. Der Abzug soll bis Ende 1994 
vollzogen sein, allerdings in Zu­
sammenhang mit der Verwirklichung 
der Streitkräftereduzierungsver­
pflichtung Deutschlands (s.o.). 

Dies wird von den übrigen Vertrag­
schließenden zur Kenntnis genom­
men. Die vertragliche Regelung des 
Aufenthalts und des Abzugs der so­
wjetischen Truppen gemäß Artikel 4 
des "Zwei-plus-Vier-Vertrages" um­
faßt zwei Komplexe: 
- den "Vertrag zwischen der Bun­

desrepublik Deutschland und der 
Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken über die Bedingungen 
des befristeten Aufenthalts und die 
Modalitäten des planmäßigen Ab­
zugs der sowjetischen Truppen aus 
dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland" vom 12. Oktober 
1990 und 

- das "Abkommen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der Union der So­
zialistischen Sowjetrepubliken über 
einige überleitende Maßnahmen" 
vom 9. Oktober 1990. 

Der Stationierungs- und 
Abzugsvertrag 

Er enthält Bestimmungen über Be­
griffsdefinitionen, allgemeine Rege-

lungen und Verpflichtungen für die 
Dauer des befristeten Aufenthalts der 
sowjetischen Truppen in der ehema­
ligen DDR einschließlich Berlin, den 
planmäßigen Abzug dieser Truppen, 
die Anwendung von Vereinbarungen 
über Rüstungskontrolle und vertrau­
ensbildende Maßnahmen, die Ausbil­
dung der sowjetischen Truppen, die 
Regelung des Luftverkehrs der Trup­
pen, die Nutzung der Liegenschaften, 
die Disziplinar- und Polizeigewalt, die 
Versorgung, die Nutzung von Ver­
kehrseinrichtungen, das Post- und 
Fernmeldewesen sowie Nutzung von 
Funkfrequenzen, den Umweltschutz, 
das Gesundheitswesen, das Über­
schreiten der deutschen Staatsgren­
ze, die Zoll- und Steuervergünstigun­
gen, die Zivil- und Verwaitungsge­
richtsbarkeit, die Strafgerichtsbar­
keit, die Rechtshilfe, die Beilegung 
von Streitigkeiten aus Liefer- und Lei­
stungsverträgen mit der sowjeti­
schen Militärverwaltung, die Be­
schäftigungsverhältnisse von Arbeit­
nehmern bei den sowjetischen Trup­
pen, die soziale Sicherheit und Für­
sorge, die Schulden, die Haftung für 
die Schädigung Dritter, eine ge­
mischte Deutsch-Sowjetische Kom­
mission, die noch im einzelnen in vier 
Anlagen näher erläutert werden. 

(wird fortgesetzt) 



I Bundesverband für den Selbstschua 

F.D.P-Haushaltsexpertin 
zur Neustruktur des Zivilschutzes 

"Selbstschutz und Eigen­
verantwortung sind zutiefst li­
berale Anl iegen. Der Staat 
kann nicht alles Wünschbare 
finanzieren, vieles muß in Zu­
kunft in die Verantwortung des 
einzelnen gelegt werden." Mit 
diesen Worten sk izzierte die 
parlamentarische Geschäfts­
führerin der F.D.P-Bundes­
tagsfraktion, Ina Albowitz 
(Gummersbach) MdB, ihre 
Position zum Selbst- und Zi­
vilschutz. Die Bundestagsab­
geordnete nutzte einen Infor­
mationsbesuch bei der Bun­
deshauptsteIle des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz 
(BVS), um sich über die haus­
haltsmäßigen Auswirkungen 
der neuen Strukturen der zivi­
len Verteidigung zu informie­
ren. 

Ln seinen Begrüßungswor­
ten erinnerte BVS-Direktor 
Helmut Schuch an den Be­
schluß des Bundestagsinnen­
ausschusses vom November 
1992. Dieser mit großer Mehr­
heit von CDU/CSU, SPD und 
F.D.P gefaßte Beschluß be­
schreibt die zukünftige Aufga­
benwahrnehmung und Organi­
sationsstruktur des BVS. 

Ausgehend von Paragraph 
II des Gesetzes über die Er­
weiterung des Katastrophen­
schutzes, wonach dem BVS 
die Information und Auf­
klärung über den Zivilschutz 
sowie die Unterstützung der 
Gemeinden bei der Ausbil­
dung im Selbstschutz obliegt, 
legt dieser Beschluß auch fest, 
daß der BVS im Spannungs­
und Verteidigungsfall für ver­
schiedene Aufgabenbereiche 
planerisch vorzusorgen hat. 

Direktor Helmut Schuch 
machte an einigen Beispielen 
deutlich, welche schwierigen 
personellen und materiellen 

Umsetzungsarbeiten den 
BVS-Mitarbeitem bevorstün­
den. Nach einer tiefgreifenden 
Phase der Verunsicherung gei­
te es nun, ehren- und haupt­
amtlichen Mitarbeitern neue 
Anstöße zu Eigenmotivation 
zu geben. Dies sei wahrlich 
nicht leicht, solange durch mi­
nisterielle Vorgaben neben 
Versetzungen größeren Um­
fanges auch Herabgruppierun­
gen erforderlich würden. 

Andererseits sei dies auch 
nicht die Zeit des Klagens und 
Beklagens, vielmehr müsse 
man die Neustruktur als Chan­
ce für neue Ideen und Ansätze 
sehen. 

Die parlamentarische Ge­
schäftsführerin, die auch Be­
richterstatterin ihrer Fraktion 
für den Einzelplan 36 des Bun­
deshaushaltsplanes ist, stellte 
zu den erörterten Problem­
abrissen fest, daß Neustruktu-

ren immer auch mit Geldfra­
gen verbunden seien. So habe 
der Haushaltsausschuß bei der 
Beratung des Bundeshaushal­
tes 1993 von der Bundesregie­
rung erneut eine Konzeption 
zum Zivilschutz angefordert, 
um auch selbst neben den fach­
lich zuständigen Innenpoliti­
kern die haushaltsmäßigen 
Folgerungen ziehen zu kön­
nen. Ohne Zweifel habe für 
alle Fraktionen im Haushalts­
ausschuß die Neuordnung des 
Zivilschutzes Priorität. Des­
wegen könne der Haushahs­
ausschuß sich mit einer 
schlichten Fortschreibung der 
bisherigen Zivilschutzpoli tik 
nicht einverstanden erklären. 
Vielmehr müsse die erfragte 
Konzeption erkennen lassen, 
wo zukünftig welche Schwer­
punkte mit welchen haushalts­
mäßigen Auswirkungen ge­
setzt würden. 

B V S -Di rektor Helmut 
Schuch stellte die Neuorgani­
sation des BVS mit einer Bun­
deshauptsteIle, acht Außen­
steIlen und 44 Informations­
steIlen vor. Diese Organisation 
mit zukünftig etwa 2400 eh­
renamtlichen und 483 haupt­
amtlichen Mitarbeitern soll die 
Aufgaben der Planung, der 
Ausbildung sowie der Infor­
mation und Aufklärung über 
den Zivilschutz wahrnehmen. 
Hierzu gehört insbesondere 
die Unterstützung der Ge­
meinden , Behörden und Be­
triebe bei ihren Bemühungen, 
Eigenvorsorge zu treffen. 
Schuch: "Um Akzeptanz bei 
Meinungsmachern, Verant­
wortlichen und der Bevölke­
rung für Aufgaben des Zivi l­
schutzes, insbesondere des 
Selbstschutzes zu finden, muß 
stets auf den hohen Doppel­
nutzen unserer Ausbildung 

Die parlamentarische Geschäftsführerin der F.D.P.-Bundestagsfraktion, Ina Albowitz, im Gespräch mit 
BVS-Direktor Helmut Schuch (3. von rechts), Abtei lungsleiter Dr. Wolfgang ßrunkow (links), Referatslei­
ter Harald Schröder (2. von rechts) und Vertretern des Personalrates. (Foto: Sers) 
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hingewie~en werden. Selbst­
schutz-Ausbildung und Infor­
mation müssen so angelegt 
sein. daß sie nicht nur für den 
Verteidigungsfall Bedeutung 
haben , sondern bereits heute 
unmittelbare Wirkung erzie­
len." 

Daß die liberale Abgeordne­
te sachliche Politikentschei­
dung stark unter Haushalts­
aspekten sieht, machte sie mit 
folgendem Satl deutlich: 
.,Selbstschutz, das heißt , so 
viel Schutz wie nötig. so we­
nig Kosten wie möglich ." Die­
se Abwandlung des ökonom i-

sehen Prin/ips müsse auch für 
die neue Konzeption gelten. 
Nachdem nunmehr entschie­
den sei, daß die BVS-Struktur, 
wIe von Direktor Helmut 
Schlich dargelegt, verändert 
wird, müßten auch die hierfür 
erforderlichen Haushaltsmit­
lei Lur Verfügung gestellt wer­
den . Es sei geradezu aberwit­
lig. wenn sie höre, daß durch 
ver~chiedene EinzeImaßnah­
men auf Arbeitsebenc Mitar­
beiter cle faklO arbeitsunftihig 
gemacht würden. Der Aufga­
benkatalog des B VS sei mitt ­
lerweile so präLise beschrie-

ben, die OrganisationsstruktUf 
einvernehmlich festgelegt, 
daß nach der Planungs phase 
nunmehr die Erprobungsphase 
beginnen müsse. Für diese Er­
probungsphase würden hinrei ­
chende Stellen und Haushalts­
mittel zur Verfügung gestellt 
werden. Es sei zu hoffen, daß 
diese Erprobungsphase zu­
gleich der Einstieg in eine 
Konsolidierungsphase des 
BVS werde. ,.Ausgehend von 
der Tatsache, daß alles, was der 
Bürger in Eigenverantwortung 
an Selbsthilfe leistet. wirt­
schaftlicher und sinnvoller ist 

als das. was der Staat an Ret­
lungseinheiten zur Verfügung 
stellen kann . plädiere ich für 
mehr Betroffenheit des einzel­
nen. Auch und gerade unter 
S parsa 111 kei tsges ichtspu 11 k ten 
bei knapper werdenden Haus­
haltsmitteln ist nichts so ko­
stcngünstig, wie das, was der 
Bürger aus Einsicht für sich 
und seinen Nächsten tut", prä­
Lisiene die Haushaltspolitike­
rin der F.D.P ihre Position zum 
Selbst- und Zivilschutz. 

"Neukonzeption in Ruhe und 
Zielstrebigkeit umsetzen" 

Die neuen Strukturen der zi­
vilen Verteidigung und ihre 
Auswirkungen auf die Arbeit 
des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz (BVS) diskutier­
ten der Vorsitzende des Haus­
haltsausschusses des Deut­
schen Bundestages, Rudi 
Walther MdB. und BVS-Di ­
rektor Helmut Schuch im Bei­
sein von BVS-Landess tellen­
leiter Werner Hachen. Helmut 
Schuch. der auch Geschäfts­
führendes Vorstandsmitglied 
des Verbandes ist, sk izzierte 
nochmals die Entwicklungs­
stadien der neuen Strukturen. 

So sei es für den BVS als die 
für die Information und Auf­
klärung über den Zivilschutz 
zuständige ßundcsorganisa­
tion außerordentlich wichtig 
und hilfreich. daß die nun ge­
fundenen AufgabensteIlungen 
und Strukturen von elller 
großen parlamentarischen Zu­
stimmung durch CDU, CSU. 
SPD und F.D.P. getragen seien. 
Es kennzeichne die Arbeit im 
Zivilschutz, daß sie einer brei­
ten Akzeptanz der für diese 
Aufgaben zuständigen Institu­
tionen und Organi sationen be­
dürfe. Dies gelte auch für alle 
Maßnahmen des Selbst­
schutzes. bei denen der Staat -
zu Recht - von den Bürgern Ei-

geninitiative verlange. Das In­
formation s- und Ausbildungs­
angebot könne hier nur moti ­
vierend und unterstützend ein­
gesetzt werden. 

Der nordhes;ische SPD­
Bundestagsabgeordnctc zeigte 
sich mit der Materie sehr ver­
traut. war er doch viele Jahre 
der für seine Fraktion zustän­
dige Berichterstatter für den 
Bereich ZivilschutL und er­
weiterter KatastrophenschUI/:. 
So diskutierte er intensiv die 
organisatori~chen Verände­
rungen und deren Auswirkun­
gen auf die tägliche Arbeit. 

Ocr Vorsitzende 
des Hausha lts­

a usschusses 
des Deutschen 

Bundestages. 
Rudi Wll ither 

Mdll. 
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Direktor Helmut Scillich 
Siel he das neue Organisations­
konzept vor, das sich nunmehr 
in der Umselzungsphase be­
finde. Hiernach werden neben 
der BundeshauptsteIle 1Il 

Bonn-Bad Godesberg acht 
AlIßenstellen mit 44 Informa­
tionssteilen bundesweit einge­
richtet. Anregungen des Bun­
de>rechnungshofes folgend. 
sei die Verwaltungstätigkeit 
aufdas unerläßliche Minimum 
Lurückgeführt worden. Die eh­
ren- und hauptamtlichen Mit­
arbeiter würden zur Zeit auf 
ihre neuen Aufgaben als Bera­
ter für Öffentlichkeitsarbeit im 

Zivilschutl und Fachausbi lder 
vorbereitet. Besonderen Wert 
lege der BVS auf die Mitarbeit 
ehrenamtlicher Helferinnen 
und Helfer. ohne die ein über­
Lcugendes ZivilschlItzkonzept 
nicht machbar se i. So müßten 
sich Lukünftig alle Kräfte -
gleichgültig ob haupt- oder eh­
rcnamtlich tätig - auf die we­
sentlichen Aufgaben des Ver­
bandes. nämlich die Planung 
des SelbstschlllLes. die Ausbil­
dung von Behörden und Be­
trieben im Selbstschutz und 
die Öffentlichkeitsarbeit mit 
Information und Aufklärung 
konzentrieren . Auch zukünftig 
werde der BVS bemüht sei n. 
den Gemeinden. die nicht über 
eigene Ausbildungskräfte ver­
fügen , mit eigenen Ausbil­
dungsangebOlen zur Seite zu 
stehen. 

Der Ausschußvorsitzende 
faßte die Diskussion dahinge­
hend zusammen. daß nach den 
nunmehr getroffenen Ent­
scheidungen über den Zivil­
SChUIL und den BVS eine Kon­
solidierungsphase sehr ange­
bracht se i. Es müsse dem BVS 
auf gesicherter inhaltlicher 
und materieller Basis zuge­
standen werden. diese Neu­
konzeption in Ruhe und Ziel­
strebigkeit UI1lLUsctzen. 



"Die Zukunft 
des BVS schätze ich 

optimistisch ein" 

" In de r augenbl icklichen 
Umbruchsituation des Verhan­
des ste llt der ehrenamtliche 
Bereich im BVS ein srabilisie­
rendes Element dar." Diese 
Aussagen machte u. 3. kürzlich 
die Bundestagsabgeordnete 
Erika Ste inbach-Hermann ge­
genüber dem Direktor des 
BVS, Helmut Schuch. und 
dem BVS-Bundeshelferver­
trete r, Jürgen Grabke, anläß­
lieh e ines Gesprächs in Bonn . 

Vor dem Hintergrund man­
cher Unsicherheiten bei den 
haupt- lind ehrenamtlichen 
Mitarbe itern des BVS hatte der 
Bundeshelfervertreter die 
Bundestagsabgeordnete um 
e in Gespräch gebeten. Hierbe i 
bot sich Gelegenhe it , Frau 
Steinbach-Hermann. die auch 
Mitglied des Innenausschus­
ses des Deutschen Bundesta­
ges ist, die derzeitige Situation 
i!TI Verband anhand von Bei­
spielen aufzuzeigen . 

Von Direktor Schlich wur­
den be i dieser Gelegenhe it 
auch die Härten, die sich bei 
der Umsetzung der neuen 
Konzeption und der damit ver­
bundenen Reduzierung für die 
BVS-Bediensteten ergeben, 
eingehend erörtert. Bundes­
helfervertreter Grabke infor-

mierte Frau Steinbach-Her­
mann vor diesem Gesprächs­
hintergrund über die Situation 
spel. iell im ehrenamtlichen 
Bereich des Verbandes. Er 
zeigte ferner die zu erwarten­
den Auswirkungen au f Einsatz 
und zukünftige Arbe itsabläufe 
im Bereich der ehrenamtlich 
tätigen Helferinnen und Helfe r 
des BVS auf. 

Hierbei wurde auch an die 
Z usage des Staatssekretärs im 
BMI erinnert, rechtzeitig Vor­
sorge für eine Anbindung der 
ehrenamtlichen Helfe rschaft 
in der Region zu treffen, da e in 
völliger Rückzug aus der 
Fläche negati ve Auswirkun­
gen auf die Mitarbeit im eh­
renamtlichen Bereich haben 
müsse. Abschließend bestand 
be i den Teilnehmern des Ge­
sprächs Einigke it darüber, daß 
die e rfolgte offene Ansprache 
der zu erwartenden Entwick­
lung im Verband - e inschließ­
lich abzusehender Schwierig­
keiten bei der Umsetzung neu­
er Z ivil schutzkonzeptionen -
hilfreich be i der Erfüllung des 
weiterhin bestehenden gesetz­
lichen BVS-Auftrags gegen­
über Staat und Mitbürger sein 
würde. 

J . Gr. 

Gespriich in Bonn (von rechts): BVS-Direktor Helmut Schuch, Dun­
destagsabgeordnete Erika Steinbach-Hermann, nVS-Dundeshelferver­
treter Jürgen Grabke. 

Hessensplegel 

Frankfurt 

Wilfried Ve lten, Le iter des 
Z ivil- , Katastrophen- und 
Selbstschutzes bei der Direkti ­
on Postdienst Frankfurt beging 
sein 25j ähriges Dienstju­
biläum . Ein Anlaß, den die 
BVS- Landesstelle Hessen 
nutzte, um die gute Zusam­
menarbeit zwischen der Bun­
despost und dem Verband zu 
dokumentieren. BVS-Fachge­
bietsle ite r Günther Wufka 
würdigte die Verdienste des 
Jubilars im Rahmen einer Fei­
e rstunde mit der BVS-Medail ­
le für gute Z usammenarbeit. 

In seiner Ansprache w ies 
Velten daraufhin, daß der BVS 
im Bere ich der Direkt ion Post­
dienst Frankfurt jährlich meh­
rere hundert Se lbstschutz­
Fach- und Fortbildungslehr­
gänge für die Mitarbeiter im 
Katastrophenschutz der Bun­
despost durchführt . Die Pla­
nung, Vor- und Nachbere itung 
und Durchführung dieser Ver­
anstaltungen gestalte sich da­
be i völlig problemlos. 

IIltluelles t/US 
Rllelnlt/nd-Pft/lz 

Worms 

Sichtlich beeindruckt von 
der Vielfalt der Selbstschutz­
informationen im Rahmen der 
BVS-A lisste llung "Bevölke­
rungsschutz" war Dr. Peter 
Walthcr, Leiter des Bcrufsbil­
dungszenlrums in Wom1s. Die 
Mainzer BVS-Dienststelle 
präsentierte aktuelle Informa­
tionen über den Selbstschutz 
auf Tafe ln und zeigte in Vitri­
nen Se lbstschutzgeräte des 
Brandschutzes und der Ers ten 
Hilfe. 

An echten Notrufsäulen 
konnten erworbene Kenntnis­
se praktisch umgesetzt wer­
den. Lehrer und Schüler ließen 
sich im persönlichen Gespräch 
von den BVS-Mitarbeitern 
über Se lbstschut zmaßnahmen 
aufklären. 

Nachruf 

Am 27. April 1993 ver­
starb nach langer Krank­
he it der Ausbilder und 
Geräteverwalterder BVS­
Dienststelle Hamburg 

Jürgen Pries 

Bereits im Jahre 1967 
kam Pries zum BVS, e r­
warb in den Folgejahren 
die Lehrberechtigung und 
vereinte 1972 Beruf und 
Berufung durch eine 
hauptamtliche Tätigkeit 
im Verband. 

Er hatte das Glück, sei­
ne geliebte Heimatstadt 
Hamburg aus be ruflichen 
Gründen nie verlassen zu 
müssen . 

Im Ve rlauf der Jahre ar­
beitete e r in praktisch je­
der Hamburger BVS­
Dienststelle und vie le 
Mitarbeite r. haupt- oder 
ehrenamtlich, lernten ihn 
als ruhigen. stets hilfsbe­
reiten und verläßlichen 
Ko llegen und Mitmen­
schen kennen und schät­
zen. 

Sein überraschender 
Tod riß ihn aus unserer 
Mitte . 

J ürgen Pries bleibt uns 
unvergessen. 

ach ruf 

Die haupt- und ehren­
amtlichen Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter der 
BVS-Dienststelle Heil ­
bronn lrauern um ihren 
ehrenamtlichen Helfer 

Dieter Ulbricht 

der plötzlich und unerwar­
tet verstarb. Dieter UI­
bricht war seit 1977 Hel­
fer des BVS. 

Wir werden sein An­
denken stets in Ehren hal­
ten. 
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ITechnisches Hillswerk f) 1 
THW-Einsatz Mostar 

in Bosnien-Herzegowina 

Was!)crver~orgung und 
Stromve"orgung für die Men­
schen in Mostar sind die 
Schwerpunkte de, THW-Ein­
S31ze\ im ehemaligen Jugm,la­
wien. Das Technische Hilfs­
werk wurde vom Au\wllnigen 
Amt LU dic!>cm EinsHt.l erll­
sandt. Das AA trUgt auch die 
Personalko;ten. Die operati ­
ven Kosten und die umfang­
reichen Materialkosten finan­
zien die EG. 

Die THW-Leitung in Bonn 
hat mit dem Einsatz den Lall­
dewerband Bayern beauftragt. 
Für diesen Einsatz ent~cndCl 
das THW aussch ließlich Spe­
zialisten in da~ vom Krieg ge­
zeichnete Gebiet. Sie planen 
die einzelnen Projekte und Cf­

;teilen prUzise Materialbe­
darfslisten. Wo; nicht im Land 
beschafft werden kann, bringt 
die THW-Transpongruppe aus 
Deutschland an den Einsatz­
on. 26 THW-Helfer waren bis 
Mille Mai an dem Einsatl be­
teiligt. Ein~atzleiler iM Dirk­
Hubenus Bosse, der im THW­
Lande;verband Bayern für die 
Einsät7e im In- und Ausland 
Verantwortung trägt. 

Das THW arbei tet mit den 
Einheimischen eng zusam­
men. Die Dolmetscher sind 
alle Moslems. die vor dem 
Krieg in verant wortl ichen 
Fachpositionen gearbeitet ha­
ben. Die ZU..,31nmenarbeit mit 
der Stadtverwaltung, in der das 
Amt für Stadtplanung um die 
Aufgabe de; Wiederaufbaus 
erweitert wurde. ist gut. Die 
Stadtverwaltung setzt sich aus 
Kroaten und Moslem~ lUS3111-

men. 
Die Mitarbeiter der Wa!\ser­

werke und des Elektrilitäts­
wer~e; Mostar sind froh über 
die sinnvolle Beschäftigung, 
der sie mit der Untcp.,tüttung 

durch da, THW nachgehen 
können. Sie halten sich in 
Scharen in den "Udtischen 
Werken auf. haben aber wenig 
Arbeit, denn die Fahr/euge 
sind Lerschossen. die Ersat7-
teile ebenfall\. 0" Auswäni­
ge Amt haI mit einem umfang­
reichen Er\at7te ilpaket die 
Wasserwerke wieder in die 
Lage versetzt, kleinere Repa­
rmurarbeiten selbst ausführen 
/u können. Das THW hat die 
Gerä"chaften nach Mostar ge­
bracht und don übergeben. 
Auch für die Elektri/itälSwer­
ke hat das THW versucht. die 
notwendigsten Ausrlistungs­
gegenstände wieder /.u be­
schaffen. Lohn bekommen die 
städtischen Arbeiter schon 

lange nicht mehr, denn die 
Stadt hat auch keine Ei nnah­
men, weil niemand in der Lage 
ist. Gebühren 7U bezahlen 
(Wa"er, Strom, Telefon). 

Die Sicherhei"lage für die 
THW-Helfer ist nicht so ge­
fahrl ich. wie man nach den Be­
richterstattungen der Medien 
über die Kämpfe in M ostar an­
nehmen könnte. Die Einsatz­
leitung hat sich nicht in der 
Stadt. sondern in einer siche­
ren Entfernung. etwa eine drei­
vienel Autostunde außerhalb, 
e!ablien. 

Wenn am Morgen die Lage 
bei den UNO-Truppen und 
durch Kontakte in der Stadt er­
kundct ist. wi rd übcr die Ar­
beiten d" Tages entschieden. 

Ist die Stadt spannungsgela­
den, wird der Diem,t versehen. 
für den sonst nur die Nacht­
stunden bleiben: Projekte aus­
arbeiten, so daß sie der EG ,ur 
EnlScheidung vorgelegt wer­
den können. Werk/euge und 
Fahrzeuge pnegen. 

17 Ein/elprojekte im Be­
reich Waf)ser- und Stromver­
sorgung haben die THW-Ex­
penen erku ndet und bei der 
THW-Leitung in Bonn vorge­
legt. Von don ",erden die Un­
terlagen an die 7uständigen 
Stellen beim Auswänigen 
Amt und der EG weitergege­
ben. Bis jetzt hat die EG 
300000 ECÜ für die Projekte 
/ur Verfügung gestellt. Erbe­
ten waren 1,9 Millionen DM 

Uot.schufter Or. lIansjörg EiN' ist sichtlich skeptisch. nelche Suppe ihm THW-Einsutzleiter Oirk-Huberlus 
Bosse da l'inschöprt. 
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Besprechung 
beim Verant­

wortlichen für 
Flüchtlinge 

Darinho Tadic 
und Vertretern 

aus den Städten 
der Region, die 
ihre Probleme 

schildern. 
(Fotos: Schnei­

der-Fuchs) 

für die vorgelegten Einsätze. 
Projektiert und der THW-Lei­
tung vorgelegt wurde ein wei­
terer dringender Bedarf von 
sechs Millionen Mark - dar­
über hinaus wären noch zahl­
reiche Spezialeinsätze drin­
gend erforderlich. 

Bisher ist es gelungen, ei n 
Altenheim, in dem überwie­
gend alleinstehende muslimi­
sche Flüchtlinge unterge­
bracht sind, wieder mit Strom 
zu versorgen und damit gleich­
zeitig die Stromversorgung für 
einen ganzen Stadtteil wieder 
herzustellen. Die Leitung war 
durch Beschuß zerstört. Es 
gibt immer noch Stadtteile, die 
ohne Strom sind. 

An der Wiederherstellung 
der Wasserversorgung ror 
Mostar wird noch gearbeitet. 
Die Stadt wurde vordem Krieg 
von zwei Quellen versorgt: 
Radobolja und Studenac. 
Kriegseinwirkungen zerstör­
ten die Quelle Stlldenac, die 
vorher mit einer Leistung von 
800 I/s in das zentrale Wasser­
netz einspeiste. Die Radobolje 
Quelle bringt max. 500 I/s. Das 
ist nicht genug, um die Stadt 
Mostar und die angeschlosse­
nen Randgemeinden zu ver­
sorgen. Erschwerend kommt 
hinzu, daß die noch bestehen­
de Ch lorierungsanlage an der 

Quelle Radobolja nicht ausrei­
chend hygienisches Wasser 
liefern kann - Überalterung 
und mangelnde Ersatzteile 
sind der Grund. Mit den Tem­
peraturen und dem steigenden 
Wasserbedarf in der Stadt wird 
die Seuchengefahr noch aku­
ter. Die Wasserversorgung für 
den abgeschnittenen östlichen 
Stadtteil von Mostar wird 
durch provisori sche Leitungen 
und Zapfstellen sowie über 
Tankwagen versucht. Betrof­
fen davon si nd ca. 20000 Men­
schen . 

Das Quellgebiet Studenac, 
nördlich von Mostar, war 
durch Artilleriebeschuß mehr­
fach getroffen, die 800-mm­
Wasserleitung war kaputt. Das 
THW erkundl:tt! dit! Schadens­
lage und stellte fest , daß die 
Pumpenanlage eingeschränkt 
funktionsftihig ist. In der ähe 
der Schadensstelle öffnete das 
THW ein Einstiegsloch für ei­
nen Helfer, der dann die Leck­
stelle im Rohr ortete. Das As­
bestzementrohr konnte von in­
nen nicht abgedichtet werden, 
weil die Verfüllung an der 
Außenwand ausgespült war, 
der Widerstand fehlte, das 
Rohr zerbrach bei dem Ver­
such. Über die THW-Funkver­
bindung, die bei Einsätzen in 
Mostar immer zu dem außer-

städtischen Standort des Tech­
nischen Hilfswerkes und in 
diesem Fall auch zu den Was­
serwerken bestand, wurden 
Ersatzteile beordert lind einge­
baut. 

Zwei Pumpen konnten wie­
der in Betrieb genommen wer­
den. Man füllte die Leitung 
und stellte eine zweite Leck­
stelle ca. 120 Meter von derer­
sten entfernt fest. Auch dieses 
defekte Rohrstück wurde er­
neuert. Reichte vorher der 
Wasserdruck und die Wasser­
menge nur bis zum 2. Geschoß 
der Häuser, haben die Men­
schen in Mostar nun Wasser 
bis l um 8. Obergeschoß im 
Westteil der Stadt. 

Die zerstÖrten BTÜcken un­
terbrachen nicht nur die räum­
liche Verbundenheit der Stadt­
teile rechts und links des Flus­
ses Neretva, der mitten durch 
Mostar nießt. sondern auch 
alle Versorgungsleitungen, die 
in den Brückenbauwerken la­
gen. Damit war der östliche 
Teil der Stadt ohne Wasser und 
hatte nur noch minimale 
Strom versorgung. 

Wenn die Wasserleitung in 
Ostn"lOstar wieder in Betrieb 
genommen werden kann, 
reicht die Wassennenge und 
damit der Wasserdruck nicht 
mehr aus. Dann müßte die 

Pumpstation Studen~c 111-

standgesetzt werden - nicht 
zuletzt, weil sonst wieder mit 
dem Aufnammen erneuter Un­
ruhen zwischen den einzelnen 
Gruppen in Mostar gerechnet 
wird. (Im Ostteil wohnen über­
wiegend Moslems.) 

Das 60 km lange Kanalisa­
tionsnetz wurde durch Explo­
sionen beschädigt - besonders 
die Hauptableiter und Sant­
melkanäle. Mit der Kanalisati­
on wurde aber nur ein Teil der 
Abwässer bewältigt. Sie ist für 
etwa 65000 bis 70000 Ein­
wohner vorhanden gewesen. 
Kläranlage besteht keine, das 
Abwasser gelangt über einen 
Hauptsammler direkt in den 
Fluß Neretva. Wegen mangel­
hafter rOege und Wartung des 
Kanalisationssystems kommt 
es zu Verstopfungen . Dazu 
trägt auch der zu geri nge Ab­
wasseranfall bei, der durch das 
fehlende Leitungswasser be­
dingt ist. 

Für die Abwässer von 
ca. 50000 Einwohner gab 
es nur häusliche Klärgruben. 
Die Fäkalienabfuhrfahrzeuge 
und KanaIreinigungsfahrzeu­
ge sind durch den Krieg un­
brauchbar geworden. Überlau­
fende HauskJäranlagen er­
höhen ebenfalls die Seuchen­
gefahr. 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 6/93 141 



Die ungereilllgtcn AbwH..,­
..,er au~ der Kanali\ation wer­
den in der Nilhe (flußauf­
wärt'!) der Entnahme>telle 
von Uferfihrat lur W3\\erVer­
\orgung in die crctv3 einge­
leitet. In den Ve"orgung'ge­
bieten die~er W,,\\erwerke er­
höht ,ich bei fehlenden Chlo­
rierungsanlagen und Labora-
torien zur Ww~\eruntersu-
chung die Seuchengefahr 
enorm. 

Alle Stromerteugungsanla­
gen haben Krieg;;chäden. Da, 
Wa\~erkr3ftwerk Mo~tar kann 
nur mit vermin<jerter Lei!o.tung 
betrieben werden. Das Haupt­
verteilungs- und Trafohau, 
von Cule wurde ebenfall; völ­
lig terstört (Lel\tung 400 kV). 
eben,o drei Trafos mit je 110 
kV Leistung. Die 35-kV­
Ringleitung mit sieben Tra­
fo"altonen wurde beschädigt 
und unterbrochen. Die Mehr­
hell der stlidti,chen Trafohäu,­
chen i" vernichtet. Das Ge­
bäude des Untcrnehll1cn~ "EI­
eClro-Hcrcegovina" i~L au..,ge­
brannt. Mehr al, die Hälfte des 
Freileitungsnelle, im Hoch­
"'pannungs-. Mlttel..,pannung~­
und Niederspannung,bereich 
i..,t ICr5!Lört. 

Die Anlagen und Einrich­
tungen des Telefon- und Fem­
"'prechnetLes ~lIld außer Be­
trieb. Etwa 35000 Anschlü"e 
können nicht erreicht werden. 
Die Einrichtungen der Sende­
anlagen von Funk und Fern..,e­
hen sind beschädigt. 

Da.., inner..,tädli~che Nett 
der Vcrkehr..,regelung i..,t ter­
stört. ebenso ,ind große Teile 
des ahver~eh" durch Ver­
nichtung von Fuhrpark und 
Ilaltestellen beeinträchtigt. 
Die Eisenbahnverbindung ist 
unterbrochen. wie die beiden 
Ei..,enbahnbrücken nicht mehr 
ex i..,tieren. eben..,owenig wie 
das Signal- und Kommunika­
tion",sY5!tem. 

Der Flughafen ist außer Be­
trieb. die Start- und Landebahn 
lerscho"en, die Gebäude ge­
plündert. Die InfraSlru~tur von 
MOlootar ist durch the Au\wir­
klingen des Kriege:, größten­
tcil.., 7usammengebrochen. 
Viele unter ... chiedliche und 
doch zusammenwirkende 
technische Hilfe - auch zur 
Selh"hilfe - Ist erforderlich. 

um wieder den Beginn einer 
Leben'quailliit für die Men­
schen IU schaffen. 

Da/u wird auch das Projekt 
beitragen, da.., an einem ehe­
maligen Briickenübergang für 
Strom und Wa ... ser wieder eine 
Verbindung bringen soll. Da, 
StnhlgeriiSl dafür i" im 
April/Mai vorgefertigt wor­
den. Der Embau i" für Juni 
\'orge..,ehen. Es ..,011 aber nur 
für Strom und W::l..,~er einen 
Weg über den Flußcanon 
,chaffen. Briic~en will da, 
THW nach der Entscheidung 
de, Einsallleiters Dirk-Huber­
tus Bo"e nicht - noch nicht -
bauen. E~ ",ollen keine neuen 
"rategischen Pun~te geliefert 
\ ... erden. die LU ZwiMigkciten 
führen könnten. 

Wie treffend die Ein,chUt­
lung des Ein\al7leiters i ... 1. hai 
,ich nach dem Bau von Stahl­
kon\truktlOnen geteigt. die 
\on der Regierung und Helfern 
au'" Über\ee über die erctva 
geführt "urden. Sie waren 
noch niehl ganl fertig. als 
schon neue Vcrteidigung~anla­
gen ent..,t.mden. 

Millle",eile haben auch die 
Vertreter der Städte in der Re­
gion von Mo~tarihre Probleme 
mit den Icrstönen Strollwcr­
sorgunglooanlagen und -leitun­
gen ... owic den vom Krieg be­
\chädigtcn Wa\\ervcr\or­
gUl1gseinrichwngen an da ... 
TIIW herangetragen und bit­
ten um Hilfe, die da, THW lei­
Mcn könntc. 

Zu den Problemen. mit de­
nen die Men'lchen in Mo ... tar 
und in der gan7en Her/egowi­
na fertig wcrden müs,en. lra­
gen nicht nur die Zeßtörungcn 
des Kriege~ bei. sondern auch 
die vielen tau,end Flüchtlinge 
und Obdachlosen. die unter oft 
unvorlootellbarcn hygieni~chen 
Bedingungen in Notunter­
künften untergebracht sind. 
Der:teit ... md in der Region 
Mo"ar ca. 30000 Flüchtlinge 
regi!o.tricrt, mit weiteren 20000 
wird au.., ZentraH)Q..,nien noch 
gerechnet. 

Schwer in Mitleiden,chaft 
gC/ogen durch Zer ... törung und 
!o.tarke Beanspruchung iM die 
mcdi/ini'lchc Versorgung in 
Mostar. Darüber werden wir in 
der niich..,ten Au~gabe nähere 
Eintelhellen berichten. 

S. Schneider-Fuch, 
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THW 
Rhein-Neckar-Kreis 

in der Schweiz 

Kanton Aargau ... Gemein­
sam ",ind wir ..,tärker" - gemäß 
die,em Motto haben sich die 
THW-Ortwerbände des 
Rhein-Neckar-Kreises 7ur 
Durch führung einer gemei nsa­
men Intcn\ivausbildung 3m 
Ictllen \Vochenende im MUrl 
getroffen. Dank der guten 
Kontakte de, T HW-Kreisbe­
auftragtcn Klaus Breller lum 
Zi\ilschutl de.., Schwei/er 
Kantons Aargau bot sich die 
Möglich~eit. dessen Übungs­
geHinde IU nuLlen. 

Die Schweil hat im Ver­
gleich lur Bundesrepubli~ 

Deul!o.chland CIIl wesentlich 
aufge~chlo~\cnere~ VerhälLni"l 
wr Gefahrenabwehr. Der Ka­
ta~trophcnschull als Teil der 
livilen Gefahrenabwehr hat 
dort einen ,ehr hohen Stellen­
wert. DCln/ufolge sind in Ull­

,erem Nachbarland auch die 
A u,bi Idungsmögl ichkeiten 
wesentlich erweitert. die 
Übung'strecken größer und 
vielfaltiger. Im Nut/en dieses 
Ausbildung'potentials bot 
sich dem THW Rhein- eckar­
Kreis eine son..,t nicht mögli­
che Variation und vor allcm ci­
nen Inten'livierung dcr önli­
chen Ausbildung. 

Am Ict/tcn Wochenende im 
Mäo machte ~ich eine Kolon­
ne von acht THW-Fahr7eugen 
mit Gcrät und über 40 Aktiven 
der Ortwerbiinde Eberbach, 
Neckargemünd. Sinsheim und 
Wie,loch auf die etwa fünf­
stündige Fahrt in die Schweil 
nach Eikcn im Kanton Aargau. 
Am Samstag früh konnte 
gleich untcr der Auflooicht und 
Regie der Schweizer In'truk­
toren dic eigentlichc Au~bi l ­
dung hcginnen. Die Übung 
wurde In Absprache Iwil)Chen 
THW Rhein-Neckar und den 
In..,truktoren des Schwei/erZi­
vibchulles des Ausbildung'-
7entrums Eiken/Aargau ge­
plant und von den Schwei/er 
Gastgehcm geleitet. 

Das "'eitHlufige und perfe~t 
ausge"allete Ubungsgeliinde 

mit ~einer rie\lgen Trümmer­
strecke. variantenreichen 
Hoch- und Ticlbauten bot dem 
T HW vielt1iltige Aufgaben al­
ler Schwierigkeitsgrade. Zu­
nächst stand eine mehrstündi­
ge Au,bildung an mehreren 
Stationen auf dem Programm: 
Brennschneiden, Heben 
schwerer La..,tcn, Bergen au.., 
Höhen und Tiefen. Gestein,­
bearbeitung. In einem rollie­
renden Sy"em durchlief jeder 
THW-Trupp den ge,amten 
Ausbildung,katalog. was ne­
ben der gewünschten Wieder­
holung eine gute Einstellung 
auf die örtlichen Besonderhei­
ten darstellte. Parallel dal.u 
nutzten die THW-Atel11-
schutlgeräteträger die fanta­
stischen Möglichkeiten der 
Atem~chutl .... rccl\e. 

Im Anschluß daran fand un­
terder Rcgie der Schwci/er In­
Mruktoren eine kUrie Ein­
satLübung ~tall. die au.., Sicht 
des THW Rhein- eckar alle, 
bi~her Dagcwesene in den 
Schauen Mclltc. Angenommen 
wurde die Beschädigung einer 
Erdgasleitung durch einen 
Bagger. serbunden mit Explo­
sionen, Gebaude- und Perso­
nenschiiden. Die Schadensdar­
stellung war mit Explo~ions­

geräuschcn. realen Feuern, 
Gebäudetrummem und Ver­
letLtendar'ltellern vom 
Schwei/er Ziviischut7 perfekt 
inszenicrt worden. Die 
Übungsthemen Ge..,teinsbear­
beitung, Bcrgungsmelhoden. 
Arbeiten mit Pumpen und Ar­
beiten unter A(em~chutz ent­
stammten der vorangegange­
nen Wiederholungsau,bil­
dung. Hin7u kam die sanitäts­
mäßige Erstversorgung der 
Verietttell. die vom Sanitäl"l­
personal des Schwei/er Zivil­
schut7es überwacht wurde. 

Die T II W-Kräfte. nun als 
modifi/icrter Bergungs7ug 
formiert. gingen mit Elan und 
Begci~tcrung an diese Aufga­
ben heran lind meisterten sie 
erfolgreich. Die intere~~anten 
Gefahrenanlagen erbrachten 
wertvolle Erfahrungen fürspä­
tere Einsiit/e. Gerade wegen 
der hohen Anforderungen an 
die T HW- Helfer, verbu nden 
mit großen Belastungen wie 
etwa durch Ilitze5!chutzanlug 
oder Atem..,chutLgerät. stieß 
diese Ausbildung bei den A~-



tiven auf große Rosonanl . Die 
Übung wurde in einer souver­
änen Gelassenheit mit Schwei ­
leT Perfektion vorbereitet und 
geleitet, die selbst alte THW­
Hasen noch nicht erlebt hauen. 
Andererseits waren die 
Schweizer Instruktoren von 
dem Einsalzwillen und dem 
Können der THW-Helfer an­
getan. 

Von der Güte dieser Ausbil­
dung, dem Au sbildungsstand 
und Einsatzwen der THW­
Einheiten konnte sich auch 
eine Delegation der THW­
Ombeauftragten des Rhein-

eckar-Kreises und der Kata­
>Irophenschutzsachbearbeiter 
des Landratsamtes Rhein­
Neckar, Johnny Braun, über­
teugen, Alle Beobachter wa­
ren faszinien von den Mög­
lichkeiten der Übungsstrecke, 
von der perfekten Übungspla­
nung und der Übungsleitung 
durch die Schwei/er Instrukto­
ren. Die Kombination von vor­
angehender Einzelausbildung 
mit einer anschließenden um­
fassenden Gesal11tuusbildung, 
in der die einzelnen Aspekte 
vertieft wurden, sollte bei 
künftigen THW-Übungen 
Berücksichtigung finden. 

Nach dem Minagessen 
schloß sich ein V0I1rag tibeT 
das Zugunglück in Stein/Aar­
gau an. Bei dieser Großscha­
denslage war 1991 unte r ande­
rem auch das THW aus dem 
benachbarten Bad Säckingen 
eingesetzt gewesen. Dr. Vögl­
li machte in seinen Ausführun­
gen auch deutlich, daß der 
Schweizer Zivilschutz seine 
Aufgabe immer mehr in der 
grenzüberschreitenden Zu­
sammenarbeit sieht. Die verla­
gerte Standortausbildung des 
THW Rhein- eckar sei ein 
Aspekt dieser Konzeption. 
Das THW sei in Eiken ein ger­
ne gesehener Gast. 

Das Aktivenprogramm 
wurde ergänzt durch einen 
Wenbewerb im Umgang mit 
Pumpen am Samstag nachmit­
tag und einer Besichtigung der 
Bereitstellungsanlage im be­
nachbarten Frick (Aargau) mit 
Schutzraum, Befehlsstelle und 
Hilfskrankenhaus. 

Als Resümee läßt sich fest­
halten, daß die verlagerte Stan­
dortausbildung in der SchweiL 
einen immensen Ausbildungs-

erfolg und neue wichtige und 
sonst nicht erhaltbare Erkennt­
nisse für die künftige THW­
Ausbildung im Rhein-Neckm­
Kreis brachte. Den Schweizer 
Kollegen hierfür ein recht 
herzliches Dankeschön. 

Führungsarbeit 
will gelernt sein 
Roth. Was anfanglieh wie 

e in Spielchen aussah (Modell­
häuser, aufgemalte Straßen, 
SpielzeugaulOs und -hub­
schrauber), entwickelte sich zu 
einer wirklichkeitsnahen 
Planübung. Die Führungskräf­
te der Fachdienste des Kata­
strophenschut/cs hatten bei ei­
ner praktischen Weiterbildung 
ihr Führung'geschick und ihr 
Organisationstalem unter Be­
weis zu stellen. BRK Roth­
Schwabach, TH W Roth und 
die Feuerwehren Roth, Prup­
pach und Pfaffenhofen stellten 
einen komplcttcn ,.Einsatz·· 
auf die Beine. 

Der takti\che Führer im 
BRK-Kreisverband ROIh­
Schwabach, Hans Raithel, ini­
tiierte in enger Zusammenar­
beit mit erfahrenen Kräften des 
BRK, THW und FFW die 
Planübung '93 für die 
Flihrungsebene dieser Kata­
strophenschutL-Organisatio­
nen. Der Detaillicbe des Initia­
tors ist es l U verdanken, daß 
wirklichkeitsnah geübt wer­
den konnte. Er hatte ein Mo­
dell des Übungsgebietes im 
Maßstab I :87 in allen Einzel­
heiten erstellt sowie alle not­
wendigen Daten über Fahrzeu­
ge, Wenerlage, Temperatur, 
Straßenverhältnisse und Be­
völkerung sorgsam zusam­
mengestellt. 

Die Ausgangslage war wie 
folgt darge"ell!: Gegen 19.00 
Uhr stürll ein 7iviles Reise­
flugzeug vom Typ BEECH­
CRAFf BONANZA, das mit 
7wei Personen besetzt ist, in 
Pruppach ab. Am westlichen 
Onsrand - Hasenweg, Mar­
derweg - "reift das Flugzeug 
den Giebel eines Wohngebäu­
de, wobei derTank aufgerissen 
wird und Treibstoff ausläuft. 

Durch den Aufprall wird die 
rechte Tragfläche vom Rumpf 
getrennt und gegen ein weite­
res Haus geschleuden, dessen 
Giebel einstürzt. Das zertrüm­
merte Flugleug sowie der aus­
laufende Treibstoff blockieren 
die Straße. Das abgetrennte 
Heck wurde nach links ge­
schleudert , wo es einen 2700-
Liter-Flüssiggas-Tank zum 
explodieren bringt. was wie­
derum ein Wohnhaus in Brand 
setzt. Der Rumpf des Flug­
zeuges reißt ein landwin­
schaftliches Gebäude ein und 
beschädigt dabei einen 900-
Liter-Oberflur-Diesel- Kraft ­
slOfftank. Dreißig, dort gela­
gene KUllstdüngersäcke wer­
den aufgerissen und wie der 
Tank unter Trümmern ver­
schünet. Die linke Tragfläche 
wird in die Rückfront eines 
Gebäudes im Marderweg ge­
schleudert . Dort stürzt die Ge­
schoßdecke ein. Die beiden 
Flugzeuginsassen sind im 
Flugzeug eingeklemmt. 

Nachdem die Polizeiinspek­
tion Roth aufgrund des erhal­
tenen Notrufes die Renungs­
leitstelle sowie die KatastfO­
phensch ut z-Organ i sationen 
alannien hatte. kam der .. Ein­
satz" ins Rollen . Die Gruppen­
führer, die innerhalb weniger 
Minuten am "Schadensort" 
eintreffen, erkunden d ie Lage 
und bilden "ufgrund der um­
fangreichen Schadenslage e i­
nen Koordinierungsstab aller 
beteiligten Fachdienste. Da es 
sich hier nicht um eine Kata­
strophe im Sinne des Bay­
KatSG handelt , wird kein ört­
licher Einsatzleiter tätig. Die 
Schadens lage macht jedoch 
eine enge Zusammenarbeit der 
Fachdienste erforderlich, und 
so wird früh7eitig dieser Koor­
dinierungsstab gebildet. Als 
die Zuführer der Fachdienste 
eintreffen, wird ihnen die 
Führung übenragen. Der Ko­
ordinierungsstab zieht sich 
nun in Räumlichkeiten zurück, 
von denen die .,Einsatzstelle" 
nicht einsehbar ist. Die Ein­
satzkräfte, die ,.vor OnH ver­
bleiben (Gruppenführer) flit ­
tern den Stab über Funk (Hel­
fer der Fernmeldezentrale 
KatS des THW-OV Roth) mit 
den notwendigen Informatio­
nen . Das Modell des Scha-
densgebietes wird um-

schwärnll wie die Königin ei­
nes Insektenschwarmes. Der 
enorm hohe Geräuschpegel 
zeugt von der Geschäftigkeit 
und dem Eiferdereingesetzten 
Kräfte in ihrem Bemühen, die 
gestellten Aufgaben zu lösen. 
Die aufkommende Informati ­
onsflut läuft über Funk und 
Melder in geordneten Bahnen 
LUm Stab. 

Das Ziel der Übung - Auf­
bau , Planung und Koordinati­
on eines Einsat.les von der 
Alarmierung der Hilfskräfte 
über die Erkundung der Lage, 
die Übergabe der ,.Einsatzlei­
tung" von den Unterführern an 
die Zugführer, die Bildung ei­
nes Koordinierungsstabes bis 
LUr Führung der Einsatzkräfte 
aufgrund der Informationen 
der Umerführer- wurde gut er­
reicht. Diese Planübung er­
brachte wichtige Erkenntnisse 
über die Arbeit der Fachdien­
ste des Katastrophenschutzes 
für den Ernstfall. Zum Beispiel 
si nd gegenseitige Informatio­
nen sowie eine intensive fach­
dienstübergreifende Zusam­
menarbeit noch steigerungs­
fahig. 

Die bung wurde von den 
Führungskräften aller Fach­
dienste gut angenommen und 
da nur Übung den Meister 
macht. sollen derartige 
,.Planübungen" regelmäßig 
wiederholt werden. Herr Frank 
- stellvertretender Sachge­
bietsleiter S 3 im Katastro­
phenfall, zuständig für den 
Einsatzverlauf - nahm an der 
Übung als offizieller Beobach­
terdes Landratsamtes Roth teil 
und erhielt einen guten und 
umfassenden Einblick in die 
Führungsarbeit der Katastro­
phen sch utz-Organ isat ionen 
im Einsatzfall. 

Abschließend gebührt dem 
Initiator und seinen .,Zuarbei­
tern" aus den Fachdiensten be­
sonderer Dank , denn ohne ihre 
Einsatzfreude wären Übungen 
in solchem Ausmaß und mit so 
großem Weiterbildungswert 
nicht möglich . 

RS 
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1 Deldsches RoCes Kreul + 1 
DRK startet 

Hilfsflüge 
für Tadschikistan 

Das Deutsche Rote Kreul 
begann Ende Mai 1993 mit 
Hilfsnügen für Tadschilistan . 
Schwere Unwetter haben das 
7cnlralasiuti\chc Land verwü­
stet. Zehntausende Men,chen 
sind obdachlos geworden . Die 
Schäden werden auf 120 Mil­
lionen DM geschältt. Da, ist 
das Zweifache de"en, was die 
tad!oochiki\chc Bevölkerung im 
Jahr erwirtschaftet. 

Am 25. Mai 1993 starten 
IWel Ma,chinen von Typ Ilju­
schin IL 76 mit Hilfgütern. 
weitere Hilf,nuge sind ge­
plant. An Bord der Maschi -

Rotes Kreuz 
schlägt Alann 

Die Blutver>orgung von 
Kranken und Unfallopfem i;t 
geftihrdet, wenn die Zahl der 
Blul\pender weiter lurück­
geht. Mit Beginn des Schön­
welter.-. und der FcricllLcit geht 
auch die,e, Jahr die Zahl der 
Blutspender beim Deutschen 
Roten Kreul lurück. während 
der Bedarf gerade in die,er 
Jahrc."'LCit an,tcigt. Schon 
während der cr ... ten ..,ommerli­
ehen Tage Im April ,erle ich­
"elen einige Blul' .. pendedien­
ste Einbruche von mehr ab 
Ichn Pro/eilt. 

Das DRK ruft de,halb unter 
dem Molto .. Komm mit! Spen­
de Blut beim Roten Kreu/!" 
die Bevölkerung auf. allch 
wührend der Sommermonate 
regelmäßig an den Blu"pen­
detemlinen lcil/unehmen. Ocr 

nen befanden "ich Zelte, 
Küchenset', Kleidung und 
Wolldecken für 2500 Men­
~chen. Außerdem wurden Iwei 
Tri" kwa.."cr- Au fbereitungs­
anlagen. cin Kleinlastwagen. 
Desinfekllon,mittel, Medika­
mente und Babynahrung in da, 
Katawophengebiet gebracht. 
Finanzien werden die Hilf..,gü­
ter - Wert 700 000 DM - aus 
Mitteln des DRK und der Bun­
desregierung. Zwei DRK-Mit­
arbeiter werden lokale Rot­
kreul-Helfer an den Trinkwas­
ser-Aufbereitungsanlagen ein­
schulen. 

Aufruf i,t gleichleitig das 
Startsignal für eine breite In­
formation,kampagne der B lut­
spendedienste des DRK. Die 
Aktion begann am 17. Mai 
1993. 

Täglich werden 15000 
Spenden benötigt. um die Ver­
,orgung der Krankenhiiu,er 
mit leben,not"endigen Blut­
konserven ..,icher LU stellen. 
Wegen der geringen Haltbar­
keit der ein/einen Blutbe­
standteile, ist da, DRK wäh­
rend des gesamten Jahrc~ auf 
eine kontinuierliche Spenden­
bereitschaft angewiesen. 
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l\ lodernste Technik bietet die Ce", ähr für eine umfassende Erste-Hilfe­
Ausb ildung. (Foto: Dräger) 

Leben retten 
durch Erste Hilfe 
6,5 Millionen Menschen in 

der Bundesrepublik Deutsch­
land erleiden nach Angaben 
dc\ DCUI\chen Roten Kreulcs 
UnfaliverielLUngen. Aber nur 
13 Pro/ent der Bundesbürger 
,ind ge,chult, in Notfall,itua­
lionen Eßlc Hilfe LU leir.,ten. 

Am 8. Mai - dem Weltrot­
kreullag - startete da\ DR K 
bundesweit eine Informations­
und Schulung,kampagne zur 
Ersten Hilfe unter dem Motto 
.. Dir luliebe - Mir luliebe -
Erste Hilfe". Ziel der Kampa­
gne ist es. Ängste und Hem­
mungen vor der Ersten-Hilfe­
Lei..,tung abzubauen und 
grundlegende Kenntni\sc IU 

vermitteln sowie auf/ufri­
~chcn . Die Bereit~chaft und 
die Fühigkeit zum "Richtigen 
Helfen" ,oll gesteigert wer­
den. 

20 Pro/ent mehr der Not­
fall patienten könnten überle­
ben. wenn innerhalb der ersten 
fünf Minuten nach dem Unfall 
mit effektiven Sofortmaßnah­
mcn begonnen würde . .. Da ein 
Rettungteam \clten vor fünf 
Minuten den Not- oder Unfall­
ort erreichen kunn. hat du~ 

Notfallopfer eine wesenllich 
höhere Uberleben,chanee. 
wenn ihm ,",ofon vom Mitbe­
wohner. Autofahrer, Pa\\amen 
oder Sportfreund sachkundig 
El'\le Hilfe geleistet wird", so 
Dietmar Pul" E"te-Hilfe­
Au,bildungsleiter des DRK. 

Die meisten Unftille. 3.5 
Millionen. gc')chehcn LU Hau­
~c und in der Frei7cit. Die Un­
fallopfer sind al\o oftmals An­
gehörige. Freunde und Be­
'anllle. Da, DRK will beson­
de" Eltern. Frauen und An­
gehörige von Ri~ikopatienten 
an.;;prechcn und ')ie motivie­
ren. Er~te Hilfe LU lernen. 



I ArbeHer-SamarHer-Bund 01 
Die neue Dimension des Fliegens: 

Der ASB-Intensiv-Transport-Hubschrauber 

Im 3. lahrlehnt der organi­
sienen Luftreuung in Deutsch­
land etablien sich ein neues 
Teilsystem auf diesem SeklOr, 
das eklatante Lücken in der 
Notfallversorgung effizient zu 
schließen hilft. Gemeint ist das 
Konzept des ., Intensiv-Trans­
pon-Hubschraubers" (ITH), 
das 1990 tn einer Gemein­
schaftsarbeit zwischen Me­
dizinern des Klinikums Groß­
hadern der Ludwig-Ma­
ximilians-Universität Mün­
chen, dem Luftfahrtunterneh­
men HDM-Flugservice GmbH 
und dem Arbeiter-Samariter­
Bund entstanden ist und der­
zeit zusammen mit ASB­
Gliederungen weiterentwik­
keh wird. 

Ausgehend vom steigenden 
Verlegungsbedarf von inten­
sivpflichtigen Patienten und 

Der Intensh'· 
Transport­

hubschrauber 
des ASS Bayern. 

einem bis dahin unter intensiv­
medizinischen Gesichtspunk­
ten nicht adäquaten Transpon­
angebot, wurde vom Münch­
ner Expertenteam ein Anfor­
derungskatalog an das Kon­
zept ITH aufgeste lh, der so­
wohl bezüglich der Einsatzin­
dikationen als auch bezüglich 
der Flug- und Medizinlcchnik 
in der Bundesrepublik innova­
tiv ist (s. Madler, C. u. a. in: 
"Münchner Medizinische Wo­
chenschrifl", Nr. 31/32-1992, 
S.488-493). 

Gemäß seiner Definition hat 
der ITH fo lgenden Anforde­
rungen gerecht zu werden: 
• Optimierung der räumlichen 

und apparativen Möglich­
keiten lur lückenlosen Fort­
setzung intcnsivl11cdizini­
scher Maßnahmen während 
des TransporIes, 

• Spezialisierung auf Inter­
hospitahransfer (daraus re­
suhierende Trennung von 

OIfalireuung und Verle­
gungstransponen), 

• ständige Erreichbarkeit, in­
klusive Tag-und-Nacht-Ein­
satzfahigkeit, 

• Stationierung an bzw. Zu­
sammenarbeit mit einem 
medizinischen Zentrum 
(Krankenhaus der Maximal­
versorgung). 
Um das sich selbst gesteck­

te Zie l der lückenlosen Fon­
setzung der intensivmedizini­
schen Therapie zu erreichen, 
wurde ein US-amerikanisches 
Flugmuster gewähh und mit 
der in der nachstehenden Ta­
belle genannten apparativen 
Ausstanung bestückt. 

Die Wahl eines Helikopters 
vom Typ Bell 412 HP wurde 

aufgrund des hervorragenden 
Platzangebotes für Patienl, 
medizinische Crew und appa­
rative Bestückung getroffen. 
Hinzu kommen die In den 
USA im Ambulanz- und Luft­
renungsdienst bestätigten Ei­
genschaften, wie Wanungs­
freundlichkeit und hohe Zu­
verlässigkeit. Die Leistung der 
beiden Turbinen ermöglicht 
die hohe Zuladekapazität (Per­
sonal und Malerial) bei 
großem Einsatzradius und enl­
sprechender Leistungsreserve 
in otfallen. 

Neben den beiden Berufspi­
loten sind im ormalfall ein 
Facharzt und ein Renungsassi­
stenlflnlensivpneger zur Ver­
sorgung des Patienten vorge­
sehen. Grundsätzlich bietet die 
Bell 412 HP in der ITH-Aus­
bau version allerdings auch 
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Blick ins Innere 
eines In tensiv­

TranSI)Ort­
hubschraubers. 

Plal7 für Iwei Inten~ivpatien ­
len und eine zu ... älLliche Med­
Crew. 

wohl In "' lrumentenflug als 
auch Naehtflugbetrieb. 

Mittlerweile wurde im 
Blindflugau,rüstung, Wet­

terradar. Radarhöhenmcsser. 
Autopilot und Satellitennavi­
galion~\ystem crlauben so-

Frühjahr 1993 die S. ITH-Sw­
tion de... Arbeitcr-Samaritcr­
Bunde\ in Betrieb genommen : 
in München, Nümberg, Erfurt, 

Zielsetzung Funktion Gerät 

Monitoring EKG 
NIBP 
Inva .... Dnl(':~c (2fach) Siemen ... Sirecu\I 630 
Tcmperatur 

SuO, Sicmem. Micro-O:,'! 
Kapnometrie Datex Normocap 200 

Elektrotherapie Derihrillator Ph) ';0 C<>OIml LP 10 
Trun ... thorakalcr Pace!' 

Tranwenö ... cr Paccr Mcdtronic 5375 

Respirator- Inten,i\ rc .... pirator Sic:lllcn~ Servo 300 
therapie 

Notfallrespirator Wdnmann Mcduillat 
cJcctronic 

Pharmako-I Sprit7cnpumpen Bc!';ton-Dicki n ... on 
Volumcnthcraplc Programm 2. 

Infusiollspumpcn Beeton-Dickin ... on 
VIP 11 

Neugeborenen- I OIen .... vtran ... port- z. B. Dräger 54(x) 
versorgung Inkubator 

IBP :;:; nichl-in\a<;;;\c Blutdrudmcs"'lmg. SaO:! :;:; arterielle Sauer­
s toffsäll l};ung 
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Leip/ig und Lübeck ,tehen 
identische Maschinen lum so­
fonigen Ein\at7 für den Inter­
ho\pitaltran~port von Intensiv­
patienten lur Verfügung. 

Um da\ klare und innovati­
ve Kon/ept nicht lU vcrwHs­
,ern, legt der ASB Lu,ammen 
mit den federführenden Ärzten 
größten Wert darauf. daß der 
ITII in erster Linie ein Patien­
tengut tran~ponien , du ... ent­
weder bil" duto unter entspre­
chender Fortfühntng einer In­
ten ... ivtherapie mangeb adä­
qmltem Tran~p0l1angebol 
nicht transportiert werden 
konnte. oder aber aufgrund 
~chnell LU überwindender, 
weiter räumlicher Di\lUnZen 
und einer entsprechenden In­
tem.ivlherapie nur mit dem 
Helikopter verlegt werden 
darf. 

Das Angebot. da!) inzwi­
schen von den Kran~enhäll­

sern gerne angenommen wird. 
trägt somit LU einer verbcs~er­
ten. tei ls bislang nicht mögli­
chen Ver,orgung der otfall­
patienten. aber auch zu einer 
besseren Auslastung und Nut­
lung der Inten~ivbetlen - ~owie 
S pe/iald iagnoseei n richtungen 
bei . So ~ann dem ITH- Kon­
lept auch unter ökonomi!)chcn 
Ge,ichbpunkten der Ko'ten­
NUllen-Relation eine po ... itive 

Wirkung lugeschrieben wer­
den. 

Obwohl die Hauptaufgabe 
des ITH unmißverständlich 
im Interho~pitaltrunsport IU 

... ehen ist. stellt der Hubschrau­
ber auf Anforderung durch 
die jeweilige Rettungsleit,tel ­
le im Ein/clfall auch für 
PrimUrein ... ät/c lur Verfügung. 
Die DIN 13 230 für Rettung, ­
hubschrauber wird von den 
ITH des ASB voll erfüllt, lum 
Teil aurgrund des medizini~ch­
technischen Equipmenls ~ogar 
weit überschritten. Da der Ein­
,atz des ITH au' Sicht dC\ ASB 
im Einzel- und Bedarfsfall so­
wohl in der Primärrettung als 
auch bei Groß,chaden,ereig­
nissen und im Katastrophen­
fall erfolgen ~ann, \V;;re die 
generelle Anbindung aller 
ITH des ASB an die jeweils 
örtliche Rettung,leit,telle über 
Sprechfunk für Behörden und 
Organisationen mit Sicher­
heitsaufgaben (BOS) konse-
quent. 

Wol fram Geier 



!JOhanni1er-Un'all-Hille 

Bevölkerungsschutz - quo vadis? 

Dr. Priesnitz, beamteter 
Staatssekretä r im Bundes­
ministerium des Innern, hat 
a m I. Januar 1993 die Zu­
stä ndigkeit für die Abteilung 
K übernommen. Er habe 
gegenüber dem M inister sein 
ausdrückliches Interesse be· 
kundet, so Priesnitz, nach­
dem er in seinen über 
ISjährigen kommunalen Be­
rufserfahrungen die Bedeu­
tung des Schutzes der Bevöl­
kerung in a llen Notlagen er­
kannt und unterstützt habe. 

Nun hat der Staatsse· 
kretär in schwerer Zeit - sin­
kende Finanzmittel der öf· 
fentlichen Hausha lte und ein 
zunehmender Rückgang von 
Freiwilligkeit - diese Aufga­
be im eigenen Ressort und 
gegenüber den Ha ushältern 
im Ministerium und vor al­
lem im Bundestag zu vertre­
ten. 

Einen ersten Eindruck 
dazu beka m er bei der von 
ihm anberaumten und gelei­
teten Sitzung zur "Neukon­
zeption der zivilen Ver teidi­
gung" a m 26. Februar 1993, 
wo er die Wetterlage ,A lle ge­
gen a lles - j eder fü r sich ' 
meisterte und vor allem bei 
den Hilfsorganisationen und 
Ka tastrophenschutz- und 
-hilfeeinrichtungen Opti-
mismus verbreitete unter 
der Devise: Gemeinsa m für 
den Notfa ll vorsorgen. 

Dr. Horst Schöttler. Bundes­
beauftragter für den Bevölke­
rungsschutz der Johanniter­
Unfall-Hilfe, hatte am 6. Mai 
1993 einen ausführli chen Mei­
nungsaustausch zu den aktuel­
len Problemen und den Per­
spektiven der Notfa ll vorsorge 
mit dem für diese Aufgabe neu 
verantwortlichen Staatsse­
kretär im Bundesministerium 

des Innern , Dr. Waller Pri es­
nitz. 

Sein Interview zu allen Fra­
gen der Staatsaufgabe Bevöl· 
kerungsschutz, das vor allem 
die Interessenslage der Hilfs­
organisal ionen berührt , geben 
wir nachfolgend wieder: 

Frage: Blind lind liillder 
beklagen :.ltnehmend FinGn:.­
probleme der öjfemlichen 
Haushalte. Bietet es sich daher 
!l icht all , die HH-Miuel. ins­
bes. in der Ausbildung lind bei 
den Sachilll'estit;ollen, in ei­
Ilem Bund-Wilder-Programm 
,Notfal/vorsorge ' :11 biindeln ? 

Dr. Pr iesnitz: Die Z ustän­
digkeiten für den Katastro­
phenschutz sind unveniickbar. 
Der Bund trägt Verantwortung 
für den erweiterten KatS, die 
Länder für die alltägliche Ge­
fahrenabwehr. Deren Vielfalt 
spiegelt sich in den Fachdien­
sten wider. Die Länder kom­
men pfliChtgemäß nur den Er­
fordernissen des Bmnd­
schutzes nach - jeder Gemein­
de ihre eigene, gut ausgerüste­
te Feuerwehr! Beim Sanitäts-, 
Betreuungs-, Bergungs- und 
Instandselzungsdienst. um nur 
andere wesentl iche Bereiche 
des Bevölkerungsschutzes zu 
nennen. sind die Länder über 
d ie De·facto-Mitfinanzierung 
des Bundes nicht unglücklich. 
Immerhin 300 Mill ionen im 
Jahr si nd eine Entlastung für 
alle 16 BundeslUnder. 

Wenn man möchte, daß sich 
der Bund auf seine ausschließ­
lichen Verantwort lichkeiten 
im gegenwärtigen polilischen 
Umfeld beschränkt, dann 
müßten niehl nur die Länder, 
sondern auch die Kommunen 
in die Fachdienste - neben 
dem Brandschull- mehr inve­
stieren. Eine Umverteilung 
von M itteln unler dem Motto 

.,Ersparnisse des Bundes bei 
BVS und THW, bei Warn­
dienst und Schutzraumbau" 
könnten zu einer Entlas tung 
der Uinderhaushalte führen, 
sind irrig und etatrechtlich gar 
nicht möglich. Insofern bieten 
wir eine Partnerschaft an, di e 
ohne Verwischung und Verm i­
schung von Zuständigkeiten 
ein gemeinsames Hi lfelei­
stungssystem ermöglicht. 
Schließlich ist es dem Bürger 
gleichgültig, wer ihm hilft : ihn 
interessiert ausschließlich die 

Der beamtete Staatsse­
kretär Dr. Waller Pricsnitz ist 
seit I. Januar 1993 für die 
Staatsaufgabe .,Notfall vor­
sorge und Bevölkerungs­
schutz·· und somit im Bun­
desmin isterium des Innern 
für d ie Abt. KN zuständig. 

Geboren 1932 in Hinden­
burg/übersehlesien, verhei­
ratet, vier Kinder 
1950 Abitur. Bankkauf­
mann~ l ehre 111 Zwickaul 
Sachsen 
195 1- 1955 Studium der 
Rechtswissenschaft und 
Volkswirtschaft in Berlin 
(West), Münster und Köln. 
Referendarexamen 
1959/ 1960 Assessorexamen 
und Promotion 
1959- 1969 Bundesministe· 

kompetente, umfassende und 
schnellstmögliche Hilfe. 

Dazu zählt auch ein ge­
meinsames Aus- und Weiter­
bildungskonzept , das Aus­
schüsse des Deutschen Bun­
destages gefordert haben und 
das im Bericht vom I . April 
vorgestellt wird . Die Arbeits­
gruppen aller an der Notfall­
vorsorge beteiligten Institutio­
nen und Organi C\3tionen wer­
den noch vor der Sommerpau­
se ihre Vorschläge zusammen 
mit mir diskutieren. 

rium für Vertriebene. Flücht­
linge und Kriegsgeschädigte 
und 1969- 197 1 Bundesmi­
nisterium des Innern 
1971- 1975 Leitender Kreis­
verwaltungsdirektor im 
Kreis Nordfriesland, Husum 
1975- 1985 Stadtdirektor in 
AhlenlWestfalen 
1985- 1988 Ministerialdi­
rektor im Bundesministeri­
um für innerdeutsche Bezie­
hungen als Leiter der Abtei­
lung Z (Verwaltung, huma­
nitäre Aufgaben, Zonen­
randförderung) und zeitwei­
se auch der poli tiSChen Ab­
teilung 
1988- /99 1 Staatssekretär 
im Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen 
seit 18. I. 199 / Staatsse­
kretär im Bundesministeri ­
um des Innern 
seit 29. I. 199 1 Beauftragter 
für die neuen Länder im 
Bundesministerium des In­
nern 

StS D r. Priesnitl ist mil 
dem ,.Deutschen Feuerwehr­
Ehrenkreuz" in Gold ausge· 
zeichnet und ein Praktiker 
im Katastrophenschutz. 
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Ich pHidiere nachdrücklich 
für eine einheitliche Au ... bil­
dung. meine aber. daß über alle 
Organi~alion~forll1cn gc-,pro­
ehen werden kann und muß; 
~chließlich können wir unI, 
bei,piehweisc weder im Bund 
noch im Land unausgcla.,tete 
Schulen leisten . 

Frage: Der Arheitskrei.\' 5 
der "",em"ini,'1lerkoll!ere1l: 
hai ;11 seine,. Sit:ullg I'om /6. 
FebruarbeschiedeIl: ,Gesamt­
staa/liche AU/f!,aben kel/llf das 
Gnmdt:f.'let: niellI', Gib, es 
Beriihrungsällg.'Ite :wiscltell 
BUlld wltl U;Ildern? 

Dr. Priesni tz: Der Bund hat 
generell keine Berührungs­
ängste. Und ich bin nach 15 
Jahren kommunaler Erfahrung 
in Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein ein über­
zeugtcr Födcmlist. Trot/dem 
hat die IMK nicht recht. wenn 
sie generell gesamtstaatliche 
Aufgaben verneint. Auf wirt­
schaftlichem und kulturellen 
Gebiet gibt es gemeinsame 
Verpnichtungen im Sinne von 
Gemeinschaftsaufgaben. Bei 
anderen übergreifenden Auf­
gaben kann ich mir eine .. kon­
kurrierende Zuständigkeit" 
denken. 

Nach der Vereinigung gibt 
e~ zudem unter .... chiedliche In­
teres ... enslagen Iwischen den 
alten und den neuen Bundes­
ländern. Meine Arbeitsgrund­
lage ist das A~Leptieren und 
Respekt ieren der Länder durch 
den Bund. aber auch die Auf­
forderung, nach gcmcin\amen 
Lösungen zu ~uchen. wo sie 
notwendig sind. Dazu tählen 
nach meiner Auffassung z. B. 
Einrichtungen des Warndien­
Sles. die Frage nach Art und 
Größe des Katastrophen­
schUl/es sowie ein Konl.cpl 
7ur Abwehr von Anschlägen. 
Eine Störung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung ist 
eine Angelegenheit. die nur 
gesamtstaatlich gelöst werden 
kann. weil sie I.,ich auch nicht 
auf cin7clne Bereiche be­
schränken Hißt. leh biete den 
Uindcrvcnrctcrn eine offene 
und sachgerechte Kooperation 
an - da; nützt allen Beteiligten. 

Frage: Weh'he \'ordringli­
ehell Au/gaben _\ieht IIl1d för-

dert der BUlld in deli lIeuen 
BllIuJesliilldem ? 

Or. I'ricsnitz: Zunächst 
muß ich betonen. daß die Zu­
sammenarbeit mit den neuen 
Bundesländern ausgesprochen 
gUI i~t. Sie i\t geprägt von 
Dankbarkeit dafür. daß wir bis 
1995 ein SchUl/niveau mit 
aufbauen helfen. das mit im­
merhin 800 Zügen in acht 
Fachdien'tcn einen wichtigen 
Anteil im Katastrophenschutz 
hat. eben je SO Bergungs­
und InMandsctlung!'.lügen des 
THW haben wir vordringlich 
den Brand,chutl gefördert und 
schon derleit 160 Züge aufge­
stellt. In drei Jahren werden es 
240 sein: die, zeigt die 
Schwerpunktbildung im Ge­
fahrenalltag. Durch den Zu­
... ammenbruch der militärisch 
entscheidend geprägten Zivil­
verteidigung ent'tand ein Si­
cherheitsvakuum. Troll aller 
Sparmaßnahmen haben das 
Parlament und selbst der Fi­
nanzmini ... ter die ... anerkannt 
und posillve Zeichen für den 
Aufbau des Katastrophen­
schutzes in den neuen Ländern 
gesetzt. 

Frage: Gibt es unterschied­
liche Il1IeresseIJs/agen ';:\I'i­
schell den alteIl lIud denl/ellell 
BwulesWlldem "lid wellll ja, 
wie "i",mt der BIlIld auf die Er­
fordernisse durch eigene Zu­
schüsse oder Millelsteuer/mg 
Eillfluß? 

Dr. Priesni!z: Durch die 
Europäisicrung werden die al­
ten Länder und ihre Kommu­
nen zunächst 100 Mio. DM 
Verlust durch den Wegfall der 
FeuerschutdBrandschutl!o,teu­
er erleiden. Die~e Finanzlücke 
müssen Uinder und Kommu­
nen selb~t verkraften; der 
Bund wird keinen Beitrag hier­
/u leisten. 

In den neuen Ländern in­
veslien der Bund zum Auf­
bau des erweiterten KatS 
über 450 Mio. DM. Dies tut er 
mit Zu ... timmung aller verant­
wonlichen Länder. Krei!)e und 
Gemeinden. weil ... ie alle LU 

Recht eine Gleichstellung mit 
den alten Ländern erwanen. 
Die neuen Länder fordern da­
her den Aufbau de, BVS und 
des THW. Sie ve"tehen auch 
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nicht die Auseinandersetzung 
/wischen Feuerwehren und 
THW auf Funktionärsebene. 
Die Hauplverwaltungsbeam­
ten vor Ort sind froh. daß das 
THW Seite an Seite mit den 
Feuerwehren die Wa ldbrände 
und Stürme in Mecklenburg­
Vorpommem und Sachsen er­
folgreich bekämpft hat. Jeder 
hat in seinem Aufgaben- und 
Erfahrungsbereich in enger 
Kooperation VorLeigbares ge­
leistet und sich gegenseitig er­
gänll. Darum ist die Diskussi­
on um das THW. die ohnehin 
wenig nüttt und mehr Kraft 
der Funktionäre bindet, in den 
neuen Uindern nicht relevant. 
Diese Zusammenarbeit ist vor­
bildlich und hat auch für die 
alte Bundesrepublik Vorbild­
funktion. Im übrigen haben 
aber auch die Hauptverwal­
tungsbeamten in den alten 
Ländern nie eine Konkurrenl 
7wi>ehen THW und Feuer­
wehren gesehen. sondern bei­
de einge!)etL.1. 

Durch den zügigen Aufbau 
von THW und BVS nimmt der 
Bund Einfluß auf die Bedarfs­
lage in der ehemaligen DDR ­
und er erfreut sich großen Zu­
spruchs ob seiner Haltung. 

Frage: Die I-li!fwrgani,m­
tiol/ell beklagen ebenso wie die 
KatS-Organisationell ei"en 
Rückgang an Frehrilligkeit 
untl Ehrelllll11tlichkeit. Sie be­
fUrchten durch die Mitte/kür­
:11118 de5 Bill/des \ '011 /992 auf 
'93 VOll fiber /7 PIV:elll einen 
:IISät:/icltell Demotiwlliolls­
.<ehub der Helfe!: TeileIl Sie 
diese Sorgen? 

Dr. Priesnitz: Gegenüber 
1992 war eine Verringerung 
der Mittel im KatS unvermeid­
bar. konnte doch ganz generell 
das Erfordernis zum Sparen 
nicht spurlos an dieser Aufga­
be vorbeigehen. Im übrigen 
bin ich der Auffassung. daß die 
Aufbaulei>tung der90er Jahre. 
was Zeit und Umfang angeht. 
die nach dem Zweiten Welt­
krieg übenri fft. Ich wiederho­
le aber. daß das Jahr 1993 ein 
Sonderfall bleiben muß. Wenn 
nämlich weniger Mittel auf 
Dauer bereitstehen, dann hätte 
die~ schmer/liehe Auswirkun­
gen auf Ausrüstung, Ausstat­
tung und Ausbildung zur Fol-

ge. Die Konscquen7en solcher 
Einschränkungen sieht man 
bei der militärischen Sicher­
heit. Beide Bereiche >tehen im 
Kontext. Durch die Verringe­
rung der Wehrpn ichtdauer 
ging dem erw, KatS eine große 
Zahl von Dienstwilligen verlo­
ren. Wird der Wehrdienst aber­
mals rcdu/iert. dann nimmt die 
Zahl der Helfer im KatS nach 
§ S (2) KatSG weiter ab. Wenn 
dann noch die Haushaltsmittel 
weiter verringen werden, be­
deutet dies eine gmvierende 
Auswirkung auf die Freiwil­
ligkeit. Ehrenamt und Freiwil­
ligkeit basieren auf der Moti­
vation. Sie wiederum ist 
Grundlage für soziales und ge­
sell;chaftliches Engagement 
und damit der Hilfsorganisa­
tionen. Von daher i!)t es not­
wendig. den Abgeordneten des 
Bundestages klarzumachen. 
daß die Mittelfrage den Staat 
existenziell berührt. Dcr Haus· 
halt 1994 muß daher ein Sig­
nal seilen. die freiwilligen 
Helfer an7u'pomen. Ich halte 
es für unenriiglieh, wenn Hel­
fer an altem, kaputtem Gerät 
und in alten Klamotten arbei­
tcn müßten. Daher wird sich 
der BMI dafür einsetzen, daß 
Aufgaben nicht nur übernom­
men, sondern auch ausgeführt 
werden könncn. 

Frage: Die l'orgellallllten 
ElIIlI'ick/lII/!WII hängen mit 
dem Desi"teresseder Bel'ölke­
nlllg :USllmmell. KalllstlV­
phelll'orsorge. SelbslsclulI:.ja 
sogar Erste Hilfe als Bring­
schuld des fJiirgers im Soli­
darsystem des Staates (m:lIse­
hell. Uegl llies all der mal/­
geltldell I"formatiol/ des Staa­
tes? 

Dr_ Priesnitz: ach meiner 
Auffassung haben sich die Be­
griffe in den Köpfen der Men­
schen so verankert: Selbst­
schutz = Krieg: Katastrophen­
vor~orge == Schutz vor zivi len 
Großschäden: Erste Hilfe = 
Unfallmaßnahmen auf der Au· 
tobahn. Dahinter steht die Tat­
sache, daß wir in Zentraleuro­
pa seit fast 50 Jahren im Frie­
den leben und Sicherheit ge­
wohnt sind. 

Das heißt auch: Erste Hilfe 
wird akzeptiert: der vom BVS 
vertretene Selbstschull dage-



gen nicht. Denn Selb,tschutz 
ist Vorsorge, und Vorsorge i't 
nicht aktuell. Die neue Aufga­
be des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz, PR-Arbeit 
zu leisten, ist schwierig, aber 
auch eine besondere Herau~­

forderung. Gerade jetzt tut 
Aufklärung not, ist Werbung 
nÖlig. Und wir wissen von den 
Werbeagenturen, daß ständi­
ge, Wiederholen Wirkung 
zeigt. 

Wenn der Bund diese Ein­
sichten nicht vermittelll kann, 
muß über neue Organisation<.;­
formen nachgedacht werden. 

Frage: Sie haben die lieue 
Aufgabe des BVS a"gespro­
chen. PR-Arbeit leisten :11 
müssen. Wie kll1l1l er die Infor­
mation /lIul Sellsibilisienmg 
der Bel'ölkerung erreil:hell 
und kallu er das im ,'e/fiig/Ja­
rell Houslw/Israhmen gewähr­
leisten ? 

Dr. Priesni!z: Ja. die Haus­
haltsmittel sind keine Ent­
schuldigung für mangelnde 
Erfolge. Zwar haben sich die 
Bedrohungsszenarien geän­
dert und die Gefahrenlagen 
modifiziert. aber in einer ge­
fahrlosen Welt, auch in 
Deutschland. leben wir beilei­
be nicht. Insofern ist hier Krea­
tivität und Phantasie gefragt. 
Der B VS kann sich nicht mehr 
nur auf Schulen und Behörden 
beschränken. Er muß LU den 
Menschen gehen, ihnen die 
Entscheidung abnehmen, ob 
sie Aufklärung annehmen oder 
bleiben lassen. Dazu muß er 
sich der Medien bedienen. Er 
muß mehr mit der schreiben­
den Zunft Kontakte halten, die 
uns in Stich gelassen hat. Ich 
wiederhole: Er muß werben 
und werben, heißt, gute Ideen, 
die einsichtig sind, ständig zu 
wiederholen. 

Frage: Zunehmende Frie­
denskaraslrophell, ,'oral/em in 
armeIl liindern, (er)fordern 
die Hilfe auch der Bundesre­
publik Dell/schland. Werdell 
wir diesen Anforderungen ge­
recht. LInd welche Rolle spielt 
das THW in der 'lllm(mitörell 
Hilfe? 

Dr. Priesni!z: Die Bundes­
republik Deutschland ist einer 

der größten Geldgeber der 
Vereinten Nationen. Kein 
Land in dieser Welt investiert 
im Verhältnis zu Einwohner­
zahl und Wirtschaft,kraft ;0 

viel in humanitäre Aktionen 
wie Deutschland. Dafür bin 
ich, denn wir haben eine Men­
ge gutzumachen' Wir liegen 
im Herzen Europas und es gilt , 
das Vertrauen vieler Länder in 
unsere Unterstützung nicht zu 
enttäuschen. Dies ist auch der 
Grund, warum das Flücht­
lingskommissarial der Verein­
ten Nationen im Juni 1990 ein 
Abkommen zum EinsatL des 
~'~W mit dem BMI unter­
I C -' ~net hat. 

Da, THW hat sich dafür in 
den vergangenen Jahrlehnten 
bewährt. Es hat in unLähligen 
Einsätzen in der gan/.en Welt 
effektive Hilfe bei al ur und 
Technikkatastrophen gewährt. 
Jetzt steht das THW vor einer 
neuen Herausforderung - den 
Einsatz in Krisengebieten . wie 
in Somalia. Die Sicherung der 
einzelnen Helfer soll durch 
das Auslandsverwendungsge­
setz erheb I ich verbessert wer­
den, die Gefahren aus dem 
freiwilligen Einsatz sind redu­
ziert. 

Aus der Sicht des Bundes­
und dies sieht nicht nur da; In­
nenministerium so - ist das 
THW für humanitäre Hilfelei­
stungen unverlichtbar. Ich 
danke an dieser Stelle aus­
drücklich dem Auswärtigen 
Amt für seine Arbeit, für die 
gute Kooperation. Und ich 
breche eine Lanze dafür, daß 
das AA im Haushalt 1994 
mehr Mittel für die huma­
nitären Hilfeleistungen. insbe­
sondere bei der Sofort- und 
nothilfe erhält . 

Ich fasse die Überzeugung 
des lnnenminislers, des Parla­
ments und der überwiegenden 
Zahl der Bundesländer Lusam­
men: Deutschland ist aus der 
humanitären Hilfe in aller Welt 
nicht wegzudenken - und das 
THW in unserem Land eben­
falls nicht. 

Frage: Wie wird bei 
Croßschädell wul Katastro­
phell die deutsche Bel'ölke­
nmg gewarnt wul alarmiert, 
"achdem der Bund die Sirellen 
seit 1. I. 1993 abgeschaltet 
hat'! 

Dr. I'riesni!z: Der Bund 
hat sich aus seiner Pflicht, die 
Warnung der Bevölkerung im 
V-Fall sicherLusteIlen, nicht 
zurückge/ogen. Er hat nur die 
Sirenenwarnung durch den 
Rundfunk ersetzt. Ganz zu 
Beginn unseres Gesprächs 
haben wir über die gemeinsa­
men Pnichten von Bund und 
Ländern gesprochen. Der 
Warndienst i't dafür ein be­
sonders gutes Beispiel. Die Si­
renen wurden zu einem Groß­
teil im friedenszeitlichen Ka­
tastrophenschutz, für den die 
Länder die ausschließliche 
Verantwortung tragen, einge­
setzt. 

Dort, wo stille Alannierung 
nicht möglich war, dies vor­
wiegend in der Fläche, diente 
die Sirene des Bundes dem 
kommunalen BrandschuIL. 
Wir haben deshalb den Ge­
Ineinden in den alten Ländern 
die Sirenen kostenlos zur 
Übernahme angeboten. Das 
Ergebnis ist ennutigend: 'h al­
ler Sirenen wu rden übernom­
men. Als ehemaliger Stadtdi­
rektor weiß ich, daß die Sirene 
in der Fläche eine erheblich 
größere Bedeutung hat als in 
Ballungsgebieten. Deshalb bin 
ich auch froh, daß die Über­
nahme der Sirenen eben in den 
ländlichen Gebieten erfolgte. 
wo das Warnmittel Rundfunk 
nicht eine so schnelle Wirkung 
hat. 

Wir dürfen aber auch nicht 
vergessen, daß Warnung und 
Information nicht nur Kata­
strophen, sondern mehr und 
mehr Umweltfragen betrifft. 
Die Warnung vor Umweltge­
fahren im Auftrag des Um­
weltmini~ter~ ist ein neuer 
Auflrag für die Warnämter. 
Die konkurrierende Zustän­
digkeit in derselben Sache von 
Bund und Ländern erfordert 
neue Konleptionen, z. B. ei­
nen engen Verbund von 
Warnämtern und kreisfreien 
Städten und Landkreisen. Eine 
scharfe Tren nung zwischen 
Verantwonlichkeiten und 
Ideen kann bei gemeinsamen 
Aufgaben also nicht die Lö­
sung sein. Auch hier rufe ich 
zu Phantasie und Vertrauen 
auf. 

Frage: Sie waren /5 Jahre 
im kommunaleIl Alltag all der 

Basis tätig lind kennen daher 
die Nöte, Sorgen IIl1d In teres­
se" der Biirger. Welche Ereig­
nisse im Bel'ölkertmgsschut:; 
silld 'hnen in besonderer Er;,t­
nertmK lind welche Schlüsse 
habe" Sie daraus für Ih re jet­
: ige Arbeit ge::.ogell ? 

Dr. I'riesnitz: Ganz beson­
der~ erinnere ich mich an den 
,Blanken Hans' , wo ich im 
Landkreis Nordfriesland im 
Kata'trophenschutz die Kräfte 
zusammellfühne und mit dem 
damaligen Feuerwehr-Ein­
sallieiter. Hinrich Struve. be­
Men)) 7usammenarbeitete. Als 
HVB von Ahlen war ich damit 
befaßt, die zentrale Einsatzlei­
tung auf- und auszubauen . Ich 
sagte schon: Ich bin ein begei­
sterter Föderalist! Als Mann 
der Kommune stehe ich zu 
meiner Feuerwehr. Aber ich 
habe auch überlegt, warum das 
THW immer nur übte und 
nicht zum Einsatz kam. Wir 
konnten uns das eigentlich 
nicht leisten. Und dann kam 
ein Großschadenereignis. Ein 
Bauernhof brannte ab, Vieh 
mußte aus den brennenden 
Ställen gerettet werden und der 
benachbarte Wald war gefahr­
det. Alle Kräfte hatten viel zu 
tun. Löschen, Renen und Ber­
gen war eins. Da erkannte ich: 
Der Stadtbrandmeister muß 
schnellstmöglich das THW 
hinzuliehen, jeder brauchte 
den andern. Ich ziehe daraus 
die Konsequenz. Vor Ort ist die 
Kooperation von den Hilfeer­
fordernissen geprägt - zum 
Streiten bleibt da keine Zeit. 
Deshalb gilt es, die Zuständig­
keitsbcreiche abzustimmen 
und abzugrenzen. Wir sind alle 
keine Multitalente und brau­
chen einander. Im Bevölke­
rungsschutz braucht jeder je­
den: die; dient dem Volk. Des­
halb bin ich zuversichtlich. 
daß da, Miteinander, die Ko­
operation und das Vertrauen, 
für das ich werbe und mich 
nachdrücklich einsetze, in der 
Kommu ne, im Land und im 
Bund sichtbar und wirksam 
wird. 

Das beflügelt mich und 
macht mir Spaß' 

Herr Staatssekretär. ich 
danke IImen für dieses Ce­
spräclt! 
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, tlaUeser-Hilfsdienst I ' 
Osteuropa: Helfen ohne Ende? 

Bei der Wende von Marx zum Markt bleiben die Schwachen auf der Strecke 

Mit der Öffnung der Mauer 
vor gut I\\ci Jahren begann 
eine der größten polili\chcn 
Umwtil/ungen der MCIl ... ch­
hcit\gcschichtc. Da~ kOlTImu­
ni\ti\che Rie ... enrcich im O .... tcn 
- in Iwei Generationen mit 
brutaler Gewalt aufgebaut -
Icrficl in nur wenigen Mona­
ten. Die 'traff gefühl1en len­
tru lcn Vcrwallungswirt ... chaf­
ten hinterließen in cincmjcden 
Land nicht nur ein wirt<.,chaft­
lichc!-. und ökologisches. "011-

dem auch ein ",o/ialcs Chao ... ! 
Da, Sy"em. da, gleichen 
Wohhtand fliralle prok lamier­
te und jedem eine k.o~tcnlo:-.c 
Gesundheitsversorgung ver­
sprach. war längst auch ",o/ial 
kollabiel1 . Mit Au,nahme we­
niger Privilegierter (etwa der 
Krieg,invaliden) blieben die 
sO/ial Schwachen weitgehend 
unversorgt. Die \chred .. lichcn 
Zustände in den Heimen. in de­
nen Kinder. Alte und Behin­
dene dahinvegctienen. führ­
ten IU einer in Deuhchland 
bei'picllo,en Hilf,bercit­
schaft. Inlwischen haben Tau­
~ende Tonnen von Hilfsgütern 
die Kranken häul.,cr und Heime 
erreicht. und die Regierungen 
und Hill\organi,mionen haben 
Hundcne von Millionen Mark. 
aufgewendet. um die ärgl.,te 
Not IU lindern und den Weg in 
die Demokratie IU ... tabilisie­
ren. 

Geographisch ge,ehen fj llt 
auf, daß es in den osteuropäi­
... ehen Uindern ein ..,tarkcl., 
.. Ve"orgungsgeHille·· \ on 
We" nach Ost gib\. Die un­
miltelbaren Nachbarn des 
weMI ichen Eurapao;; vcrfügcn 
nicht nur über einen ver­
gleich ... wei",e be..,,,eren Lebenl.,­
standard . ..,ie werden auch mit 
humanitären Hilfen bcl."er 
vcr ... orgt. Uinder wie Ungarn. 

Litauen. die Uk.raine und 
Rumänien. die die Gc ... chichtc 
Europal., Illllgc ... chrieben ha­
ben. tun I.,ich leichter. die hu­
manitiire lIilfe des ... elben Eu­
rapa.., an/llnl'hlllcn und Ulll/ll­
..,ell..el1. In ellligen dieser Uin­
der ..,ind bcreih eigene Struk­
turen. dal., heißt Hilf ... dien ... te 
entr.,tanden. die in Ungarn be­
reits nicht mehr au ... delll SO/i­
algefüge Oe ... Staates weg/ll­
denken ... ind. 

In vielen g.roßen Städten i ... 1 

e.., gelungl!ll. VCI"' .. orgungr.,-

... dl\\<erpunk.tc IU ... el/en. 
Wichtige ,o/iale Einrichtun­
gen lind Krankenhäu,cr kon n­
ten mit be ... serer mcdi/ini ... cher 
Technik versorgt und Lebens­
miuelengpäs"e überbrückt 
werden . 

In Vilnius. Mo,kau. S\. Pe­
ter ... burg. Lelllberg und Zagreb 
kochen schonlängl.,t Einheillli­
,che rur die Ärll1l.,ten ih rer 
Sttidte. Ausbildung,projekte. 
Kleiderkammern lIno So/ial­
... Imionen enl\tehcn. Die Be­
troffenen I.,elb~t engagieren 

~ich und übernehmen dabei /u­
nehmend Verantwortung. 

Welche Erfahrungen kön­
nen wir /ukünftig nutLen'! Die 
Kri!o.cn in O"tc.!uropa "ind we­
der wimchaftlich noch ord­
nung..,- und <.,chon gar nicht "'0-
7ialpolitil.,ch überwundcll . 
Ver..,orgung\- und Aufbauhil­
fen werden noch auf lange 
Sicht hin notwendig sein. Kir­
che und Staat ll1üs ... en in die 
Hilfen eingebunden werden 
und ",oliale Verantwortung 
übernehmen . 

Nach dem Zusammenbruch im Osten fielen \ or allem die s01.ia l Sch\\ aehen a us dem gesellschaftli chen Netz. 
Sie !. ind auf prhate Il ilfe ange" icscn. 
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Mehr denn je bedürfen die 
Hilfen e iner gründlichen Pl a­
nung lind Vorbereitung. Be­
dürfnisrecherchen, fachlicher 
Rat lind langfristige Betreuung 
helfen unter Umständen mehr 
als die Überladung mit .,Wohl­
standsschrott". 

Die Orientierung am örtli ­
chen Standard ist die wichtig­
ste Voraussetzung, UIll eine 
zweckgebundene Nutzung der 
Hilfen dauerhaft zu erreichen. 
Komplizicl1e Technologie 
bringt nicht nur Bedienungs­
und Wartungsprobleme, sie 
weckt auch die Begehrlichkeit 
zur pri vaten Nutzung und 
Zweckentfremdung. 

Lokal e Ressourcen müssen 
ausfindig gemacht und genutzt 
werden. Das verhindert An­
passungsprobleme und hilft 
Kosten sparen - bei Material 
und Personal. Lokale Helfer 
sollten gefordert , aber nicht 
überfordert werden. Der 
Zwang turn Überleben läßt in 
Osteuropa zeitraubendes eh­
renamtliches Engagement 
kaum noch zu. Eine kontinu­
ierliche Dokumentation und 
das Erarbeiten von Zwi­
schenergebni ssen erleichtern 
die Führung, Kontrolle und 
Kooperalion in den Projekten. 

Überhaupt sind eine kont i­
nuierliche Betreuung und 
Streckung der Hilfen weitaus 

Lernprogramm 
Erste Hilfe 

per Computer 
Das Ausbildungsreferat des 

Malteser-Hilfsdienstes hat ge­
meinsam mit der Firma Sie­
mens-Nixdorf das erste COITI ­

putergestützte Lernprogramm 
Erste Hilfe in Deutschland e.l1-
wickelt . 

Präzise, moti vierende Texte 
und zahlreiche grafi sch an­
spruchsvolle Illustrationen in­
fomlieren in diesem Pro­
gramm den Benutzer über 
sechs zentrale Themen der Er­
sten Hilfe: 
I. Allgemeine Informationen 

zum Notfall (Rettungsket­
te/Notruf) 

effi zienter als die einmalige 
Überfrachtung mit großen (oft 
qual itat iv schlechten) Men­
gen, d ie vor Ort kaum kanali­
siert werden können. 

Aufbauprojekte, die ei ner 
langfristigen Begleitung be­
dürfen, sind dort am erfolg­
reichsten, wo in einer Diözese 
oder regional mehrere Gliede­
rungen zusammenarbei ten. 
Dadurch erhöht sich die "Feu­
erkraft". MehrGeld, mehr Per­
sonal, mehr Tran~ponkapa­

zitäten stehen zur Verfügung. 
so daß sich sporadische Ver­
sorgungseinsätze I.U langfristi ­
gen Aufbauprojekten ent­
wickeln können. 

Schi ießlich zwi ngt das enor­
me Defizit an logisch-organ i­
storischem Planungs- und Ar­
beitsvermögen (das blieb der 
Panei und Administration vor­
behalten) dazu, daß jedes noch 
so kleine Projekt planerisch 
konzipiert und durch aufeinan­
der abgestimmtes Ausführen 
umgesetzt wird . Unsere Part ­
ner vor On lernen so die An­
fange e ines sozialen Manage­
ments, in dem sie von der Be­
darfsermittlung über die Pla­
nung, Organisation und 
Durchführung bis hin zur Er­
folgskontrolle in ihrem eige­
nen Aufgabenbereich verant­
wort lich und führend mitarbei­
ten. 

2. Psychische Betreuung 
3. Atemspende/Herz- Lungen­

Wiederbelebung 
4. Verletzungen (Blutungen, 

Schock) 
5. Vergiftungen 
6. Erste Hilfe und Aids. 

Einfühlungsvermögen in 
die Probleme vor Ort, Ver­
ständnis und Geduld, aber 
auch Risikoberei tschaft und 
Zähigkeit sollten unsere Hil ­
fen prägen. Das defensive und 
dienende M oment beeindruckt 
mehr als das Protzen mit west­
lichen Wohlstandssymbolen. 

Kroatischer 
Malteser-Hilfs­

dienst gegründet 
Vor dem Hintergrund der 

schrecklichen Ereigni sse im 
ehemaligen Jugos lawien ha­
ben jetzt die Malteser als erste 
international tätige Hil fsorga­
nisat ion von der kroatischen 
Regierung die nationale kroa­
ti sche Zulassung erhalten und 
einen kroatischen M alteser­
Hil fsdienst (Hrvalska Maltes­
ka Sluzba) gegründet. 

Präsident des kroati schen 
Malteser-Hil fsdienstes ist Ja­
kob Graf zu Eltz und Vukovar, 
lange Zeit Vertreter des Mal­
teserordens bei der Bundesre­
gierung und von Oktober 199 1 
bis zur diplomatischen Aner­
kennung Kroatiens durch 

Die Lernwirksamkeil des 
Programms beruht darauf, daß 
sich der An wender über einen 
längeren Zeitraum hinweg in­
tensiv und positiv mit dem 
Thema Erste Hilfe beschäfti gt. 
Dennoch kann und soll das 

Einige technische Daten: Das Lernprogramm läuft auf 
PCs mit dem Betriebssystem MS-DOS. Der Rechner benötigt 
mindestens einen 286er Prozessor (mit Festplatte). Das Pro­
gramm benötigt 5 Megabyte Speicherkapazität. 

Für die Grafikauflösung ist ein EGA-Adapter mit e iner 
Auflösungsflihi gkeit von 640 x 350 Bildpunkten nötig. Mög­
lich ist aber auch eine VGA-Auflösung mit 640 x 480 Bild­
punkten (Color- oder Monochrom-Monitor). 

Das Programm steht sowohl auf 3,5-Zoll-Disketten als 
auch auf 5,25-Zoll-Di sketten zur Verfügung. Es kann zu ei­
nem Preis von zi rka 10 Mark unter folgender Anschrift be­
zogen werden: Malteser-Hil fsdienst. Generalsekretariat, 
Leonhard-Tietz-Straße 8, 50676 Köln . 

Di e Konzentration auf über­
schaubare Projekte, die ge­
meinsam mit unseren Partnern 
auf angepaßtem N iveau ent­
wickelt und kontinuierlich 
ausgeführt werden. wird dabei 
richtungsweisend sein. 

Martin Pfe ifer 

Deutschland im Januar 1992 
Repräsentant der kroati schen 
Republi k mit Si tz in Bonn. 

Eindeutiger A rbeitsschwer­
punkt des Hrvatska Malteska 
Sluzba ist zur Zeit die Flücht­
lingsbetreuung. So wird er 
etwa vom deutschen M alteser­
Hilfsdienst e inen Flüchtlings­
kindergarten und drei Sozial­
küchen in Zagreb überneh­
men. Während der Kindergar­
ten an die 70 Kinder beher­
bergt, versorgen die Küchen 
täglich rund 3600 Flüchtlinge 
und Bedürftige mit einer war­
men Mahl zeit. Ein weiterer 
Kindergarten ist in Planung. 
Sobald die Umstände es zulas­
sen, wollen die kroatischen 
Malteser ihren Einsatz allge­
mein im sozialen und medizi­
nischen Bereich verstärken. 

Programm natürlich keinen 
Erste-Hilfe-Kurs ersetzen. 
Aber es emlög licht dem Be­
nutzer dennoch. seine vorhan­
denen Kenntnisse zu überprü­
fen und neue zu erwerben . 

Au ßerdem bietet das Pro­
gramm eine gute Einstiegs­
möglichkeit in das Thema Er­
ste Hilfe. Wo immer dem Pu­
blikum bi slang bei öffentli ­
chen Veranstaltungen die 
Möglichkeit gegeben wurde, 
sich mit dem Programm zu be­
schäftigen, hat es sich als wah­
rer Publikumsmagnet erwie­
sen. 
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I Deutscher Feuerwehrverband 

CTIF - Berlin '93 

Über den Swnd der Vorbe­
reitungen der dlc~jührigcn In­
ternationa len FClIcrwchrwclt­
kämpfe in Bcrlin I-..onnten ",ich 
im Fruhphr hochrangige Ver­
treter de, CTI!' und de, DFV 
bei Beratungen vorOn mit den 
Organi,aloren der Berliner 
Feuerwehr übertcugen. J In 

MiuclpunJ...t de... Interclo,-,c\ 
"'landen dnbei die organi \a tori­
,ehen und matcricll-techlll­
\ehen Vorau",clIungen für die 
Well~ilmpfe der Feuerwehr­
frauen lind -nüinner ... owie der 
Feuerwehrjugend. 

Mit StHnd Milu 1993 lagen 
dem Organi,atlon,J...omitec in 
Berlin 1055 Telinehmeflllel­
dungen au\ 2 1 Nationen vor. 
Für alle ,tehen bereit' die 
Quaniere fe,l. Gun'llg für die 
Mehr/ahl der TeIlnehmer lind 
Organi ... atorcn i,t die Möglich­
!..eit der utLung von Unter­
J...ünftcn 111 einem mJ...rei", von 
höch' ten 3 km rund um da\ 
Stadion. Auf die,e Wei,e kön­
nen umfangreiche. Icilraubcn­
de und nicht lulellt ,ehr ko­
Mcnintcn ... ive Tntn .... fcr., Iwi ­
,ehen den Wellkampf- b/w. 
Vcntn ... wllung ...... 1JUcn und den 
Quan ieren über <he doch recht 
häufig VCf\lopftcn Straßen im 
ßallungvclllrtll1l Bcrlin ent­
fallen. 

AU\lragung\ort für die 
.. Feuerwehr-Olympiade·· i,t 
der 1991 ,aniene Sponkom­
plex Berlin-Wilmeßdorf. 
Fritz-Wildung-Straße 9. mit 
Leiehtathletik'tadlon. mehre­
ren ebenplät/en. Sponhalle. 
Ei\\tadlOll ... owic einem Frei­
und Hallenbad. 

In drei Wcrtung\gruppen 
- traditionelle Feuerwehr-

wettbewerbe. 
- Feucrwchp.,portwcllkämpfc 

und 
- Jugendfeuerwehren 

werden nahe/u 2500 Teil­
nehmer an den Start gehen. 

Für alk wird e, in dem 
20000 Zu,ehauer fa"enden 
Leichtathlctik,tadton. auf den 
Nebenanlagen und Training ... -
plätten gute Bedingungen ge­
ben. Für die Staffelläufe. die 
100-m-Hinderni ,bahn ,owie 
den Anlauf LUI11 Auf~ucg mit 
der Ha~enleiter ,teilt eine Tar­
tanbahn lur Verfügung. Auf 
der Ra,enlHiehe de, gleichen 
Stadion, wird dann auch die 
Di"iplin Lö,changriff der tra­
ditionellen Wellbewerbe '0-
wie die Fcucrwchrhinderni..,­
übung der Jugendfeuerwehren 
au ... gctragen. 

Der bekanntlich mit viel 
Wa,..,er verbundene Lö..,ch<Jll­
griff der Sponwellkilmpfe i\t 
die einlige Diviplin, die mlf 
einem Nebenplatl ablaufen 
\vird. Die dafür \orge..,chcne 
Fläche hat einen KUmMa\CIl­

belag mit einer au\reichcndcn 
Entwä ...... crung. Damit können 
troll der immer Wieder vor­
kommenden .. Wa..,,,,er\piclc·· -
allen Mann\chaftcn nahc/u 
gleiche Plollbedll1gungen ge­
boten werden. 

Der Einma"ch aller Teil ­
nehmer und Kampfrichtl!r in 
da~ Stadion lur feierlichen 
Eröffnung der X. Internatio­
nalen Fcuerwehrwcukümpfe 
und der IX . Internallonalen Ju­
gendwellbewerbe "t am Mitt­
woch, dem 1~. 7. 1993, um 
14.00 Uhr. AII1 ,eiben ach­
mittag 'iowie an den darauf fol ­
genden zwei Tagen wird dann 
jewei" von 8.00 Uhr bi, gegen 
18.00 Uhr der Kampf um Plilt­
IC, Zeiten und Pun"tc im Mit­
telpunkt de~ Intere~~e~ Mehen. 

Höhepunkte nicht nur für 
In~idcr werden dabei ohne 
Zweifel die Sponwellkilmpfe 
sei n. Hierfür haben bi,her 16 
Mann,chaften ( 10 Sponlcr) 
von Freiwilligen und Beruf\­
feuerwehren au\ 9 Nationen 
ihre Teilnahme geme ldet. 
Deuhchland i~t mit Team .... der 
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Freiwilligen Feuerwehr Be~e­
lieh-Obenicfenbach (He"en), 
der ßeruf~ fcuerwehr Hanno­
ver lind ei ner Auswahl der 
Frciwilligen Fcuerwehren der 
Ga.,tgeber~tadt Berlin vert re­
ten. 

ach (dem bi,her noch vor­
HlUflgen) Zeitplan erfolgt am 
15.7. 1993 um 8.00 Uhr der 
I. Stan lur 100-rn-Hindernis­
bahn. Die Well~ämpfer mii,­
,en dabei (in der Reihenfolge) 

CIIlC 2-m-Hinderni ~wand 

uherv.;inden. 
- Iwei C-Rolhchläuche auf­

nehmen, 
- mit heiden Schläuchen einen 

8 m langen und 1.2 m hohen 
Laufbalken überqueren und 
an,chließend 

- von einem berei tMehcnden 
Veneiler eine ea. 40 m 
lange Schlauch leitung (ein­
,ch ließlich Strahlrohr) bi, 
lum Ziel verlegen. 
Die Wellbe~tleil in dlc.,er 

Divlplin ,teht bei 16.25 ,. 
Die Staffelläufe der Spon­

\\ietl"ämpfe beginnen um 
16.00 Uhr des gleichen Tages. 
Zu ei ner Mann~chaft gehören 
vier Läufer. die nacheinander 
ein 100-m-Tei"tüek der Sta­
dionrunde durchlaufen. Ab 
StalTehtab wird ein Strahlrohr 
verwendel. Der StanHiufer 
trägt eine Klappleiter bi, IU ei­
nem 2.5 m hohen Hau~t über­
windet e~. läuft weiter bi .... lur 
Weeh,elmarke und übergibt 
da .... Strahlrohr an den lweilen 
Uiufcr. Die~er überspringt 
eine 2-m- Hindcrniswand und 
ubergibt nach Absolvierung 
.... eine~ Teil~tüch dem driuen 
Uiufer den .. Staffelstab··. Hier 
i't durch den Wellkämpfer ein 
Laufbalken IU überwinden 
und - rillIllich wie beim Ilivor 
ge,chi ldeflen 100-m-Hinder­
ni,lauf - eine Schlauch leitu ng 
zu verlegen. Der SchlußIilufer 
nimmt einen bereitstehenden 
Handfeuerlö'icher auf und 

1 I 
läuft mit diesem bi\ IU einer 
Brandwanne. Nach dem Ablö­
\ehen des Feueß erfolgt der 
End'pun bi, In,Ziel. Sehr gute 
Staffeln durchlaufen die Sta­
dionrunde in einer Zeit unter 
60.0,. 

Freitag, der 16.7. 1993, be­
gi nnt um 8.(X) Uhr mit dem 
Ilakenleitersteigen , einer 
Diviplin mit be\ondcrer Fa~­
lination auf Zuschauer und 
Well~ämpfer gleichermaßen. 
Die be'ten Feuerwehf\ponler 
der Welt erreichen nach 32,25 
!TI Anlf.lur mit der ca. 4 m lan­
gen und 9 ~g ,chweren Ha­
kenleiter die drille Etage dC\ 
ca. 11 111 hohcn (jbung~llIrme~ 
in weniger ab 14 s. Dcn Welt­
re"ord im Haken leitef\teigen 
hält mit 13.31 ,der Ru"e Ko­
, tcnko bereih ,eit den VIII. In­
ternationalen Feuerwehrwett-

Feuer und Flamme 
für Berlin 

Il auptbrundmei'ter Han,­
Joachimllup~a von der Berli ­
ner Feuerwehr hat da\ offiziel­
le Plakat /u r CTIF-Feuerwehr­
Olympiadevom ll.bi ,17. Juli 

11.·17. Juli 1993 

1993 in der deutschen Haupt­
.,ladt entworfen. DFV-Präsi­
dent Hinrich Struve und Ber­
lin, Ulß<ic>branddire~lOr AI­
brecht Brocmme , teilten es 
Anfang April der Öffentlich­
"eit vor. inl\vi\Chen wurde e~ 
lau\endfach in ganl Europa 
verteilt. 



kämpfen 1985 in Vöcklabruck 
(Österreich). Die be,tc von ei­
nem deutschen Feuerwehr­
mann im Wenkampf gelaufene 
Zeit liegt bei 14, I s. 

Den Abschluß der Sport­
wettkämpfe bildet am Freitag­
nachmittag ab 15.00 Uhr der 
Löschangriff, Aufgabe ist da­
bei - in ca. 100 111 Entfernung 
von der Slartlinie - zwei 10-
Liter-Behälter minels Wasser­
strahl zu fli llen. Eine Gruppe 
von 7 Sportlern muß dazu eine 
Wasserförderung von einem 
bereitstehenden Becken (mit 
I m1 Wasserinhalt) über zwei 
A-Saugsehläuche, Tragkraft­
spritze, drei B-Schläuche, Ver­
teiler und jeweils zweI 
C-Schläuche zu zwei 
C-Strahlrohren he"tellen. Ab­
hängig von der FörderleislUng 
der jeweils verwendeten Trag­
kraftspritze werden Zeiten un­
ter 35 s erreicht. 

Die traditionellen Wett­
kämpfe sowie die Wettbe· 
werbe der Feuerwehrjugend 
werden am 14, 7, 1993 von 
15.30 Uhr bis ca. 17.00 Uhr 
sowie a m 15, und 16,7, 1993 
von 11.00 Uhr bis gegen 
16,00 hr ausgetragen. Die 
bisher beim Veranstalter ein­
gegangenen Meldungen lassen 
auf ein eindrucksvolles Teil­
nehmerfeld schließen. Danach 
werden 15 Mann~chaften Frei­
willige Feuerwehren Frauen, 
123 Mannschaften Freiwillige 
Feuerwehren Männer, 7 
Mannschaften Berufsfeuer-
wehren, 25 Mannschaften Ju­
gendfeuerwehren an den Start 
gehen. 

Die Wettkämpfe beginnen 
mit einem .,tfocken" vorgetra­
genen Löschangriff mit zwei 
C-Rohren. Grundlage hierfür 
ist die eigentlichjedcl11 Feuer­
wehrmann bekannte Grund­
übung mit 3 C-Rohren, C- und 
B-Rollschläuchen, Wasserent­
nahme mit 4 Saugsch läuchen 
aus einem offenen Gewässer. 
Bei der Bewertung ist dann 
auch der Feuerwehrmann un­
ter den Kampfrichtern gefragt, 
denn neben der benötigten Zeit 
spielt die Exaktheit in der Aus­
führung der Übungsaufgabe 
eine entscheidende Rolle. 

Bei derdarauffolgenden 9 x 
50-m- Feuerweh rh indern i s­
staffel ist Schnelligkeit und 
Gewandtheit wieder das ober-

ste Gebot. Gerade für den Zu­
schauer ist es beeindruckend. 
wie schnell manche Wen­
kämpfer beispielswei,e eine 
8 m lange Röhre "durchn ie­
gen" bzw. Hinderniswände 
oder Schwebebalken - ohne 
Verzögerung im Lauf - über­
winden können. Hin,lU kommt 
die Vielfalt der verschiedenen 
Ausrüstungsteile. Uniformen 
und Feuerwehrhelme der in 
landesüblicher Einsatzbeklei­
dung startenden Gruppen. Ge­
rade diese Eindrücke geben 
der Veranstaltung ihr interna­
tionales Flair und vermitteln 
dem Zuschauer einen farben­
frohen Blick quer durch die 
Feuerwehren Europas. 

ahtlos in das Weukampf­
geschehen werden sich ab­
wechslungsreiche lind intcres-

Jugendfeuerwehr 
war im Frühstücks­

fernsehen 
Wie die Profis trat die Deut­

sche Jugendfeuerwehr bei 
SAT I im Frühstücksfernsehen 
auf: Aufgrund der guten Zu­
sammenarbeit des Deutschen 
Feuerwehrverbandes 1I. a. mit 
SAT I kam der Kontakt zur Re­
daktion des FrühstUcksfernse­
hens zustande. ,.War früher die 

sante Rahmenprogramme ein­
fügen. Geplallle Programm­
punkte dabei sind: 
• eine Feuerwehrshow am 

Nachmittag des 16.7. 1993 
mit den verschiedenartig­
sten Übungselementen aus 
der Arbeit der Feuerwehr, 
sogar an eine Landung des 
ADAC-Renungshubschrau­
bers "Christoph 3 1"' ist ge­
dacht; 

• ein Fahrzeugkorso am 14.7. 
1993, organisiert dureh das 
Feuerwehrmuseum der Ber­
liner Feuerwehr. mit alter 
und neuer Technik quer 
durch die Innenstadt Berlins 
bis hin zum Stadion, wo 
dann bis zum Abend des 
gleichen Tages eine kleine 
Ausstellung der mitgeführ­
ten Technik zu sehen sein 
wird: 

Feuerwehr oder Jugendfeuer­
wehr für die TV-Leute kein 
Thema. wie für alle anderen 
Massenmedien übrigens auch. 
so kann man sich mittlerweile 
sehr über das Interesse an un­
serer Sache freuen", so Tony 
Barnes, Fachbereichsleiter für 
Öffentlichkeitsarbeit (DJF), 
der für den Auftrin verant­
wortlich war. 

,.Angeregt durch die lebhaf­
te Diskussion um Reality-TV 
haben alle plötzlich von dem 

• Auftritte von Feuerwehrmu­
siklügen an allen Veranstal­
tungstagen in den Pausen 
lwischen den einzelnen 
Weubewerben; 

• ein für Sammler sicher inter-
essanter Feuerwehrnlarkt 
rund um das Stadion; 

• Informationsstände und 
Workshops der Berliner 
Feuerwehr, Hilfsorganisa­
tionen, Fachzeitschriften 
und Firmen im gesamten 
Umfeld der Wenkampfanla­
gen. 
Darüberhinaus ist es fürvie­

le der feuerwehrinteressienen 
in- und ausländischen Besu­
cher Berlins sicherlich reiz­
voll, auch einmal hinter die 
Kulissen der größten Feuer­
wehr Deutschlands zu blicken. 

Verband mit 1,4 Millionen 
Mitgliedern Kenntnis genom­
men. Auch oder gerade die Po­
litiker!" so Barnes weiter. Im 
SAT-Studio mit dabei waren 
neben Tony Barnes Daniel Zu­
ber (lF-Mann aus Obertiefen­
bach/Hessen) und Insa Wink­
ler (lF-Mädchen aus Berlin­
Ost). Nach Angaben der Me­
dieninstitute sahen rund I Mil­
lion Menschen zu. 

HANNOVER 3 ,- 8 , JUNI 1994 

INTERSCHUTZ 
DER ROTE HAHN 

Inte rnat ianale M esse f ür Br an dsch ut z, 

Ka t astr op he n schutz, R e t tu n gs d ie n st . 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Rettungsschwimmer wurden Sanis 

In lelLler Zeit gibt e, Be­
strebungen in dcr DLRG, den 
A'pekt der Er;!en Hilfe in der 
Au,bildung und im Wach­
dien ~t mehr al~ bi..,hcr in den 
Vordergrund IU "'Iellen. In der 
Omgruppe Hörde der Dort­
munder DLRG i"" man damit 
~chon einen guten Schritt wei­
ter: Seit über fünf Jahren ar­
beiten DLRG und die Johanni­
ter-Un fall-Hilfe lu,ammen. 

Ziel dic~cr Zu ... ammcnarbeit 
i~t Cb. einer ... clts bei den 
DLRG-Rctlungsschwillllllcrn 
einen höheren Ausbildungs­
stand in Erster Hilfe LU crrci-

Kooperation DLRG und Johanniter bewährt sich 

den Rcttungsw~lchdienst vor­
bereitet. ..,ci es an den Kü:,tcn 
oder an Binnengewässern . Er­
,te Erfolge die,e, Au,bil­
dung ... ~on/epte... sind berei .... 
!ooichtbar. 1991 kOlllllC bei­
spielsweise eine Scglcrin auf 
der Möhnetal'llCrre vor dem 
Ertrinken gcrell~t werden; da­
bei leigte , ich klar, daß die 
gute Ausbildung die in "'01-
ehen Situationen notwendige 
Selb't,icherheit der Helfer 
fÜrdert. Ein Atcm~til l ~tand 

wurde -,ofort erkannt und rou­
tiniert behandeh. ein lebens­
bedrohlicher Schock/u'tand 

korrekten Maßnahmen der 
Wachmann,chaft war die Seg­
lerin bei Eintreffen de, ot­
arttc.., wieder bei Bewußtsein. 

Natürlich profitiert auch die 
Dortl11under Johanniter-U n­
fall -Hilfe von dieser Zusam­
menarbeit. Mehrere Helfer der 
Johanniter haben mittlerweile 
da~ Rettungssehwimmabzei­
ehen in Si lber erworben. Im 
April wurde dann eine erste 
gemeinsame Katastrophen­
~chutzlibung durchgefiihrt, an 
der auch lwei Löschzüge der 
Dortmunder Feuerwehr teil -

ehen und anderer'\eit~ den Hcl- richtig bemerkt. Durch die nahmen. 
fern der JUH Einzelheiten der 
Wasserretlung näher/ubrin-
gen. Im Rahmen die~cr Zu-
sammenarbeit wurden miuler-
weile 22 Rellungs..,chwimmer 
der Hörder DLRG IU Sanillih-
helfern .u'gebildet. 

Die Saniüihhelferau~bil-
dung erMreckte ,ich über 40 
Doppelstunden und umfaßte 
m:ben vertieften Ausführun­
gen aller Themen de, ENe­
Hilfe-Kurse, auch noch den 
Umgnng mit Tragen, Be- und 
Entladen von Krankenwagen. 
Verlel/tenbcobachtung. inter­
nistische NOIf1illc. Umgang 
mit Beatlllungsgerüten und die 
Grundlagen des SaniUihdien­
stes im Kata..,trophenschulL 

Nach Ablegen der Prüfung 
dürfen die Absolventen ab 
Praktikanten im kommunalen 
Rettungsdiell,l,( der Stadt Dort­
Illllnd bei Notfallein,ät/en 
mithelfen. Natürlich reicht 
diese Qualifikation. die im 
Volhmund einfach als .. Sa­
nitäter" bekannt ist. auch rur 
Sanitätsdienste bei Großver· 
anstaltungen. 

Somit sind die "Sa ni ..," der 
Ortsgruppe Hörde besten, für 

Vorstellung der 
Schnelleinsatz­

gruppen sowie des 
Schnelleinsatz-
zuges "Wasser­

rettung" 

Anläßlil'h der Be/irbleiter­
tagung in der Sport,chule 
Grünberg ,teilt der DLRG 
Lande,lo,vcrhand Hessen den 
erstmalig in H e~sen in DienM 
ge'tellten Schnellein,atl LUg 
.,Wasserrettung"· vor. 

Sehnelleinsat/gruppen b/w. 
Schnel lein,alllUge haben in 
den lelLten Jahren große Be­
deutung gewonnen. Der An­
sallpunkt liegt dort. wo der 
Reltung~dienst IU ergän/,en 
i ... t. wenn er mit seinen perso­
nellen und materiellen Mög­
lichkeiten an die Grenl.cn 
gerüt. Die bisht.!rigcn Übcrle-
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gungen und Indien'\tste llungen 
belogen sich auf Sanitäts· 
SEGs/SEZs. 

Der Wasserrellungsdienst 
deckt im GesamLspcktTUm des 
Rettung~dienstcs einen ..,pezi­
fischen Bereich ab. die Be,lo,on· 
derheit liegt dabei weniger in 
der medizinischen Indikation. 
als vielmehr in der Tatsache. 
daß sich der Verunglückte im 
Wa\\cr oder in Eisgefahr be­
findet. Der Helfer i~t geLwun­
gen. liich in. auf oder unter das 
Wa ... ser 7U begeben. um den 
Verunfallten schnellstens einer 
notfallmediLinischen Versor­
gung Luführen LU können. 
Da der Landreltungsdienst 
nicht in der Lage ist, dies zu 
übernehmen, ist der EinsatL 
VOll Wa~~errellungs!)pe7iali­

sten dcr DLRG erforderlich. 
um \0 mehr. da vielfach tech­
nische~ Gerät - Rellungsboot. 
Tall cherausrü~tung. Eisret­
tungsgerUt - und ähn liches für 

Mittlerweile nut/en auch 
andere Gliederungen der 
DLRG die gllle Ausbildung 
der Hörder Helfer. Bei einer 
Reltungslibung einer Bochll­
mer OJ1sgruppc wurden die 
Hörder ah Verletzten-Mimen 
eingc",clLl. So kannten dic Bo­
chulller die .. Verlct/ten" nicht 
lind mußten lunüchst tabHch· 
lieh von einem Ernstfall all~­
gehen. Dabei waren die .. Op­
fer" !o.O gut geschminkt lind 
spielten ihre Rolle '0 gut, daß 
ei nige Bochumcr Retter sie bis 
Lum Ende der Übung fUr echt 
hichen~ 

die erfolgreiche Hilfeieiwillg 
nötig ist. 

Probl~l11e lind Ereigni..,se. I. 
B. Kreislauf,chwiiche. die an 
LanJ nicht unbedingt leben,­
bedrohlich ,ind, enden im 
Wasser ... ehr häufig tödlich . Im 
Gegen,atL LU Unnillen an 
Land ergibt sich bei dem Wa,­
semotfall die definitiv unter­
brochene Sauc"toffver~or­

gung des Verunglückten . Ein 
extrem ei liger Handlung,be­
darf i't gegeben. Der Wettlauf 
gegen die Zeit tritt bei der Was­
serreuung eklatant in Erschei­
nung. Eine qualifiliertc Aus­
bildung der Helfer in Theorie 
und Praxis ist ..,elb!-.tver~t~illd­

lieh Grundlage der effektiven 
Hilfelei..,tung. 

An besonders frequentier­
ten GewUssern gibt e~ in der 
Regel gut au~gerüMete Wach­
stationen der DLRG, jedoch 
aufgrund der rein ehrenamtli ­
chen Durchführung der Was-



serrettung ist eine ~üindige Be­
setLung der Wachen nicht rea­
lisierbar. Meist sind diese nur 
an Wochenenden besel7l. Die 
flächendeckende Errichtung 
von Wachstationen iM aus per­
sonellen und wirtschaftlichen 
Gründen nicht durchführbar. 
Diese Lücken schlie&n die 
Schnelleinsatz-Gruppen bzw. 
-Züge. 

In Anlehnung an die Ver­
ordnung über die rettungs­
diens tliche Versorgung bei 
größeren Schadellse reigni!t~ell 

vom 10. September 1992 
(GVBL. 23 I S. 461 ff) sowie 
zur weiteren Verbesserung deI., 
friedensmäßigen Katastro­
phenschutzes und des Wasser­
rettungsd ienstes erfolgte in 
den Bezirken Frankfurt, Mar­
burg - Biedenkopf, Wetterau­
Vogebberg (Ortsgruppe Fried­
berg), Wiesbaden, Biebrich 
und Rheingau des DLRG-L<ln­
dewerbandes He"en die Auf-

einer Schnellein­
"Wasserretlung" 

stellung 
satzgruppe 
(SEZ/WR). 

Einsätze der Schnelleinsatz­
gruppen kommen insbe"onde­
rc bei folgenden Anlä"en in 
Betracht: 
Ertrinkungsunfalle 
Unfälle mit WasserfahrLeugen 
Tauchun fälle 
Eisrettung 
eingeschlossene Personen in 
Kraftfahrzeugen 
Hilfe in otfallen, LU deren 
Bewältigung Per.onal. Son­
derfahrzeuge und Spezialgerä­
te der Wasserrettung benötigt 
werden. 

Des weiteren stehen die 
SEGslWR für Einsät/e im 
Rahmen des Kata>trophen­
schutzes wie 
Vermißtensuche 
Technische Hilfe und Sachber­
gungen 
TOIenbergungen 
Sucheinsätze im Auftrag der 
Polizei sowie anderer Behör­
den 
Unterstützung <lnderer Hilfs­
dienste 
zur Verfügung. 

Die Alarm ierung erfolgt 
über die jeweiligen Standort­
lei tste Ilen in der Rege l per 
Funkmeldeempfanger. Jeweils 
drei der Schnellein!tatLgrup-

pen (SEG/WR) werden bei 
entsprechender Schadenslage 
LU einem Schnelleinsatzzug 
(SEZ/WR) auf der L.1ndesebe­
ne zusammengezogen. 

Ausrüstung 
und personelle Besetzung: 

DLRG-Bezirk Fra nkfurt 

Gerätewagen Wasserrettung 
(GW-W) (Eigentum Land 
Hessen) 
Taucherfah rzeug (TW) 
Man nscha ftst ra nsport fahr­
zeug (MTF) 

I Mehrzweckboot (MZB)(Ei­
gentum Land Hessen) 

Stärke: 1/217 = 10 Personen 

DLRG-Bezirk Ma rburg -
Biedenkopf 

Gerätewagen Wasserrettung 
(GW-W) (Eigentum Land 
Hessen) 

I Taucherfahrzeug (TW) 
I Mannschaftstransportfahr­

zeug (MTF) 
I Rettungsboot (RB) 
Stärke: 1/217 = 10 Personen 

DLRG-Bezir k 
Vogelsberg 
Friedberg) 

Wettera u -
(Or tsgruppe 

Gerätewagen Wasserrettung 
(GW-W) (Eigentum Land 
Hessen) 

I Taucherfahrzeug (TW) 
I Mannschaftstransportfahr­

zeug (MTF) 
I Rettungsboot (RB) 
Stärke: 1/217 = 10 Personen 

DLRG -Hezirk Wiesbaden, 
Biebrich und Rheingau 

Gerätewagen Wasserrettung 
(GW-W) (Eigentum Land 
Hessen) 

I TaucherfahrLeug (TW) 
I Mannschaftstransportfahr­

zeug (MTF) 
I Mehrzweckboot (MZB)(Ei­

gentum Land Hessen) 
Stärke: 1/217 = 10 Personen 

ILS kommt: Fusion perfekt 

International Life Saving 
Federation (ILS) heißt der 
neue Welt verband der Wasser­
reltung~organbationen. In ge­
trennten Generalver~ammlun­
gen sprachen sich dIe Mit­
glied,nationen der beiden bis­
herigen Verbände, Federation 
Internationale de Sauvetage 
Aquatique (FIS) und World 
Life Saving (WLS) für die Fu­
!tion aus und unterzeichneten 
in der belgisehen Stadt Leuven 
Ende Februar die Gründung,­
urkunde. Die Gründungsver­
sammlung dcrneuen Vleltwas­
serretlungsorganisation lindet 
im September 1994 im wul isi­
schen Card ilT im Rahmen der 
Resclle '94 statt. 

Aus djc~ell1 Grund verlän­
gene die FIS-Generalver­
sammlung die Amts/eil von 

Präsident Klaus Bartnitzke 
(Flensburg) und Generalse­
kretär Dr. Klaus Wi lkens 
(Adendorf) um weitere einein­
halb Jahre bis zur Gründungs­
versammlung. Die bei den Mit­
glieder im DLRG-Präsidium 
hatten sich persönlich stark für 
den Zusammenschluß einge­
setzt. 

Unterhalb der Weltebene er­
hält die ILS eine Regional­
struktur, bestehend aus Euro­
pa, Afrika. Amerika und Aus­
tralienlOzeanien. Klaus Bal1-
nitzke und Dr. Klaus Wi lkens 
erklärten, daß sie sich auch für 
den Aufbau der ILS-Europa 
einsetzen werden. 

Der Notfallkoffer 
steht am Beckenrand 

Weimar j\, kein beliebiger 
Ort. Im grünen Her7cn 
Deutsch lands gelegen, gen ießt 
die Stadt seil den Tagen der 
Dichterfürsten Goethe und 
Schiller Weltruf. Millionen 
pilgern Jahr für Jahr lum Frau­
enplan. um dem Geheimen Rat 
und ~einem Freund ihre Re­
Verel1l LU erweisen. 

Trotz größter internationa­
ler Erfolge der Wassersportier 
steht e~ mit den WasserflUchen 
in lind um Weimar keineswegs 
wm Besten. Da> liebliche 
Flüßchen Ihn führt in nümm­
len Zeiten maximal hüfthoch 
Wasser. Dann gibt es noch das 
fast im StadtLcntruln gelegene. 
1928 eingeweihte Schwan,ee­
bad mit 4715 m2 Wasserflä­
che und die .. Pfütze·· an der 
Müllerhartungstraße, eine 
Schwimmhalle mit fünf 25-111-
Bahnen, die 1973 in Betrieb 
genommen wurde. 

Votum für die DLRG 

Burkhard Jenz, 38jähriger 
Chef der Weimarer DLRG, 
Lählte LU denen, die gleich 

nach der Wende in der DDR 
die .. heimatlos" gewordenen 
Rettungsschwimmer wieder 
zusammen holte. 48 Weimarer 
"wiederbegründeten" am 9. 
März 1991 ihre Ortsgruppe. 
Schon vor 1945 hatten Mit­
glieder der DLRG die Sicher­
heit der badenden Weimarer 
gewährleistet. Der neunköpfi­
ge Vorstand der Ortsgruppe 
sammelte auch unter DDR­
Bedingungen wen volle Erfah­
rungen. Weimars Rettungs­
schwimmer zum Bei~piel ge­
nossen jahrzehntelang einen 
hervorragenden Ruf an den 
Ostseestränden, speziell auf 
Rügen. Sie waren in den Kin­
derferienlagern der Weimarer 
Betriebe gern gesehen. Jähr­
lich hatte der Wasserrenungs­
dienst der Goethe- und Schil­
ler-Stadt 40 Mann im Einsatz. 

Immer dabei 

Inzwischen iSL die Ortsgrup­
pe auf 2 13 Angehörige ge­
wachsen, das jüngste Mitglied 
zwei, das älteste 82 Jahre alt. 
Ihre besondere Stärke, gleich-
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Der \'or~it/endl' der Weimarer DLRG-ürlSgrulJIJe Uurkhard Jcnl. (im 
\ orde~rund) greift in", TrainingsproJ,:ramm für die KoromlrslJOrtlcr 
a"'lh ein. 

/eilig da.., Gehcllnni.., ihrl!r Er­
folge. war und i,1 dic .. Einmi­
..,chullg": Burk.hard Jcn/ und 
,Clnc Leute unter,tüt/tcn in 
voller Montur die cr..,len 
Trimm ... piclc ue, Deut,chcn 
Sponhundc... in den neuen 
ßum!c..,Wnuern. die 1992 im 
Wcimarer Stadion 'laufanden. 
SIC warcn 
StadtlJu! 

hellll WCllllarcr 
währcnd de., 

berühmten Z\\ ichclmarktes 
al ... Ordncrdnbcl. organi.,ierten 
ßadc..:fctcn/um Wcltkindcrtag. 
3500 junge Weimarer be,uch­
ten die Kiru.lcr-Bl.Idcparty im 
Schwan ... cchad! 

Alle.., Ak.II\iWtcn. die den 
Ruf der DLRG 111 Weimar wei­
ter fe,tigtcn . Eine ,olide Zu­
..,ammenarhcit mit der örtli­
chen Prt"e unu .. Talk,·· bei 

Immer mit " ilchsamem Auge bei den KoronaNiportlern dabei: Dr. 
Jlarlmul Kreh!;. Ocr 'otfallkofTer bnlUchlc bisher nur in "enigen Fäl­
len ~l"Örrnc l "erden. Di~nUl I :lus!;ChliclUi ch für den UildrelJOrler. 
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RadIO Thuringen im MDR 
,orgten dafür. daß die \ ier 
Buch,tahen DLRG in Weimar 
,chnelltu einem fe'ten Begriff 
wurdcn . Seit mchreren Mona­
tcn mucht cin Trabbi mit 
großen Lettern auf der Pla'tik­
Außenhaut auf die DLRG auf­
mcrk.\am . 

.. Vor allem wollen wir je­
doch vielc un\ercr Mitgliedcr 
für die LÖ\lmg der eigentli­
chen Aufgaben der DLRG be­
flihige,"·. ,agt Burkhard Jent. 
.. Während der Winter-Früh­
jahr-Sai,on wird in der Städti­
..,ehen Schwimmhalle .... Ol1n­
abend, von 17.30 bis 19 Uhr 
und donncr .... tag .... von 20 bi\ 
21 .30 Uhr trainien und au,ge­
bildet:' Mehr Training"eiten 
gibt d ie tiig lich von bis LU 600 
Pe"onen frequentierte Was­
,erlliiche nicht her. Im Som­
mcr Iindcl man im Freibad 
\\CIl bc .... \cre /citliche und 
räumliche Bcdlngungen. 

Auf neuen Wegen 

Trot/dcm machte .... ich dcr 
Verein GcdanJ...cn. wie da!) hu· 
mani"ti ... che Grundanlicgcn 
der DLRG auch auf Bevöl~e­
rungsgmppen übertragen wer­
den kann. die ... on .... t nicht im 
Mittelpunkt de\ allgemeincn 
Intere"e, ,tehen. Die DLRG­
On,gruppe Wei mar gründete 
am I. September 1992 die Ab­
teilung Koronar- und Ver~ehr­
ten'pon. 37 Frauen und Män­
flcr, die elßcn Her/infarkt cr­
litten hatten oder kur/ davor 
\wndcn, .... tählen nun ihren 
Krei..,Jauf unter Leitung dcs 
Weimarer Ar71es Dr. Hart mut 
Krcb~. eine.... ancrkannten 
Interni<.,tcn. Zu .... einen Hel­
fern gehören Schwester Ebe 
und Schwimmci\tcr Klau"> 
M,n,ch~e . 

.. Miic~i" Minschke, gleich­
/eilig Abtcilung~ l eiler im 
Onsgruppenvo .. 'tand, küm­
men ,ich dabei hauptsächlich 
um 36 ~örperl ich Behindene, 
jeweil.., einmal in der Woche in 
der Schwimmhalle. 

.. Wenn cine geselhchaftli­
ehe In"tltution .,chon \'om a­
men hcr für den Koronarspon 
prjdc~tinicrt i..,t - dunn die 
DLRG'" ,agte ,ich d» Team 
von Dr. Kreb, nach der politi­
,ehen Wende. die mit einer An 
..Organi,ation..,-Lcerc" einher-

ging. und nahm da, Angebot 
der DLRG We,mar, den Koro­
naf'\port mit /u betreuen. gern 
an: bereit' ,ert 1975 hanen 
cngc Bc/iehungen lum Wei­
marer Wa..,..,crrellungsdien~t 

be.,tanden. 

Wieder Selbstvertrauen 

Vom Arbeit ....... tll änderte o;;ich 
in der Koronarspongruppe 
nicht, Wesentliche,. Ihr gehö­
ren I11ciM Patienten an. die 
nach eincm Krank.enhau\- und 
Kuraufenthalt rn der dritten 
Ph"e de, Kampfe, gegen die 
Folgen eine, ~Ie.--tinfar~ts oder 
einer He,,~lappenoperation 

'y;temati,ch körperlich in 
Form gebracht wcrden \ollen. 
Da7l1 dicnen wöchentlich je­
weib eine halbe Stunde mit 
von leichtathlet"chen Übun­
gcn durch ... et/tcr Gymna'itik 
im Weimarer Stadion und 3n­
\Chließend 30 Minuten 
Schwimmen Im nahegclege­
nen Hallenbad. Die ~örperli­
che Bela'tung wrrd indiv idue ll 
ge'teuen. Z\\eifello, hat die 
p'ychi,che Seite de, Training' 
für die Herllnfarktpaticnten 
wie fiir die ~örperlich Behin­
denen einen eben,o hohen 
Wert wic die medi/ini\che. 

Der Koronarspon i,t in der 
Rehabilitmion eine Möglich­
kcit. Lebensfrcude 7U vennit­
tein und da, Sclb,tbewußt,ein 
/u \tär~en . 

Zukunftspläne 

Die DLRG-On,gruppe 
Weimar kann auf zwölf 
Übung..,)ci lcr /urückgreifcn . 
die sich um die Förderung von 
Rettung"chw,mmen (41. Kin­
der,chwimmcn (3), Breiten­
sport (2) sowie Koronar- und 
Behrndene'hpon (3) bemü­
hen ... Da wir jedoch in einern 
Bereich ohne große Wa"er­
flächen arbeitcn, möchten wir 
auch andere Arbei tsaufgaben 
der DLRG wahrnehmcn", ver­
riet Vorsillcnder Jenz. ..lch 
denke dabei an die Sprech­
funkau,bildung. für die ,ich 
be~timrm viele Jugendliche 
begei;"tcrn würden. Auch einc 
intcn",ivc Tauchau,bi ldung 
würde unI" gutlun." 

Jo"chilll Medlow 



Entwicklung 
vorausgesehen 

Die Freizeitgesellschafl 
wird eine Steigerung der Not­
fall- und Unfallsituation am 
und im Wasser mit sich brin­
gen. .. Diese Prognose wagte 
die DLRG Rheinland-Pfalz in 
einer sachbezogenen Bericht­
erstauung vor etwa drei Jah­
ren. Und das statistische Zah­
lenmaterial der DLRG Rhein­
land-Pfalz zeigte in den Fällen 
der Hilfeleistungen, der Was­
serunfall-Statistik und in den 
Fällen der Lebensreuungen 
empirisch den Trend auf, den 
man 1990 mit Besorgnis vor­
ausgesehen haue. Die Trend­
entwicklung, so befürchtet der 
DLR G-Landes verbands vor­
stand Rheinland-Pfalz, der al­
lein die Erfahrung in Verbin­
dung mit den sorgfaltig ent­
wickelten Daten aus dem ge­
samten Bundesland als Er­
kenntnisquelle zuläßt, die Ent­
wicklung der Unfallstatistik 
am Wasser, im Wasser wird 
steigen. 

Wasserunfaligefahren -
woran Iiegt's? 

Pauschalien kann fest­
gestellt werden: Das Gefah­
renbewußtsein des Bürgers 
ist deutlich zurückgegangen. 
Leichtsinn und Rücksichtslo­
sigkeit werden anscheinend in 
bestimmten Bevölkerungs­
gruppierungen zur Tugend er­
hoben. Und viele Menschen, 
die erst kürzlich nach Deutsch­
land gekommen sind, können 
nicht schwimmen. 

Günter Hög, Präsident der 
DLRG Rheinland-Pfalz: "Be­
sonders glücklich sind wirdar­
über, daß unsere Mitglieder 33 
Menschen aus Lebengefahr 
gereuet haben, was oflmals 
nur mit hohem eigenem Risiko 
möglich war. Hier offenban 
sich gegenüber der '91-Vor­
jahreszahl: 14 Lebensreuun­
gen, was auch ungefahr dem 
bis dahin geltenden langjähri­
gen Durchschniu entsprach, 
eine geradezu erschreckende 
Zunahme. Die Ursachen, so 
haben wir festgestellt, liegen 
vor allem in der Entwicklung 
des Freizeitverhaltens bis hin 
zum Surfen, Segeln und Boot­
fahren, woran unverantwortli-

cherweise immer mehr Nicht­
schwimmer sich beteiligen 
bzw. mitgenommen werden 
und auch bei den übrigen Be­
teiligten die schwimmerischen 
Fenigkeiten oftmals unzurei­
chend sind. Hier wurden Men­
schenleben, eigenes und auch 
fremdes, unverantwortbar 
leichtfenig aufs Spiel gesetzt! 
Um diesen unenräglichen Zu­
stand zu beenden, muß, wei l es 
offenbar leider nicht anders 
gehen kann, fürdie Teilnehmer 
an solchen Spananen der vor­
herige Nachweis ausreichen­
der schwimmerischer Fenig­
keil vorgeschrieben werden," 

Wasserunfaligefahren 
In Zahlen 

Für große Teile der Bevöl­
kerung steht der ame der 
DLRG verständlicherweise 
gleichbedeutend mit Wasser­
reuung. Übrigens, alle 
Großveranstaltungen auf dem 
Wasser oder in Wassernähe 
werden in Rheinland-Pfalz 
von der DLRG überwacht. 
Mit 229345 Stunden Ret­
tungswachdienst haben die 
DLRG'ler aus Rheinland­
Pfalz im Jahr 1992 ehrenamt­
lich in ihrer Freizeit zum Nut­
zen der Allgemeinheit eine ge­
waltige Leistung erbracht und 
damit die VOIjahresergebnisse 
noch übenroffen. (1991: 
194585 Stunden und 1990: 
183 198 Stunden). Mit 324 
Reuungen bei Surf- und 
Bootsunfallen hat sich die be­
unruhigende Steigerung leider 
fongesetzt; 1991: 301 (!), -
1990 waren es noch 168 Ret­
tungen. Trotz aller Appelle 
nimmr hier die Unfallhäufig­
keit stark zu, verursacht durch 
Leichtsinn und Rücksichtslo­
sigkeit. Darüber hinaus haben 
unsere Mitglieder 1831 mal Er­
ste Hilfe im Wasser, auf dem 
Wasser oder an Land geleistet. 

Wasserunfaligefahr 
reduzieren 

Gemessen an ihrer Mitglie­
derzahl ist die DLRG Rhein­
land-Pfalz die stärkste Wasser­
rettungsorganisation. Fast 
41000 Menschen sind in der 
DLRG organisien. Wegen der 
Jugendarbeit und ihres huma­
nitären Wirkens hat die DLRG 

Präsident Peter Enders, seit 1991 an der Spitze des DLRG-Lsn­
desverbandes Hessen, beging seinen 50. Geburtstag in Anwe­
senheit zahlreicher Gäste aus Politik, Wirtschaft, berreundeten 
Verbänden und aktiven DLRG-Mitstreilern. Der hessische In­
Ilenminister Dr. Herbert Günter (links) würdigte die Verdien­
ste von Peter Enders um die DLRG. 

111 Rheinland-Pfalz einen be­
ständigen Mitgliederzuwachs; 
die DLRG bietet vielen Men­
schen ein sinnvolles Betäti­
gungsfeld und die Möglichkeit 
der persönlichen Weiterent­
wicklung, verbunden mit 
spanlichen Aspekten. Be­
kämpfung des "nassen Todes" 
ist, wie ehemals, das erklärte 
DLRG-Ziel. Die Menschen 
müssen (!) das Schwimmen 
erlernen. Schwimmfahigkei­
ten verringern die fatalen Fol­
gen eines Wasserunfalles. 
Schwimmen eröffnet nicht nur 
viele Bereiche der lebensfreu­
de, es erhält auch das Leben' 

Besonders intensiv wid­
mete sich die DLRG Rhein­
land-Pfalz der Aus- und Fon­
bildung der Renungsschwim­
merinnen und Rettungs­
schwimmer. Von ihrer Zahl 
und ihrer Leistungsfahigkeit 
hängt der Erfolg des Wirkens 
ab. 3520 Reuungsschwimm­
prüfungen (Renungs­
schwimmabzeichen Bronze. 
Silber, Gold) wurden 1992 im 
Landesverband abgelegt. Un­
ter denjenigen, die das hier­
für erforderliche Mindestaher 
noch nicht erreicht haben, ha­
ben sich 338 J uniorrener qua­
lifiziert und eine erst 1990 ein­
gefühne neue Ausbildungsstu­
fe gen utzt. Das sind glaubwür­
dige Anstrengungen zur Be­
kämpfung des Enrinkungs­
todes in Rheinland-Pfalz. 

Aber was tut man gegen 
Leichtsinn und Rücksichtslo-

sigkeit? Diesen beiden unlieb­
samen menschlichen Eigen­
schaften kann man nur schwer 
begegnen. Trotzdem, - die 
DLRG Rheinland-Pfalz ver­
sucht es. Hiermit will man Er­
folg haben: 
- Es sollen vennehn prakti­
sche Hinweise (Vorführun­
gen?!) zur Wasserunfallgefahr 
und deren Vorbeugung gege­
ben werden, damit das richtige 
Verhalten in der Freizeit am 
Wasser praktizien wird, damit 
man in ot- und Gefahrensi­
tuationen richtig reagieren 
kann. 
- Man will vermehn Tips und 
Hinweise den Bürgern bei ver­
schiedenen Gelegenheiten ge­
ben, um Gefahren überhaupt 
zu vermeiden. 

Was will man nicht? Kei­
neswegs den Zeigefinger erhe­
ben und im Brusnon der Über­
zeugung Ermahnungen venei­
len, als kämen sie aus Behör­
denstuben. Nein, das will man 
nicht. Dennoch: Ein Teil der 
DLRG-Arbeit muß Auf-
klärungsarbeit sein. Auf-
klärung über die schlimmen 
Gefahren eines Wasserunfal­
les; Aufklärung, wie man den 
WasserunfaJl vermeiden kann, 
- keine Belehrung soll es sein. 
Wird das helfen, die Wasser­
unfallhäufigkeit zu reduzie­
ren? Eine Antwort wird die 
"Statistik '93" darauf geben. 

Helmut Schnare 
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VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN ARHAT DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN·EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDES REPUBLIK DEUTSCHLAND E.V. 

Hans HanBen, Helnz·Werner Rltbnann, ARKAl Nordrheln·Westfalen 

Neukonzeption des Fernmeldedienstes 
Schnelleinsatzgruppen zur Einrichtung mobiler Einsatzleitstellen 

Altleltsgruppe 
betritt Neuland 

Die Schadensbilder bei Uno 
glUcksfallen haben sich erheb· 
lich erweitert, so daß die Ein· 
satzbearbeitung häufig nur 
noch durch die Unters!Utzung 
mit automatisierten Systemen 
wirksam und schnell erfolgen 
kann. Die Arbeitsgruppe Fern· 
meldedienst der ARKAT 
NRW hat deshalb ein Konzept 
fUr universal einzusetzende 
FM·Führungsfahrzeuge als 
mobile (dezentrale) Kompo· 
nente für die Leitstelle für Feu· 
erschutz, Katastrophenschutz 
und Reuungsdienst mit modu­
laren Gerätesätzen erarbeitet, 

auf dessen Grundlage es mög· 
lich wird, 

- kurzfristig an einer Scha· 
densstelle die gesamte Infor· 
mation und Kommunikation 
als mobile Leitstellezu über­
nehmen und die eingesetz­
ten, selbständig operieren­
den Dienste taktisch und ein­
satzlogistisch zu unterstüt­
zen (d. h. die technischen 
Voraussetzungen für die 
Einrichtung einer Einsatz­
leitung (EL) zu schaffen so­
wie Befehlsstellen (BSt) 
oder sonstigen Führungs­
komponenten fern melde­
mäßig zu erschließen und zu 
betreiben), 

Bild I: Schnell · 
eInsatzgruppe­

f ernmeldedienst 
(SEGlFmDl) 

FernmeIde­
gruppe. 

Leitstelle 

1 

Soforteinsatz -
gruppe 

- den Einsatz von Einheiten 
und Einrichtungen innerhalb 
des einheitlichen Hilfelei­
stungssystems mit Kommu­
nikationsmitteln, die den 
heutigen Gegebenheiten 
entsprechen, zu ergänzen 
und zu unterstützen, 

- den Fernmeldezug (FmZ) -
alt - des erweiterten Kata­
strophenschutzes (STAN 
081) unter Einbeziehung 
vorhandener Geräte und 
Fernmeldemittel in seinen 
operativen Komponenten zu 
integrieren, bereitzustellen, 
einzusetzen und zu betrei­
ben, 

- der Industrie die Möglich· 
keit zu geben, neue Techni-

EInsatzdIsponent KatS 

t t 

ken vorzustellen und diese 
modell haft zu erproben und 
zu verbessern. 

Schnelleinsatzgruppe -
Fernmeldedienst (FMD) 

Den LeitsteIlen für Feuer­
schutz, Katastrophenschutz 
und Rettungsdienst soll künf­
tig als mobile Komponente 
eine Schnelleinsatzguppe 
Fernmeldedienst (SEGIFM D) 
für die örtliche Einsatzleitung 
zur Verfügung stehen. Die 
SEGIFM D mit einer Personal­
stärke von 012110112 unter­
steht unmittelbar der Leitstelle 
für Feuerschutz, Kataslro-

t t t 
FOKw 

FOhre, KIJ FeS", zugleich SpreFu 
de' SEG (Heller mit DV·Kenntn8116f1) 

5 

Fernrneide· t t t t t t betriebstrupp 

Trfü KI3 FeSp< ruglelch SpreFu 

6 
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phenschutz und Rettungs­
dienst einer kreisfreien Stadt, 
eines Kreises oder einer 
kreisangehörigen Stadt als 
kommunale Einrichtung (Re­
gie). 

Diese SEGs 
- stellen zusätzlich erforderli­

che Fernmeldeverbindun­
gen her (einschließlich der 
automatisierten Datenverar­
beitung), 

- ersetzen ausgefallene Fern­
meldeeinrichtungen und 
-verbindungen und unter­
stützen die LeitsteIle mit 
Personal, 

- kommen grundsätzlich zum 
Einsatz, wenn verschiedene 
Fachdienste tätig sind/wer­
den, 

- werden bei Schadenslagen 
auch unterhalb der Katastro­
phenschwelle durch die LSt 
eingesetzt, 

- werden bei Katastrophenla­
gen einer Technischen Ein­
satzleitung oder Abschnitts­
leitung unterstellt . 
Das Aufstellungsschema 

der SEG (FMD) zeigt Bild I. 

Der Führungswagen 
(Fükw) der Schnelleinsatz­
gruppe des Fernmeldedienstes 
kann alternativ im bewegli­
chen und ortsfesten Fernmel­
deeinsatz 
- zum Feldkabelbau 
- als Fernmeldebetriebsstelle 

und 
- mobile Einsatzleitung (EL) 

bzw. Befehlsstelle (BSt) 
genutzt werden. 

Die Besatzung des Fükw ist 
ein Trupp des Fernmeldedien­
stes, bestehend aus 
- I Truppführer 
- 4 Fernsprechern (zugleich 

Sprechfunker) 
- I Helfer mit DV-Kenntnis­

sen (zugleich Fernsprecher) 
- I Kraftfahrer 3 (zugleich 

Sprechfunker) 
Er wird durch einen 

Fernmeldebetriebstrupp mit 
Fernmeldebetriebskraftwagen 
(Fekw) verstärkt bzw. ergänzt. 
Taktische Aufgaben sind: 
- Bauen von Fernsprechlei­

tungen 
- Anschließen an das feste 

Fernsprechnetz 
- Betreiben rechnergestützter 

Einsatzleitsysteme 
- Unterstützung einer mobilen 

örtlichen Einsatzleitung. 

- G ffi 8 
r"'. 0-1 

8 
9 1 

® 
10 1 0 ® ®@ '--" 

[J 4 5 I 6 I 7 I I - -..... ..., 
Bild 2: 1. Sitze, 2. Drehstühle, 3. Vermittlung, 4. Computer, 5. Kopierer, 6. Funktelefon/Fax, 7. Funktelefon, 
8 Funkgerät 8b, 9. Funkgerät 9b, 10. Geräteraum. 

Die Innenraumgestaltung 
des als mobile LeitsteIle nutz­
baren Fükw ist in Bild 2 dar­
gestellt. 

Eine diesbezügliche Mo­
dellstudie wird durch die Uni­
versität - Gesamthochschule­
Duisburg, Fachbereich Elek­
trotechnik, Fachgebiet Daten­
verarbeitung (Prof. Dr.-Ing. 
Axel Hunger), namhaften Fir­
men für die Entwicklung und 
den Vertrieb von Einsatzpro­
grammen aus den Bereichen 
Rettungsdienst und Feuerweh­
ren sowie von Praktikern aus 
dem Bereich des Zivil- und 
Katastrophenschutzes fach­
lich begleitet. 

Mobile Einsatzleitstellen 
sollen mit DV-Unterstützung 
in die Lage versetzt werden, 
alle einsatzrelevanten Unterla­
gen wie 

- Durchführungsplan 
- Einheitenerfassungsbogen 
- Einsatztagebuch (Schadens-

stelle) 
- Formatierte Meldungen (La­

gebericht, besondere Ereig­
nisse, Einsatzbefehle, Ab­
schlußbericht) 

- Führen der taktischen und 
technischen Fernmeldeskiz­
ze 

- Führen einer aktuellen Fern­
sprech- und Telefaxteilneh­
merliste 

- Führen einer Einsatzüber­
sicht (Schadensstelle) 

- Führen einer Überwa-
chungsliste für nicht sofort 
zu erledigende Auf träge/ 
Anträge 

- Führen eines Schadens tel­
lenkontos 

- Führen eines Kommunikati­
on planes "Schadensstelle" 

- Geräteübersicht (all ge-
meinlbeordertlim Einsatz! 
defekt) 

- Kanenausschnitte (Lage-
karte/Straßenkarte) 

- NBC-Meldesystem (NBC I 
bis 5) 

- Sammelliste für Dosislei­
stungsmessungen (NBL 4 
NUC) 

- Schnittstellenanalyse (Zu­
sammenwirken der Fach­
dienste) 

- STAN-Bilder und taktische 
Zeichen 

- Übersicht Strahlenbelastung 
(EinheitlNamensliste) 

- Verarbeitung der achwei­
sung (Eingang/Ausgang) 

- Verarbeitung des Nachrich-
tenvordruckes (Eingang/ 
Ausgang) 

- Verarbeitung des Vor-
druckes "Erkundung" 

automatisiert führen, bearbei­
ten und auswerten zu können . 

Fahrzeug und Ausstattung 

Die AGr "FmDi" hat im 
Zuge der Neugestaltung des 
Fernmeldezuges in eine Fern­
meldegruppe (Stärke: 0/2/10/ 
12) den Vorschlag unterbreitet, 
den Geräte- und Betriebskraft­
wagen (GBKW) umzurüsten 
und als Führungskraftwagen 
nutzbar zu machen (nach 
STAN 081). 

Farbe: Echtorange - RAL 
2004 

Beschriftung: Schnellein­
satzgruppe - Fernmeldeleit­
stelle - Dachkennzeichnung 
DIN 14035, Teil I, Ausgabe 
11.81 

Zubehör: Akustische Warn­
einrichtung für bevorrechtigte 
Wegebenutzer (DlN 14610), 
Kennleuchten für blaues oder 
gelbes Blinklicht (mN 
14620), Kennsignale für blau­
es oder gelbes Blinklicht (DIN 
14621) 

Ausstattung: Außenlaut-
sprecher, elektro-hydrauli­
scher Schiebernast - Höhe 8,5 
rn-für Antennensatz - 4-m-/ 
2-m-Band. 

Infonnatlon und 
Kommunikationstechnik 

- Femmeldebetriebstisch 
(FMBT) mit drei Bedien­
plätzen für unter Ziffer 2.2 
bis 2.5 bezeichnete Endgerä­
te als Bildschirmarbeitsplät­
ze 
Verwendung: Einsatzar­
beitsplätze für Einsatzbear­
beiter, drahtgebundene und 
drahtlose Kommunikation, 
automatisierte Datenverar­
beitung 

- Fernsprechvermittlung 
(FeV) 
Anzahl: I Mobile Fern­
sprechvermiulung - MEX 
12 
Verwendung: Vollelektroni­
sche mobile Fernsprechver­
mittlung rwv - Impuls­
wahlverfahren und MFW = 
Mehrfrequenzwahlverfah­
ren ( 10 ebenstellenan-
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seh I ü"e/K lei nverm itt I ungs­
,all) 

- Te)efax 
Anzahl: I 
Verwendung: Fernkopier­
gerät der Baureihe 3 tur 
Übermittlung von Vorlagen . 
Texten. Skiuen pp. 

- Fern'preehapparat (FeAp) 
Annhl : 10 

Typ: Kompakt-/Komfome­
lefon. 10 Kurzwahhprecher, 
Um,ehaltung IWV/MFW. 
Anschlußschnur TAE/We­
slem~lccker 

Verwendung: Fernsprech­
endeinrichtung 

- Mobil-/Autotelefon 
Anzahl : I 
Verwendung: Mobiles Tele-

fon - D-Netz - 7ur Über­
mittlung von Sprach- und 
Faxübenragungen 

- UKW-Sprechfunk 
Anzah) : I 
Typ: Computerunte"tützte, 
Funkmeldesystem (CFMS) 
Stufe I bis 3 
Verwendung: Senden/Emp­
fangen von Routinemeldun-

Außen- und Innenansichi des Führungs(ahrLeugs der Schnellt!in'OI"grUI)pe. 

60 1 BEVÖlKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 6/93 1 

gen, wech,ebeitiger digita­
ler achrichlenau~tausch 
(K u rzan wei;u ngen/S tatu,) 
und gegen,eilige Quittungs­
gabe 
Anzahl : 2 
Typ: FuG-Sb-1 
Vef'\\,endung,zweck: Viel­
kanal- prechfunkgerät 
Frequenzbereich: 4-m-
Band: nterband 74.2 15-
74.775 MHt, 75.2 15-
77.475 MHz, Oberband 
84 .014-87 .255 MHz 
Verkchp"artcn: Gegenver­
kehrIWechselverkehr mit 
wechselnder Bandlage 
KanalLahl : 306 Einzel­
kanjJe, 143 Unterband, 163 
Oberband, 142 Kanalpaare 
Anzahl : I 
Typ: FuG 9c 
Verwendungslweck: Uni­
ver>al -Sprechfunkgerät 
Frequentbereich: 2-m­
Band: Unterband 167,54-
169.40 MHz, Oberband 
172.14-1 74,00 MH7 
Verkehrsanen: G, W, RS I, 
RS 11 , V 
Kanalzahl : 200. davon 100 
im Unterband, 100 im Ober­
band 
Stromver<orgung: Fahr­
zeugbordnetz 12 V, etzbe­
trieb 220 V möglich' NC­
Akku 9,6 V 

- Zusatzgerät 
Anzahl : I 
Typ: Gabelteil GA 7b/9c 
Verwendungszweck: Über­
leitbetrieb UKW-Sprech­
funk 4-m-/2-m-Band In 

drahtgebundene Netze 
(Fernsprech) 

- AUIOrnali,ierte Datenverar­
beitung 
Anzahl : 3 
Typ: 386SX-25 MH7 Stan­
dard. 8-MB-Arbeitsspei­
eher, I D,skettenlaufwerk 
(3';' Zoll), etzwerk, Fest­
platte 105 MB, Fax-Kar­
te/Modem für DFülFax. 
DeuL,che Tastatur (MF 11 ). 
14"-VGA-Monochrom-Mo­
nitor. Tintenstrahldrucker 
(End los- und Einzelblattein­
zug) 
Zugriff über DFü 1lI spezi­

al- und cinsatIrelevante Daten 
und Datenbanken von Herstel­
lern. Datendienst der Deut­
schen Bundespost (Telekom). 

Die Konzeption ist speziell 
für den Einsatl in einer mobi­
len Lc,tstelle gedacht. 



Landkreistag 
und ARKAT 

plädieren für den 
weiteren Erhalt des 
Veterinärdienstes 

Anläßlich des Gespräches 
der Katastrophenschutzorga­
nisationen und -verbände mit 
Staatssekretär Dr. Walter 
Priesn itz am 26. Februar 1993 
im BM I hat sich der Referent 
des Deutschen Landkreista­
ges, Burkhard von Hausen, 
eindringlich für den Erhalt des 
Veterinärdienstes eingesetzt 
und die Position der ARKAT 
(vgl. Bevölkerungsschutzma­
gazin 7-8/91) nachhaltig un- Tötung von Kühen bei Maul · und Klauenseuche. 
terstützl. 

In diesem Zusammenhang 
ist auch darauf hinzuweisen, 
daß der Bundesministerdes In­
oem in seinem Bericht an den 
Haushaltsausschuß des Deut­
schen Bundestages zur 
zukünftigen Aufgabenwahr­
nehmung auf dem Gebiet der 
zivilen Veneidigung erkJän 
hat, die Vorsorgeplanungen in 
diesem Bereich nicht mehr nur 
nach den jeweiligen Teilver­
antwortlichkeiten zu beurtei­
len, sondern der wachsenden 
Bedeutung der Krisenvorsorge 
als "gesamtstaatliche Aufga­
be" verstärkt Rechnung tragen 
zu wollen. So ist bei der Rück­
führung von Fachdiensten des 
erweitenen Katastrophen­
schutzes - unbeschadet der 
bisherigen Ausrichtung auf 
den Veneidigungsfall - auch 
den Risiken zu begegnen, die 
nicht unmittelbar durch 
Kriegsgefahren begründet 
sind ("Doppelnutzeneffekt"). 

Der Veterinärdienst gehön 
zweifellos in diese Kategorie 
der Fachdienste mit hohem 
Doppelnutzen. Bei der 
Bekämpfung von großen Tier­
seuchen (Maul- und Klauen­
seuche fMKSn, Europäische 
und Afrikanische Schwei­
nepest (ES P, ASP) und ande­
ren seuchenhaft sich rasch ver­
breitenden, mit großen Tier­
verlusten einhergehenden 
Tierkrankheiten kann es für 
betroffene Kommunen zu er­
heblichen personellen Engpäs­
sen bei der Bekämpfung kom­
men. 

Tötung von Schweinen bei Europäischer Schweinepest. 

Wie die Ausbrüche der 
MKS und der Brucellose im 
Landkreis Hannover 1989 und 
die Ausbrüche der ESP im Re­
gierungsbezirk Lüneburg im 
Juni 1993 gezeigt haben, wa­
ren die Kräfte des Vete­
rinäramtes bei ca. drei Aus­
brüchen pro Woche total ge­
bunden. Die Praxis zeigte, daß 
sich im Falle der MKS das Ver­
bringen der seuchenkranken 
lebenden Rinder und Schwei­
ne zu den Tierkörperbeseiti­
gungsanstalten (TBA) wegen 
der gegebenenfalls weiteren 
Seuchenverbreitung auf dem 
Transponweg und der fehlen­
den Stallungen bzw. Anbinde-

(Folos: Seidler) 

vorrichtungen in den TBAs 
verbot. Dazu wären für den 
Transpon lebender Tiere enor­
me Kosten entstanden. Da die 
Entsorgung toter Tiere in 
TBAs per Vertrag auf die Be­
treiber festgeschrieben ist, ist 
auch die Abholung vertraglich 
gesichen. Bestehen bleibt die 
Frage: Wer fühn die Tötung 
von Tieren in großen Seuchen­
beständen durch? 

Landwine und professio­
nelle Schlachter sind hierfür 
kaum zu gewinnen. Der Grund 
hierfür ist die zu befürchtende 
Weiterverbreitung der Seuche, 
denn es kann nicht ausge­
schlossen werden, daß Erreger 

in den eigenen Bestand oder 
den des Klienteis verschleppt 
werden. 

Aus tierschutzrechtlichen 
Gesichtspunkten gehön zum 
Töten von Tieren ein gewisser 
Sachverstand, um den Tieren 
unnötige Schmerzen und Lei­
den zu ersparen. Personell 
wäre hier ein Veterinäramt ei­
nes Landkreises oder einer 
kreisfreien Stadt total überfor­
dert, wenn mehrere Ausbrüche 
pro Tag gemeldet werden. Ins­
besondere der von der EG be­
schlossene Impfstopp gegen 
M KS läßt befürchten, daß 
künftig Seuchenzüge vermehn 
auf eine ungeimpfte Klauen­
tierpopulation treffen und ge­
walt ige winschaftliche Schä­
den hervorrufen. Insbesondere 
die von der EG-Kommission 
zu erwanenden Beschränkun­
gen in Sperrgebieten machen 
unverzügliches Handeln erfor­
derlich. Die Vorhaltung von 
Veterinärzügen ist allein des­
halb unbedingt notwendig und 
sinnvoll. Durch die zeitliche 
Verfügbarkeit von ausgebilde­
tem Personal können so in op­
timaler Weise die Schäden bei 
einer Seuche begrenzt werden. 

Es ist deshalb absolut un­
verständlich, den Veterinär­
dienst als "fachlich nicht mehr 
vorrangig not wendig" einzu­
stufen. 

Wie im Falle von radioakti­
ven Ereignissen (Tschernobyl 
u. a.) muß der Veterinärzug 
weiterhin zur Unterstützung 
der Veterinärämter und in Re­
gie der Kommunen bzw. der 
Länder eingesetzt werden kön­
nen. Die bisherige Praxis 
zeigt, daß die Aufstellung von 
Veterinärzügen nicht in jedem 
Landkreis zwingend notwen­
dig ist. Welche personelle Stär­
ke und Ausrüstung künftig für 
notwendig gehalten wird, ist 
zu überdenken. 

Nach den Vorstellungen der 
ARKAT solltejedoch fürjeden 
Regierungsbezirk mindestens 
ein überönlich einsetzbarer 
Veterinärzug für die genannten 
Aufgaben zusätzlich zur Ver­
fügung stehen und bei Bedarf 
von betroffenen kommunalen 
Gebietskörperschaften ange­
forden werden können. 

Dr. med. vet. Rainer Vogel 
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Elektrisch 
durch die Innenstadt 

Lautlos und abgasfrei rollt In die­
sen Wochen ein Lkw durch Mün­
chens Innenstadt. Das Fahrzeug mit 
7,5 Tonnen Gesamtgewicht Ist mit 
zwei Antrieben ausgestattet und 
gehört zu einer Reihe von For­
schungsvorhaben zur Entlastung der 
Umwelt von Abgasemissionen und 
Geräuschen, die beim Betrieb von 
Kraftfahrzeugen entstehen. 

Dieser Lkw mit sogenanntem Hy­
bridantrieb besitzt einen Sechszylin­
der-Dieselmotor mit Katalysator, der 
für längere Strecken und das Errei­
chen der Stadtzentren eingesetzt 
wird . In der Innenstadt selbst wird auf 
Elektronantrieb umgeschaltet und 
abgasfreier sowie nahezu geräusch­
loser Betrieb sichergestellt. Nach er­
ledigter Warenauslieferung wird er­
neut der Dieselmotor gestartet und 
die Rückfahrt zum Ausgangspunkt 
angetreten. 

Für den Dieselbetrieb ist schwefel­
armer Kraftstoff und ein nachge­
schalteter Katalysator vorgesehen. 
Damit werden Abgasemissionen er­
zielt, die bereits heute die Euro-II­
Grenzwerte erreichen und damit im 
Vorgriff auf gesetzliche Bestimmun­
gen nachhaltig zur Entlastung der 
Umwelt durch Automobile beitragen. 

Parallel zum Dieselantrieb wurde 
für die umweltfreundl iche Elektro-Al­
ternative eine Lösung mit einem Elek­
tromotor gewählt, der eine Leistung 
von 23 kW entwickelt. Gespeist wird 
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der Elektromotor von einer Nlckel­
Cadmium-Batterie mit einer Span­
nung von 80 Volt und 120 Ah Kapa­
zität. Damit erreicht der Lkw bel Elek­
trobetrleb eine maximale Geschwin­
digkeit von 30 kmlh und eine Reich­
weite von durchschnittlich 25 Kilo­
metern. Das WIederaufladen der Bat­
terie erfolgt über die Steckdose. 

(MAN AG, 8000 München 50) 

Fressen Mikroben Halon? 

Europas Marktführer Im Bereich 
tragbarer Feuerlöscher bietet schon 
seit Monaten die kostenpflichtige 
Entsorgung von Feuerlöschgeräten 
mit dem ozonschädlIchen Halon an. 
Die Rücknahme erfolgt über die Kun­
dendienstpartner. 

Das Halon wird in besonderen ge­
sicherten Behältern im Stammwerk 
Wadersloh gesammelt und gelagert. 
Zuverlässige autorisierte Spezialfir­
men übernehmen die thermische 
Entsorgung. Es ist aber bekannt, daß 
bel dieser Methode Reststoffe unver­
meidbar sind. 

Deshalb wird ein von einer Pader­
borner Firma entwickeltes, vielver­
sprechendes ökologisch angelegtes 
Verfahrens prinzip zum mikrobiellen 
Abbau von Halon favorisiert. Bei die­
sem Projekt würde Halon mit Aktiv­
kohle verbunden und anschließend 
durch Mikroben zerstört . Dabei wird 
der Abbau des gebundenen Halons, 
je nach Dosierung, nur einen Tag dau­
ern. 

Schon in naher Zukunft, so das Un­
ternehmen, könnte diese ökono­
misch vertretbare und absolut um­
weltfreundliche Halon-Entsorgung Im 
Bereich des Möglichen liegen. 

(Gloria, 4724 Wadersloh) 

Neue Atemschutzmaske 

Eine neuentwickelte Atemschutz­
maske vereint die Vorteile von Soft­
body- (z. B. bessere Dichtheit und 

Gesichtsanpassung) und Hardbody­
Konzept (z. B. mehr Sicht und Kom­
fort) in einer Maske. Die wichtigsten 
Merkmale sind 40 Prozent höhere 
Dichtigkeit, 50 Prozent geringere 
CO2-Werte, 30 Prozent mehr Sicht 
und 30 Prozent weniger Atemwider­
stände als bei herkömmlichen Atem­
schutzmasken. 

Der Softbody paßt sich den unter­
schiedlichsten Gesichtsformen an 
und bewirkt, daß die Maske auch bei 
ruckartigen Bewegungen und Stößen 
dicht bleibt, wobei eine Doppeldicht­
lippe für doppelten Leckage-Schutz 
sorgt. Eine große Kinntasche verhin­
derte das Abrutschen der Maske vom 
Kinn. Der Hardbody wirkt bei Aufprall 
und Stoß wie ein Schutzschild. 

Das Gewicht des Filters sowie den 
Zug des Lungenautomaten wird über 
den Hardbody auf das gesamte Ge­
sicht verteilt. Die große Sichtscheibe 



erweitert die Sicht erheblich und in­
tegriert den unbewußten Wahrneh­
mungsbereich der Augen in das 
Blickfeld. 

Der Doppeldichtrahmen ver-
größert die Auflagefläche und min­
dert so den Anpreßdruck, der Zug der 
bequemen Kopfbänderung wirkt 
nicht punktuell (Druckstelien sowie 
Leckage durch Verzerrung möglich), 
sondern indirekt Ober den Hardbody 
sowie hinter der Dlchtllppe. 

(Dräger, 2400 LObeck 1) 

Neue Teleskop-Leiter 

Leitern sind bekanntlich Immer zu 
kurz zum Besteigen, aber mit Sicher­
heit zu lang zum Versorgen. Dieses 
Problem Ist mit der "Telesteps"-Tele­
skop-Lelter gelöst. Zusammenge­
stoßen mißt sie nämlich nur 72,4 cm. 
Sie kann bis auf 381 cm ausgezogen 
werden. Zudem Ist Jede Zwi­
schenstufe in Abständen von 30 cm 
als Leiterlänge wählbar. Das Gewicht 
beträgt 9 kg . 

Eine robuste Anticorrodal-Kon­
struktion mit eloxierten Holmen bie­
tet Gewähr für eine sichere Funkti­
onsweise. Das Herstellerwerk garan­
tiert eine Belastbarkeit von bis zu 200 
kg. 

Die vielbeachtete Erfindung eines 
irischen Ingenieurs findet Anwen­
dung in Haushalt und Garten, bei 
Handwerkern aller Branchen, in der 
Landwirtschaft, bei der Feuerwehr. 

Die Leiter kann auch als Rettungs­
leiter eingesetzt werden. Mit dem mit­
gelieferten U-Profil, das unterhalb 
eines Fenstersimses fest montiert 
wird, ist eine Personenrettung aus 

dem ersten Stock eines brennenden 
Hauses Innerhalb Sekunden mög­
lich. 

(Tespa, CH-5610 Wahlen) 

CTIF-Sonderpackungen 

Anläßlich der vom 11. bis 17. Juli 
1993 in Berlin stattfindenden X. Inter­
nationalen Feuerwehrwettkämpfe, 
der IX. Internationalen Wettbewerbe 
für Jugendfeuerwehren und der 
CTIF-Tagungen 1993 legt die Berliner 

Feuerwehr Sonder-Modellpackun­
gen in limitierter Stückzahl auf. In Ber­
lin können die Packungen über die 
bekannten Feuerwehr-Adressen be­
stellt und abgeholt werden. Schriftli­
che Bestellungen für den Versand 
werden ausschließlich über das Ver­
sandhaus des Deutschen Feuer­
wehrverbandes entgegengenom-
men. 

(Versandhaus DFV, 
Postfach 240 125, 5300 Bonn 2) 

Sofort-Hilfe bei Ölunfällen 

Bei einer Firma in Althengstett bei 
Calw wurde jetzt das erste Notfallde­
pot in Baden-Württemberg in Betrieb 

genommen. In einem transportablen 
Container sind ÖI- und ChemIkalien­
bindevlIese In größeren Mengen ge­
lagert, die bei einem Notfall rund um 
die Uhr abgeholt werden können. 

Die Gefahr, daß Öl oder Chemika­
lien In die Umwelt gelangen, besteht 
überall, wo diese Stoffe verwendet, 
gelagert oder transportiert werden. 
Im Alltag gibt es immer wieder Situa­
tionen, in denen solche Gefahrstoffe 
freigesetzt werden und sie damit eine 
Gefährdung für die Umwelt darstellen 
- man denke hier nur an die Ölspur 
nach einem Autounfall , die nicht nur 
für die Natur, sondern auch für alle 
übrigen Verkehrsteilnehmer ein gro­
ßes Risiko bedeuten. 

Vor Ort vorgehaltene Bindemittel 
können dazu beitragen, bei auslau­
fenden Gefahrstoffen das Schlimm­
ste zu verhindern. Nicht immer kann 
jedoch sichergestellt werden, daß die 
richtigen Bindemittel in entsprechen­
der Form und in ausreichender Men­
ge greifbar sind. 

Hier kommt erstmals ein mobiles 
System zur Anwendung; die Binde­
vliese werden in einem Container ge­
lagert, der im Notfall auch direkt an 
die UnfallsteIle verbracht werden 
kann - beispielsweise mit einem 
Lastwagen oder einem Hubschrau­
ber. Um für solche Fälle einen schnel­
len Zugriff auf den Container zu er­
möglichen, ist er auffallend gekenn­
zeichnet und sowohl von der Straße 
als auch aus der Luft gut sichtbar. 

Koordiniert wird der Einsatz der 
Materialien von der Calwer Feuer­
wehr, die "Schlüsselgewalt" beim 
Notfalldepot ausübt. So wird sicher­
gestellt, daß rund um die Uhr auf die 
Bindevliese zugegriffen werden kann 
und daß bei einem Notfall keine Zeit 
zwischen Notruf und Einsatz verrinnt. 

(3M, 4040 Neuss 1) 

1 BEVOLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 6/93 163 



Feuerwehrfahrzeuge 
in Amerika 
Von Jürgen Kiefer 

Lothar Haus Druck + Verlag, 
6455 Erlensee 

Im Rahmen der Buchreihe .. Feuer­
wehrfahrzeuge der Welt" erscheint 
jetzt als zweiter Band der Titel .. Feu­
erwehrfahrzeuge in Amerika" . In die­
sem Buch stellt Autor Jürgen Kiefer 
die "Fire-Trucks' aus den Vereinigten 
Staaten und Kanada vor, von denen 
auch für den europäischen Feuer­
wehrfahrzeugfan eine besondere 
Faszination ausgeht. 

Im Gegensatz zu europäischen 
Feuerwehrfahrzeugen handelt es 
sich bei den amerikanischen Fire­
Trucks nicht um standardisierte Pro­
dukte. In dem riesigen Land konnte 
sich dank fehlender Normen eine 
Vielfalt von Fahrzeugen entwickeln, 
die man sonst in keinem anderen 
Land vorfindet. Praktisch jedes ge­
baute Fahrzeug ist ein Einzelstück in 
Technik und Aussehen und wird indi­
viduell nach den Wünschen und Vor­
gaben der Fire Departments herge­
stellt. 

Aufgrund der außerordentlichen 
Stoffülle kann das Buch im dafür vor­
gegebenen Rahmen natürlich keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit erhe­
ben. Es beginnt mit einem kurzen Ein­
blick in die Organisationsstrukturen 
der amerikanischen Feuerwehren 
und einem Kapitel über den Beginn 
der Motorisierung zu Beginn unseres 
Jahrhunderts. Nach einem Kapitel 
über die verschiedenen Fahrgestell­
typen (neben handelsüblichen Chas­
sis werden in Nordamerika beson­
ders auch Feuerwehr-Spezialfahrge­
stelle, sogenannte "Customs" ver­
wendet) folgen die Löschfahrzeuge 
(Pumper) mit den in alphabetischer 
Reihenfolge vorgestellten wichtig­
sten Herstellerfirmen. 

Im zweiten Teil werden die sehr in­
teressanten, bisher jedoch von der 
Fachliteratur vernachlässigten Feu­
erwehrfahrzeuge aus Kanada prä­
sentiert. Auch hier finden deutsche 
Drehleiterlieferungen wieder beson­
dere Erwähnung. Den Abschluß des 
Buches bildet ein kleines Wörterbuch 
mit amerikanischen Fachbegriffen. 
Hier werden u. a. Bezeichnungen wie 
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nQuad", "Quint" und "Squrt" erläu­
tert. 

Dank der bereitwilligen Unterstüt­
zung vieler amerikanischer "Fire­
Buffs" konnte der Autor auf hervorra­
gendes und in Europa bisher unver­
öffentlichtes Bildmaterial zurückgrei­
fen. Über 750 Farbfotos mit ausführ­
lichen Bildunterschriften und techni­
schen Daten vermitteln einen umfas­
senden Überblick über die Feuer­
wehrfahrzeuge der Vereinigten Staa­
ten und Kanadas. 

DerUnimog 
in der Feuerwehr 

Von Dlrk Blemer 
Kortlepel Verlag GmbH, 

2BOO Bremen 41 

Der Unimog in der Feuerwehr - das 
ist eine Erfolgsgeschichte, die Ende 
der 40er Jahre begann und noch lan­
ge nicht beendet ist. Wohl kein Fahr­
zeug wird so vielseitig auf der ganzen 
Welt eingesetzt. Ob im ewigen Eis auf 
Grönland, als Waldbrandlöschfahr­
zeug .. Lion-Hunter" in Süd afrika oder 
als genormtes Tanklöschfahrzeug in 
Deutschland - der Unimog hat sich 
als Feuerwehrfahrzeug unter allen 
Bedingungen bewährt. 

Autor Dirk Biemer hat in mehr als 
dreijähriger Arbeit diese Erfolgsge­
schichte aufgezeichnet und mit Fotos 
aus aller Welt dokumentiert. So ent­
stand ein wohl einmaliges Werk vom 
Unimog in der Feuerwehr in zwei 
Bänden mit mehr als 600 Fotos. 

AutoKosten 
und Steuern 

ADAC-Verlag, 8000 München 70 

Das ADAC-Handbuch "AutoKo­
sten und Steuern" gibt einen nach 
Geschäftsvorfällen geordneten pra­
xisorientierten Überblick über die 
wichtigsten Änderungen und Bestim­
mungen, die laut der aktuellen Steu­
ergesetzgebung und Rechtspre­
chung alle Halter und Nutzer dienst­
lich genutzter Pkw beachten müssen. 

Die weitgehend typspezifischen 
ADAC-Autokosten-Berechnungen 
für 272 gängige Pkw-Typen ermögli­
chen aussage kräftige Wirtschafts­
vergleiche unter verschiedenen Ein­
satzbedingungen und zeigen Ansatz­
punkte zum Kostensparen. Sie er­
möglichen zuverlässige Aussagen 
über die wirtschaftlichen Vor- und 
Nachteile von firmeneigenen Pkw 
und dienstlich eingesetzten Privat­
wagen in Abhängigkeit von der Fahr­
leistung. 

Für Geschäftsführer, Personal­
und Vertriebschefs, Fuhrparkleiter, 
Steuerberater sowie Rechtsanwälte 
und natürlich für die betroffenen Mit­
arbeiter und deren Personalvertre­
tungen ist das vorliegende Standard­
werk ein aktueller Wegweiser zum 
Steuern- und Kostensparen. 

Äntebuch 
Ärztebuch-Verlag GmbH, 

0-7024 leipzig 

Auch mit der 15. Ausgabe des Ärz­
te buches wird das Gesundheitswe­
sen der Bundesrepublik Deutschland 
transparent gemacht. Auch das Ge­
biet der neuen Bundesländer wird 
berücksichtigt. Die Aktualität und 
Vollständigkeit sowie die bewährte 
Gliederung der Adressen sind ein Po­
tential, das seinesgleichen sucht . 

Band 1 beinhaltet Ärzte, nichtärzt­
liche Heilberufe (ortsalphabetisch ge­
gliedert), Namensregister, neue Be­
zugsquellen für Verwaltung, Einkauf, 
Kongresse und Tagungen. 

Band 2 informiert über Kranken­
häuser/Kliniken, Physiotherapien, 
Kur- und Heilbäder, Alten- und Pfle­
geheime, Apotheken/Reformhäuser, 
Medizinhandwerk, Ausbildungsein­
richtungen, Krankenkassen und -ver­
sicherungen, öffentliche Gesund­
heits- und Sozialverwaltungen, Ver­
bände, Organisationen, Bezugsquel­
len, Kongresse und Tagungen. 

Wegen der Zuverlässigkeit der 
Fachadressen, der Übersichtlichkeit 
und des hohen Informationswertes 
wird dieses Nachschlagewerk von 
Fachleuten, die sich im Gesundheits­
wesen orientieren müssen, gerne ge­
nutzt. 



Wallgang Jendsch 

MINIMAGAZIN 

Gerätewagen (GW) des 
Wasserförderzuges (WFZ) 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

- ----- -
Neben dem Mannschaftstrans-

portwagen (MTW) und zwei Wasser- I 
förderwagen (WFW) wurde den Was- I 
serförderzügen der ehemaligen LS-
Wasserförderbereitschaften (WFB) 
auch ein Gerätewagen auf der Basis 
des Hanomag AL 28 mit Pritsche und 
Plane zugeordnet. Verlastet wurden 
auf dem Fahrzeug zwei Pumpen 
(4000 Il min.), Saug- und Druck­
schläuche sowie Löscharmaturen 
und 20 Kanister mit Benzin. Die heu­
te in der Regel in Feuerwehrrot (RAL 
3000) lackierten Gerätewagen stehen Gerätewagen (GW) des Wassertörderzuges der Freiwilligen Feuerwehr Regensburg . (Foto: Hase) 
zum Teil noch im Einsatz einiger Frei-
williger Feuerwehren. 

Das Modell 

Die Firma MMT (Hanewacker) bie­
tet im Rahmen ihrer Modellprodukti­
on den Gerätewagen auf Hanomag­
Basis komplett an. Hier soll jedoch le­
diglich das Fahrerhaus des Lkw ver­
wendet werden, Pritsche und Plane 
stammen vom Unimog 1300 aus dem 
Roco-Sortiment (z. B. Nr. 1502). Das 
Fahrgestell wiederum - entspre­
chend angepaßt in Länge und Höhe 
- ist einem Preiser-Bausatz (diverse) 
entnommen. 

Die Erstellung des GW-Modells auf 
dieser Basis ist sicherlich nicht ein­
fach , eine Reihe von Anpassungen 
zwischen Fahrerhaus und Pritsche 
sowie zwischen Chassis und Aufbau 
sind exakt vorzunehmen. Gegeben­
enfalls (zum Beispiel bei der Trennung 
des Preiser-Fahrgestells) ist ein Hilfs­
rahmen aus Plastik zu erstellen. 

Während am MMT-Fahrerhaus 
Kotflügel und Stoßstange bereits an­
gegossen sind, müssen diese gemäß 
Vorbild an den hinteren Rädern bzw. 
am Heck des Fahrzeugs ergänz1 wer­
den. Auch hier kann man aus geeig­
neten Teilen des Preiser-Sortiments 
auswählen. 

Die Räder des neuen Gerätewa­
gens werden vom Dodge-Mann­
schaftswagen (zum Beispiel aus dem 
Roco-Militärprogramm) entnommen. 
Beide Achsen sollten in den Achshal­
terungen (am Preiser-Chassis) je-

doch geringfügig höher gesetzt wer­
den. 

Im Detail muß das Modell des Ha­
nomag-Gerätewagens wie folgt er­
gänzt werden: Ein Reserverad gehört 
unter die Pritsche (links vorn). die Stu­
fen zum Fahrerhaus müssen selbst 
passend erstellt werden (z. B. aus den 
Stufen eines Preiser-Löschfahr­
zeugs), Zusatzscheinwerfer (auf der 
Stoßstange ganz rechts und links) 
werden aus dem Roco-Zubehör an­
gebracht, Tarnleuchten (vorn nach 
links beziehungsweise rechts zwi­
schen die Scheinwerfer auf die Stoß­
stange gesetzt) ebenso. Des weiteren 

,r 

Das entsprechende Modell in 1 :B7/HO. 

werden Scheibenwischer, Arbeits­
stellenscheinwerfer, Rückspiegel, ein 
Lautsprecher (auf dem Dach links), 
eine Stange mit Blaulicht (am Aufbau 
links vorn) und Peilstangen (alles 
Preiser-Zubehör) montiert. 

Die Lackierung des Wasserförder­
zug-Fahrzeugs erfolgt in Rot, die Kot­
flügel und Stoßstangen in Schwarz. 
Für die Plane empfiehlt sich ein 
mattes Rot oder ein leicht ins Oran­
ge gehendes Rot. Nummernschil­
der (8000er-KatS-Kennzeichen) ent­
stammen diversen Preiser-Beschrif­
tungssätzen. 
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lieue I'echnilf lür das I'HW 

Im Jahre 1992 beschaffte das Tech­
nische Hilfswerk für die Leichten Ber­
gungstrupps 112 hydraulische Rettungs­
gerätesätze. Zusätzlich erhielten die drei 
THW-Schnelleinsatzemhelten fur Ber­
gungsemsätze im Ausland (SEEBA) Je ei­
nen speZiellen Gerätesatz. Weitere 138 
Rettungsgeräte werden 10 Kürze an die 
THW-Drtsverbände ausgeliefert. 
Oie hydraulischen Geräte werden emge­
setzt zum Heben und Bewegen von Lasten 
und Bauwerksteilen, zur Befreiung einge­
schlossener oder eingeklemmter Perso­
nen sowie zum Trennen von Armierungen, 
Profilen, Rohren und Fahrzeugholmen. 
Der Gerätesatz besteht Im wesentlichen 
aus dem motorbetnebenen Hydraulikag­
gregat, dem Spreizer SP30 und dem 
Schneidgerät S90 
Unser Titelbild sowie die Fotos auf dieser Seite zeigen einzelne EinsatzmöglichkeI­
ten des Rettungsgerätes, demonstriert auf dem Ubungsgelände der Katastrophen­
schutzschule Nordrhem-Westfalen, Wesel. 

(Fotos: Sers) 


